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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

auch in diesem Heft möchte die Zeitschrift für Familienforschung/Journal of Family
Research ihrer Aufgabe gerecht werden, ein Forum für Forschungsbeiträge aus ver-
schiedenen Feldern der Familienforschung zu sein.

Wir legen Ihnen hiermit fünf Beiträge aus den Bereichen

– der psychologischen Partnerschaftsforschung – zu einem Fragebogen zum Erle-
ben von Sexualität in engen Partnerschaften,

– der pädagogischen Psychologie – zu den – auch im Wortsinne – Familienbildern
von Scheidungskindern,

– der Soziologie – zur Zeitverwendung Pflegender sowie zur Nutzung von Inter-
netkontaktbörsen,

– der Sozialpolitikforschung – zum Konzept einer Familienkasse

vor.

Wir möchten zudem darauf hinweisen, dass Manuskriptangebote aus den verschie-
denen Wissenschaftsdisziplinen, die sich mit familialen Realitäten beschäftigen,
stets willkommen sind.

Die Herausgeber und der Redakteur würden sich freuen, wenn Ihnen die vorliegen-
den Studien Informationen und neue Erkenntnisse vermitteln und Denkanstöße so-
wie Anregungen für Ihr künftiges Handeln in Studium, Lehre, Forschung und be-
ruflicher Praxis zu geben vermögen.

Hans-Peter Blossfeld Kurt P. Bierschock
Geschäftsführender Herausgeber Redakteur              
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Jörn von Irmer

Die Rolle des Sexuallebens in einer
romantischen Partnerschaft für die
Beziehungszufriedenheit
Der Fragebogen zum Erleben von Sexualität in engen
Partnerschaften (FESP)

The role of sex life in romantic relationships for relationship satisfaction The
questionnaire of sexual experience in close relationships
Zusammenfassung
Die Rolle der Sexualität für romantische Part-
nerschaften ist ein wenig untersuchtes Gebiet
in der Partnerschaftsforschung. Es wird ein
Fragebogen vorgestellt, der das Erleben von
Sexualität in engen Partnerschaften auf den
zwei Dimensionen physische und affektive
Anziehung erfasst. Er ermöglicht eine Be-
schreibung, was Partner in ihrer Sexualität er-
leben und wie dies mit ihren Wünschen in
Einklang steht. In einer Studie an 1.583 Per-
sonen erweist sich der Fragebogen als relia-
bles Messinstrument. Männer berichten größe-
re Defizite in der physischen Anziehung. Au-
ßerdem wird sie im Querschnittsvergleich mit
steigendem Alter immer negativer bewertet.
Die affektive Anziehung ist ein Aspekt der
Sexualität, der speziell für die partnerschaftli-
che Sexualität als zentral angesehen wird. Die
Bedeutung dieser beiden Dimensionen des
Erlebens partnerschaftlicher Sexualität für die
Beziehungszufriedenheit unter Berücksichti-
gung von Alters- und Geschlechtseffekten
wird diskutiert.

Schlagwörter: Sexualität, Partnerschaft, Er-
wartung, Erleben, Beziehungszufriedenheit,
Fragebogen

Abstract
Research on romantic relationships has rarely
investigated the role of sex. Therefore a ques-
tionnaire measuring the sexual experience
along the two dimensions of physical and af-
fective attraction has been developed. The re-
sults describe the fit between sexual experi-
ence and expectations as experienced by the
participants. In a study with 1,583 partici-
pants, the questionnaire was proven reliable.
Male participants reported suffering from not
receiving enough attention within the physical
domain. In a cross-sectional analysis, physical
attraction was accorded a diminishing impor-
tance with increasing age of the participants.
Affective attraction had an impact on relation-
ship satisfaction. Affective attraction is an as-
pect of sex life which may be typical for sex
in close relationships only. The effect of both
dimensions of experiencing sex in close rela-
tionships on relationship satisfaction will be
discussed with respect to age and gender ef-
fects.

Key words: Sexuality, romantic relationship,
expectation, experience, relationship satis-
faction, questionnaire
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Einleitung

Die psychologische Forschung beschäftigt sich schon lange mit den Bereichen Sexua-
lität und romantische Partnerschaften unabhängig voneinander. Überraschenderweise
jedoch werden in relativ wenigen Arbeiten Verbindungen zwischen diesen Bereichen
hergestellt (McKinney & Sprecher, 1991). Der in dieser Arbeit verwendete Begriff
von romantischen Partnerschaften schließt dabei jede Form zwischenmenschlicher Be-
ziehung ein, in der nicht ausschließlich Sexualität gelebt wird (wie z.B. bei einem one-
night stand), sondern auch andere Aspekte emotional naher Partnerschaften erlebt
werden. Dies bedeutet, dass die Partner häufig miteinander interagieren, in eine Viel-
zahl gemeinschaftlicher Aktivitäten involviert sind, sich gegenseitig beeinflussen, dies
auch in Zukunft tun möchten, etc. (vgl. McKinney & Sprecher, 1991, S. 2). Die mei-
sten Menschen erleben ihre Sexualität am häufigsten in einem solchen Kontext (De-
Lamater, 1991). Dabei ist diese partnerschaftliche Sexualität von den beiden Aspekten
physischer Genuss und self-disclosure geprägt (Reiss, 1986). Der Aspekt self-
disclosure beschreibt dabei, dass sich die Partner in diesem Moment füreinander öff-
nen und sich gegenseitig eine sehr intime Seite ihrer selbst offenbaren.

Über die Dauer der Partnerschaft gesehen reduziert sich die Quantität der Se-
xualkontakte im Sinne von Häufigkeit (Riehl-Emde, 1995) sowie die Zufriedenheit
mit der Sexualität (Beer, 2007) und der Wunsch nach Sex (Beutel, Stöbel-Richter &
Brähler, 2008). Die Reduktion der Häufigkeit alleine, scheint bis zu einem gewissen
Grad die Beziehung und zumindest für Frauen auch die sexuelle Zufriedenheit, nicht
negativ zu beeinflussen (McNulty & Fisher, 2008). 88% der verheirateten Paare ei-
ner amerikanischen Studie waren mit ihrem physischen Sexualleben extrem oder
sehr zufrieden (Laumann et al., 1994). Doch wenn das sexuelle Desinteresse bei ei-
nem Partner sehr ausgeprägt wird, reduziert dies durchaus die Partnerschaftszufrie-
denheit (Trudel, Boulos, & Matte, 1993; Willi, 2001). Dabei spielt es eine große
Rolle, wie Paare mit unterschiedlich verteilter Lust umgehen. Nicht alleine, ob ein
Partner eine Zurückweisung seiner/ihrer sexuellen Avancen erfährt, ist für den/die
Zurückgewiesene bedeutsam, sondern auch wie diese Zurückweisung erlebt wird
(Byers & Heinlein, 1989). Dadurch bekommt die Kommunikation des Paares eine
Bedeutung (Cupach & Metts, 1991). Wie jedoch Beer (2007) anmerkt, sind die Be-
reiche Sex und Kommunikation sowohl die schwersten als auch die häufigsten Pro-
blembereiche von Partnerschaften, was für die Kombination dieser Bereiche, also
Kommunikation über Sex, weitreichende Folgen haben sollte. In den aktuellen Stu-
dien ergeben sich deutliche Hinweise darauf, dass biologische Alterungsprozesse
(Erektionsprobleme, verringerte Lubrikation, hormonelle Veränderungen etc.) für
die Zufriedenheit eine untergeordnete Rolle spielen. Beer (2007) konnte an einer
sehr großen Stichprobe zeigen, dass Paare, die unter einem Jahr zusammen sind, un-
abhängig vom biologischen Alter der Partner, eine ähnliche sexuelle Zufriedenheit
berichten und, dass ebenso unabhängig vom Alter, in den ersten fünf Beziehungs-
jahren die sexuelle Zufriedenheit absinkt, um sich dann auf einem relativ niedrigen
Niveau einzupendeln. Außerdem kommt es bei Personen, die sich scheiden lassen
und wieder neu heiraten, zu einem erneuten Anstieg der Häufigkeit sexueller Kon-
takte mit dem/der neuen Partner(in) (Christopher & Sprecher, 2000).
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Somit könnten Alterseffekte bzgl. des Absinkens sexueller Zufriedenheit, wie sie
beispielsweise auch von Trudel (2002) berichtet wurden, durch die enge Assoziation
von Alter und Partnerschaftsdauer (Gräser et al. 2001) erklärt werden. Beer (2007)
konnte zeigen, dass es älteren Menschen besser gelingt, in einer neu entstandenen
Partnerschaft, die sexuelle Zufriedenheit über einen längeren Zeitraum in einem po-
sitiven Bereich zu halten, was einen positiven Effekt des Alters darstellt.

Wie diese Veränderung auf einer qualitativen Ebene beschrieben werden kann,
und warum sie sich einstellt, wurde bisher jedoch noch nicht empirisch untersucht.
Clement (2001) entwickelte ein systemtheoretisches Modell, das den Prozess dieser
Veränderung über die Dauer einer Partnerschaft zu beschreiben versucht. Er geht
davon aus, dass jeder Mensch ein eigenes sexuelles Spektrum besitzt. Diese indivi-
duellen sexuellen Spektren bestehen aus Phantasien, Wünschen, Masturbati-
onspraktiken, Lernerfahrungen, Erfahrungen mit anderen Partnern, etc. Dabei ist das
gemeinsam mit einem Partner gelebte sexuelle Spektrum nur die Schnittmenge der
individuellen sexuellen Spektren beider Partner. Am Anfang einer sexuellen Bezie-
hung tun die Partner genau das, was ihnen gefällt, oder von dem sie hoffen, dass es
dem Anderen auch gefällt. Dies führt unweigerlich zu Grenzübertretungen, wenn
beispielsweise ein Partner eine Stellung initiieren möchte, die dem Anderen nicht
zusagt. Ein kultureller Sexualitätsstandard, bei dem ein „Nein“ immer stärker ist als
ein „Ja“, führt dann dazu, dass der Grenzmarkierung nachgegeben wird. Man tut das
nicht mehr, von dem der andere sagt, dass er/sie das nicht möchte. Oft wird dieses
„Nein“, das sich eventuell nur aus einer bestimmten Situation ergeben hat, aber als
zeit- und situationsstabil aufgefasst, was zu einer dauerhaften Grenzakzeptierung
führt. Man tut das nicht mehr, von dem man vermutet, dass er/sie das nicht möchte.
Durch Furcht vor einer weiteren Zurückweisung und der Antizipation der daraus re-
sultierenden Verletzung der eigenen Männlichkeit/Weiblichkeit, stellt sich schließ-
lich eine Latenz des Wunsches ein. Man will das nicht mehr, von dem man vermu-
tet, dass er/sie das nicht möchte. Dieser Prozess führt zu einer freundlichen Kom-
promisserotik. Das gemeinsame sexuelle Spektrum verkleinert sich und reduziert
sich auf einen „kleinsten gemeinsamen erotischen Nenner“ (Clement, 2001, S.
104f.), auf dem sich die Partner begegnen. Dieses Modell ist jedoch bisher nicht
evaluiert. Zur Evaluation ist ein Verfahren notwendig, das die Schnittmenge von in-
dividuellem und gemeinsamem sexuellen Spektrum erfassen kann – also einen Ab-
gleich zwischen dem Ist-Zustand der partnerschaftlichen Sexualität und den indivi-
duellen Wünschen eines Partners ermöglicht. Dabei wurde schon von DeLamater
(1991) darauf hingewiesen, dass sich die sexuelle Zufriedenheit daraus ergibt, wie
sehr aktuelle sexuelle Aktivitäten mit eigenen Erwartungen übereinstimmen (S. 62).

Es stellt sich hier nun die Frage, welche Rolle die Sexualität und die Veränderung
der Sexualität für die Beziehungszufriedenheit oder andere Beziehungsvariablen
hat. In den USA wurden einige Studien publiziert, die den Schluss zulassen, dass es
eine Verbindung zwischen Sexualität und Beziehungsqualität gibt (für einen Über-
blick: Christopher & Sprecher, 2000). Sowohl die Häufigkeit sexueller Kontakte als
auch die Zufriedenheit mit dem Sexualleben haben einen Einfluss. Dabei spielt je-
doch die Häufigkeit alleine eine untergeordnete Rolle. Die Art des Zusammenhangs
zwischen Sexualität und Beziehungszufriedenheit ist jedoch noch unklar. Unter-
schiedliche Herangehensweisen an diese Forschungsfrage führten zu sehr unter-
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schiedlichen Ergebnissen: Das social exchange model of sexual satisfaction (La-
wrance & Byers, 1995; Byers & Mcneil, 2007) sieht die Beziehungszufriedenheit
als einen Einflussfaktor für die sexuelle Zufriedenheit. Byers (2005) zeigte längs-
schnittlich, dass sich Beziehungszufriedenheit und sexuelle Zufriedenheit wechsel-
seitig beeinflussen. Birnbaum (2007) fand in einer rein weiblichen Stichprobe, kei-
nen direkten Einfluss des sexuellen Funktionsniveaus auf die Beziehungsqualität,
sondern einen moderierenden Effekt des Zusammenhangs zwischen Bindungsängst-
lichkeit und Beziehungsqualität. Oggins et al. (1993) fanden stärkere Effekte des
Zusammenhangs zwischen Sexualität und Beziehungszufriedenheit für Frauen als
für Männer, während Hassebrauck (2003) nur einen Effekt für die Männer fand.
Sprecher (2002) fand schließlich auch einen längsschnittlichen Einfluss der sexuel-
len Zufriedenheit auf die Beziehungsstabilität für beide Geschlechter, aber einen
stärkeren Effekt für Männer.

Aufgrund dieser Studien wurde deutlich, dass sich Männer und Frauen in den Mo-
dellen unterscheiden, und dass die Sexualität eine wichtige Rolle in der Partnerschafts-
zufriedenheit einnimmt. Aus diesem Grund wird Paartherapeuten empfohlen, für Stö-
rungen im Sexualleben des Paares sensibel zu sein und diese zu behandeln (Halford &
Markman, 1997). Aus demselben Grund beziehen viele Fragebögen zur Erfassung von
Partnerschaftszufriedenheit und -qualität auch die sexuelle Zufriedenheit mit ein (Sny-
der, 1979; Rohmann, 2000; Hahlweg, 1996). Die Heterogenität der diesbezüglichen
Ergebnisse lässt aber bisher keinen eindeutigen Rückschluss auf den Zusammenhang
zwischen Beziehungszufriedenheit und Sexualität zu, da sich die Verfahren zur Erfas-
sung der Sexualität auf sehr unterschiedliche Aspekte der Sexualität beziehen und sehr
unterschiedliche, teilweise rein weibliche Stichproben untersucht wurden.

In vergangenen Studien fällt außerdem auf, dass die Instrumente zur Erfassung von
Sexualität meist nur eine Dimension abbildeten, wie Häufigkeit, Zufriedenheit, sexu-
elles Funktionsniveau, Probleme etc. Das Handbook of sexuality-related measures
(Davis, 1998) beinhaltet knapp 230 Fragebogenverfahren, um verschiedene Aspekte
des Sexuallebens zu erfassen. In den letzten zehn Jahren sind noch einige dazugekom-
men. Dies ist ein Zeichen dafür, dass sich die Forschung mit der Sexualität intensiv
auseinandersetzt. Dennoch wurde bisher kein Fragebogen entwickelt, der mehrdimen-
sional erfasst, welche Aspekte partnerschaftlicher Sexualität in einer Partnerschaft er-
lebt werden. Außerdem sind diese Dimensionen, die als Maßstab für partnerschaftli-
che Sexualität gewählt wurden, nicht ausschließlich typisch für Partnerschaften (vgl.
McKinney & Sprecher, 1991; Reiss, 1986). Diese Dimensionen können in jeder Be-
ziehung, in der es zwischen Menschen zu sexuellen Kontakten kommt, gemessen wer-
den. Ein Messinstrument, das die Aspekte der Sexualität erfasst, die ausschließlich in
dem Kontext vorkommen, in dem Sexualität zumeist gelebt wird – eine romantische
Partnerschaft – existiert bisher nicht. Dabei sollte im Auge behalten werden, dass sich
partnerschaftliche Sexualität von der Sexualität unterscheiden sollte, die man in einer
Affäre oder einem one-night stand erlebt. Erfasst man aber nur die Häufigkeit der Se-
xualkontakte oder Variationen in unterschiedlichen Sexualpraktiken, so kann dieser
Unterschied nicht abgebildet werden. Zudem wurden in den meisten publizierten Stu-
dien Skalen verwendet, die nur aus einem oder wenigen Items bestanden und deren
Reliabilität und Validität nicht bekannt ist. Eine mehrdimensionale Erfassung von se-
xualitätsbezogenen Maßen ist bisher sehr selten.
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Die vorliegende Studie beschäftigt sich demnach mit der Frage, wie man das Er-
leben von Sexualität in einer Partnerschaft erfassen kann, welche Alters-, Ge-
schlechts- und Familienstandsunterschiede es hinsichtlich der Passung dieser part-
nerschaftlichen Erfahrung mit persönlichen Erwartungen gibt, und welche Zusam-
menhänge sich mit der Beziehungszufriedenheit ergeben. Das Erleben wird dabei
als das betrachtet, was Partner miteinander in ihrer sexuellen Beziehung leben. Die
sexuelle Zufriedenheit sollte sich erst aus dem Erleben ergeben.

Methode

In einer Online-Studie wurde der Fragebogen zur Erfassung der Zufriedenheit in
Partnerschaften (ZIP, Hassebrauck, 1991) eingesetzt. Der ZIP ist die deutschspra-
chige Version der Relationship Assesment Scale von Hendrick (1988). Dieses sieben
Items umfassende Instrument besticht durch seine hohe Ökonomie und mit einem
Cronbachs α = .87 auch durch eine hohe Reliabilität. Außerdem ist es für die vorlie-
gende Fragestellung sehr geeignet, da es die Partnerschaftszufriedenheit direkt er-
fasst, ohne einen Umweg über andere Konstrukte zu nehmen und insbesondere kei-
ne inhaltlichen Überschneidungen mit der Sexualität des Paares aufweist, was zu
trivialen Zusammenhängen führen würde (Banse, 2003).

Außerdem kam ein neu konstruierter Fragebogen zum Erleben von Sexualität in
einer Partnerschaft (FESP) zum Einsatz. Ziel der Fragebogenkonstruktion war, das
Sexualerleben in einer emotional nahen romantischen Partnerschaft und die Passung
des Erlebens mit eigenen Wünschen und Vorstellungen zu erfassen (vgl. Clement,
2001). Der Fragebogen sollte sich für beide Geschlechter und unterschiedliche se-
xuelle Orientierungen eignen. Durch Brainstorming und unstrukturierte Interviews
mit Personen unterschiedlichen Geschlechts und sexueller Ausrichtung wurde ein
Itempool erstellt. Durch die Teilnahme homo-, bi- und heterosexueller Personen an
der Studie, sowie durch nachträgliche Befragung einzelner Teilnehmer unterschied-
licher sexueller Orientierungen, konnte die Eignung des Verfahrens für eine große
Population bestätigt werden. Die Items werden auf einer fünfstufigen Skala von
‚trifft immer zu‘ bis ‚trifft nie zu‘ beantwortet. Um die Passung des Erlebens mit
den individuellen Wünschen messbar zu machen, wurde nach Vorbild der triangu-
lar love scale (Sternberg, 1997) ein doppeltes Antwortformat gewählt. Sternberg
(1997) verwendete hierzu eine zweite Skala, auf der er seine Probanden einen
„idealen Traumpartner“ einschätzen ließ. Bei dem Vergleich des momentanen Part-
ners mit einem „idealen Traumpartner“ entstehen jedoch zwei Probleme. Einerseits
entsteht ein inhaltliches, da Wünsche, die ein idealer Traumpartner erfüllen würde,
nicht dasselbe sein können, wie das, was man sich von einem realen Partner
wünscht. Andererseits führt dieses Vorgehen zu einem empirischen Problem, da ein
idealer Traumpartner mit hoher Wahrscheinlichkeit nur mit Extremwerten einge-
schätzt wird: alle angenehmen Aspekte müssen voll und alle unangenehmen gar
nicht erfüllt sein. Somit erhält man keine Varianz in den Variablen. Aus diesem
Grunde wurden die Items zusätzlich noch auf einer fünfstufigen Skala bewertet, wie
wichtig dieser Aspekt partnerschaftlicher Sexualität ist (‚gar nicht wichtig‘ bis ‚sehr
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wichtig‘). Durch die direkte Gegenüberstellung beider Antwortformate1 liegt die
Vermutung nahe, dass eine Abweichung zwischen den beiden Antworten eine Ab-
weichung zwischen Ist- und Sollzustand darstellt. Leider gibt es mit diesem Vorge-
hen noch wenig Erfahrung. Die Vermutung konnte zunächst jedoch durch einge-
hende Experteninterviews erhärtet werden. Aus den Antworten zum Erleben und der
Wichtigkeit lassen sich Differenzwerte berechnen (Differenz = Erleben – Wichtig-
keit), die die Passung zwischen einem Ist- und einem Soll-Wert darstellen sollten.
Der Hintergrund der Bildung des Differenzwertes ist, dass es wenig Information
bringt, wenn eine Person beispielsweise das Item „wir haben Sex an ungewöhnli-
chen Orten“ mit einem „trifft nie zu“ beantwortet. Denn das ist völlig in Ordnung,
so lange es der betreffenden Person auch nicht wichtig ist. Erst wenn der Ist-
Zustand von den Wichtigkeitswerten abweicht, sollte dies Konsequenzen für die
Person haben. Negative Werte bedeuten demnach, dass ein als wichtig erachteter
Teil partnerschaftlicher Sexualität nicht in dem gewünschten Ausmaß erlebt wird.
Eine Null zeigt, dass genau so viel erlebt wird, wie gewünscht. Eine Abweichung in
den positiven Bereich war insgesamt selten, sollte nach der social exchange theory
of sexual satisfaction (Byers & Mcneil, 2007) ebenso einen negativen Effekt auf die
Person haben. Demnach wäre es plausibel, die euklidische Distanz zu berechnen.
Dies wurde auch getestet, allerdings zeigte sich, dass mit den Differenzwerten in
verschiedenen Analysen ebensoviel Varianz aufgeklärt werden kann wie mit der eu-
klidischen Distanz, weswegen für eine bessere Übersichtlichkeit hier die Differenz-
werte berichtet werden. Denn auch wenn jegliche Abweichung von Null ähnlich ne-
gativ bewertet wird, so ist es für das Individuum mit Sicherheit ein Unterschied, ob
die Abweichung in den negativen oder positiven Bereich führt.

In einer Pilotstudie an 122 Personen fanden sich auf Basis der Erlebniswerte
(nicht der Wichtigkeitswerte) zwei Faktoren, die gemeinsam 42% der Varianz auf-
klären. Es ergaben sich außerdem Hinweise auf die Existenz von bis zu drei weite-
ren Faktoren im originalen Itempool. Diese Faktoren konnten jedoch aufgrund ho-
her Doppelladungen, niedriger Eigenladungen, geringer Varianzaufklärung, gerin-
ger Itemzahl oder kaum möglicher inhaltlicher Interpretation nicht eindeutig defi-
niert werden. Aus diesem Grund wurden nur zwei Faktoren extrahiert. Der erste
Faktor bestand aus affektiver Anziehung. Er zeigt, wie sehr die Sexualität von
Wärme, Liebe und Zärtlichkeit geprägt ist (z.B. „Mein Partner ist sehr einfühlsam“)
[20.2% Varianzaufklärung; α = .86]. Der zweite Faktor bestand aus physischer An-
ziehung. Dieser Faktor zeigt, wie sehr die Sexualität von Leidenschaft, Offenheit
und gemeinschaftlichem Experimentieren geprägt ist (z.B. „Mein Partner experi-
mentiert sehr gerne“) [21.6% Varianzaufklärung; α = .89] (von Irmer, 2007). Diese
beiden Skalen wurden auch ausgewählt und weiterentwickelt, da sie mit den Vor-
stellungen von Reiss (1986) und Willi (2001) korrespondieren, die inhaltlich ähnli-
che Dimensionen der partnerschaftlichen Sexualität beschrieben. Die Items dieser
aus der Pilotstudie entstandenen Skalen wurden überarbeitet und die Skalen theorie-
geleitet erweitert. Diese überarbeitete Fassung wurde in der Untersuchung einge-
setzt.

                                                          
1 Hinter dem Itemstamm werden direkt nebeneinander zwei fünfstufige Skalen dargestellt. Der

Proband wird dazu aufgefordert, in jeder der beiden Skalen jeweils ein Kreuz zu setzen.
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Da im Onlinefragebogen alle Items gezwungenermaßen ausgefüllt wurden, erüb-
rigte sich eine Missing-Data-Korrektur. Nur vollständig ausgefüllte Fragebögen
wurden in die Auswertung mit einbezogen, da die Teilnehmer erst mit Absenden der
letzten Seite ihr Einverständnis zur Verwendung der Daten abgaben. Alle Berech-
nungen wurden mit SPSS 14.0 durchgeführt.

Stichprobe

An der Onlinestudie nahmen insgesamt 1.583 Personen im Alter zwischen 15 und 70
Jahren [M = 31.2; SD = 12.31] teil. Dabei waren 70% der Teilnehmer 35 Jahre oder
jünger. 60.5% waren Frauen, 39.5% Männer. Die Teilnehmer kamen aus dem gesam-
ten Bundesgebiet, teilweise auch aus Österreich [N = 62] und der Schweiz [N = 26].
Dabei gaben 31.6% der Teilnehmer an, in einer Großstadt mit über 150 000 Einwoh-
nern zu leben und 23.4% in einem Dorf unter 5000 Einwohnern. 22% waren Studie-
rende verschiedener Fachrichtungen, 46.4% waren berufstätig. 28.6% waren verheira-
tet, 53.7% waren in einer nicht-ehelichen Partnerschaft und 17.7% waren Singles2.
N = 39 Männer und N = 16 Frauen gaben auf einer 11stufigen Skala an, sich sexuell
zum gleichen Geschlecht hingezogen zu fühlen. N = 58 Personen fühlten sich von bei-
den Geschlechtern gleichermaßen sexuell angezogen. N = 35 Personen besuchten im
Zeitraum von sechs Monaten vor der Untersuchung eine Paar- oder Sexualtherapie.

Zur Teilnahme an der Studie wurde auf verschiedene Weise geworben. In insge-
samt 35 Internetforen wurde die Studie mit einer kurzen Einführung beworben. Die
Foren wurden über den Erhebungszeitraum von 1,5 Monaten täglich betreut, um auf
Rückfragen zu antworten. Um eine möglichst heterogene Stichprobe zu erhalten,
wurden hauptsächlich Foren herangezogen, die nicht ausschließlich Themen wie
Partnerschaft oder Sexualität als Hauptschwerpunkte auswiesen (beispielsweise ein
christliches Jugendforum oder technische Foren).

Zusätzlich wurde eine Mailkette in Gang gesetzt, im Raum Mainz wurden Flyer
mit der URL zur Studie verteilt und einige Sexual- und Paartherapeuten wurden te-
lefonisch mit der Bitte kontaktiert, dass sie einige Ihrer Patienten auf die Studie
aufmerksam machen. Durch dieses Vorgehen sollte eine möglichst heterogene
Stichprobe gefunden werden. Fakes wurden aufgrund einer Plausibilitätsanalyse aus
der Stichprobe entfernt, waren aber selten (N = 18).

Trotz der Stichprobengröße kann jedoch bei einem Onlinefragebogen kaum si-
chergestellt werden, eine repräsentative Stichprobe zu erfassen. Aus dem Feedback
der Teilnehmer in den Foren wurde jedoch deutlich, dass dieses Vorgehen bei einem
so intimen Thema seitens der Teilnehmer sehr begrüßt wurde.

                                                          
2 Singles wurden gebeten, den Fragebogen retrospektiv in Bezug auf die letzte Partnerschaft

zu beantworten.
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Ergebnisse

Tabelle 1: Faktorladungen des Fragebogens zum Erleben von Sexualität in einer
Partnerschaft (FESP)

Faktor
physisch affektiv

Ich merke, dass mich mein Partner begehrt ,636 ,293
Ich bekomme nicht genügend Sex von meinem Partner* ,560
Mein Partner experimentiert sehr gerne (K) ,821
Der Sex mit meinem Partner ist sehr abwechslungsreich (K) ,800 ,231
Sex läuft bei uns immer nach dem gleichen Schema ab* (K) ,646
Mein Partner ist sehr einfühlsam (K) ,415 ,636
Wir haben oft Sex miteinander (K) ,680 ,253
Ich spüre, wie sehr mich mein Partner liebt, wenn sie/er mit mir Sex hat (K) ,422 ,619
Mein Partner ist immer dafür offen, neue Dinge auszuprobieren (K) ,802
Mein Partner überfordert mich mit ihren/seinen sexuellen Wünschen* -,235 ,462
Mein Partner ist oft so erregt, dass sie/er sich nicht die Zeit nimmt, intensiv auf mich
einzugehen* ,437

Ich befriedige meinen Partner, ohne dabei selbst Lust zu haben* ,465
Mein Partner hat großes Verständnis dafür, wenn ich keine Lust auf Sex habe ,505
Mein Partner ist sehr zärtlich (K) .373 .737
Mein Partner ist sehr wild und leidenschaftlich (K) .726
Mein Partner kuschelt mit mir auch ohne sexuellen Hintergrund ,580
Sexualität ist in unserer Beziehung ein wichtiger Bestandteil (K) ,679 ,228
Wenn ich mit meinem Partner schlafe, bin ich wirklich eins mit ihr/ihm (K) ,387 ,633
Der Anblick meines Körpers ist für meinen Partner erregend ,586 ,268
Mit meinem Partner kann ich sexuelle Phantasien ausleben (K) ,819 ,243
Wir haben Sex an ungewöhnlichen Orten ,649
Ich spüre beim Sex wie vertraut ich meinem Partner bin (K) ,438 ,643
Beim Sex mit meinem Partner spüre ich, wie sehr sie/er mich wertschätzt (K) ,405 ,663
Unser Sexualleben ist prickelnd (K) ,751 ,418
Ich spüre beim Sex, dass mir mein Partner großen Respekt entgegenbringt (K) ,361 ,684
Die Art und Weise, wie wir uns im Bett begegnen, spiegelt unsere liebevolle Verbin-
dung wieder (K) ,365 ,694

Die Befriedigung meines Partners steht in unserer Sexualität so sehr im Vorder-
grund, dass es meine Lust hemmt* ,506

Unser Sexualleben ist romantisch (K) ,364 ,600
Wir reden über unsere sexuellen Wünsche und Phantasien offen ,677 ,247
Beim Sex reden wir darüber, was uns erregt ,555
Wir benutzen Alltagsgegenstände um uns zu stimulieren (z.B. Federn, Blumen,
Frischhaltefolie etc.) ,461

Mit meinem Partner lebe ich Sexualpraktiken aus, die andere als „exotisch“ be-
schreiben würden ,667

Wenn mein Partner mit mir schläft, fühle ich mich benutzt oder ausgenutzt* ,641
Nach dem Geschlechtsverkehr tauschen wir noch lange Zärtlichkeiten aus ,299 ,572
Wenn ich mit meinem Partner schlafe, fühlt sich mein ganzer Körper berührt (K) ,370 ,618
Nach dem Geschlechtsverkehr mit meinem Partner spüre ich den Kontakt mit mei-
nem Partner noch lange Zeit ,345 ,576

Mein Partner überrascht mich im Bett immer wieder (K) ,737 ,290

Anmerkungen
* negativ gepolte Items. Sie wurden für die Faktorenanalyse ins Positive umgepolt

Eigenladungen <.20 werden nicht dargestellt; kursiv gestellte Items gehören zum Faktor physische Anzie-
hung, kursive Faktorladungen zeigen die größte Ladung auf den beiden Faktoren;
die mit (K) markierten Items können für Forschungszwecke als Kurzversion eingesetzt werden. Cron-
bachs α für die affektive Anziehung (10 Items) ist .931 und für die physische Anziehung (10 Items) .936
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Eine erneute Faktorenanalyse (Hauptkomponentenanalyse mit Varimaxrotation)
zeigte, dass die Faktorenstruktur weiterhin zutrifft, und die neu konstruierten Items
auf den angenommenen Faktoren laden. Wiederum wurden die zwei Faktoren ge-
funden, die gemeinsam 48.6% der Varianz aufklären. Affektive Anziehung [19
Items; 20.6% Varianzaufklärung; α = .917], und physische Anziehung [18 Items;
28.0% Varianzaufklärung; α = .941], wie in Tabelle 1 dargestellt. Hinweise auf an-
dere Faktoren ergaben sich in dieser Studie nicht, da die entsprechenden Items des
originalen Itempools nicht in die Studie mit aufgenommen wurden.

In Tabelle 2 werden die deskriptiven Statistiken für die Differenzwerte (Differenz =
Erleben – Wichtigkeit) nach Geschlecht, Familienstand und Altersgruppe3 angege-
ben.

Tabelle 2: Mittelwert und Standardabweichung für Differenzwerte in physischer
und affektiver Anziehung nach Geschlecht, Familienstand und
Altersgruppe

15 bis 20
(N = 279)

21 bis 29
(N = 609)

30 bis 39
(N = 329)

40 bis 70
(N = 366)

M (SD) M (SD) M (SD) M (SD)
verheiratet -- -- .00 (.84) -.97 (1.00) -1.17 (1.19)
Partner -.24 (.73) -.63 (.84) -.70 (1.02) -.59 (.90)physisch
Single -.44 (1.04) -.72 (.98) -.61 (.95) -.88 (.85)
verheiratet -- -- .57 (.40) .13 (.62) .01 (.79)
Partner .26 (.59) .34 (.47) .19 (.70) .15 (.54)

männlich

affektiv
Single .09 (.85) .16 (.71) -.21 (.77) -.31 (.67)
verheiratet -- -- -.21 (.62) -.43 (.78) -.48 (1.09)
Partner -.05 (.55) -.19 (.72) -.34 (.87) -.38 (.88)physisch
Single -.43 (.97) -.54 (.93) -.65 (1.03) -.64 (1.04)
verheiratet -- -- .04 (.62) -.10 (.61) -.36 (.96)
Partner .02 (.52) .02 (.58) -.07 (.72) .00 (.70)

weiblich

affektiv
Single -.31 (1.02) -.61 (.89) -.91 (1.04) -.76 (.98)

In einer MANOVA mit Messwiederholung wurde als Innersubjektfaktor die Dimen-
sion sexuellen Erlebens eingegeben (physisch und affektiv). Als Zwischensubjekt-
faktoren wurden das Geschlecht, der Familienstand und die Altersgruppen eingege-
ben4. Es ergab sich ein Haupteffekt der Dimension [F(1,1416) = 255.68; p < .001;
η² = .153]. In der physischen Anziehung sind die Differenzwerte generell negativer
als in der affektiven. Außerdem fand sich ein Haupteffekt des Familienstands
[F(2,1416) = 19.21; p < .001; η² = .026]. Personen in einer unehelichen Partner-
schaft bewerten ihre Sexualität generell als positiver als Singles und Verheiratete.
                                                          
3 Die Altersgruppen wurden so gebildet, dass sie einen Kompromiss zwischen theoretischen

Altersstufen (emerging adulthood, junges, mittleres und hohes Erwachsenenalter) und der
Fallzahl in den entsprechenden Gruppen darstellen. Darum entsprechen die Altersgrenzen
nicht exakt den theoretischen Modellen und auch die Fallzahlen in den Gruppen unter-
scheiden sich.

4 Aufgrund der großen Stichprobe werden nur Ergebnisse berichtet, die einen p-Wert < .01
erreichen, da alle anderen Effekte zwar als signifikant angenommen werden können, aber
keine große inhaltliche Bedeutsamkeit aufweisen. Haupteffekte, deren inhaltliche Bedeu-
tung durch Interaktionseffekte überlagert werden, werden ebenso nicht berichtet.
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Abb. 1: Differenzwerte für Männer und Frauen in physischer und affektiver
Anziehung. Fehlerbalken = 2 Standardfehler

Interaktionseffekte ergaben sich zwischen der Dimension und dem Familienstand
[F(2,1416) = 10.89; p < .001; η² = .015], zwischen der Dimension und dem Ge-
schlecht [F(1,1416) = 127.40; p < .001; η² = .083], (s. Abb. 1) zwischen Dimension,
Familienstand und der Altersgruppe [F(5,1416) = 3.38; p < .01; η² = .012], sowie
eine Vierfachinteraktion zwischen Dimension, Familienstand, Geschlecht und der
Altersgruppe [F(5,1416) = 3.26; p < .01; η² = .011]. Die Mittelwerte der Untergrup-
pen in den Dimensionen werden in Abbildung 2 mit Fehlerbalken, die zwei Stan-
dardfehlern entsprechen, dargestellt. Um diesen komplexen Interaktionseffekten ge-
nauer auf den Grund zu gehen, wurde dasselbe Modell noch einmal getrennt nach
Geschlechtern berechnet. Der Zwischensubjektfaktor Geschlecht fällt somit aus der
Berechnung heraus.

Männer

Es ergab sich ein Haupteffekt der Dimension [F(1,559) = 263.84; p < .001; η² =
.321]. In der physischen Anziehung sind die Differenzwerte in fast allen Subgrup-
pen stark negativ, während sie in der affektiven Anziehung oft leicht positiv sind (s.
Abb. 1). Außerdem fand sich ein Haupteffekt der Altersgruppe [F(3,559) = 6.70;
p < .001; η² = .035]. Der bonferronikorrigierte Post-Hoc-Test zeigt, dass mit zu-
nehmendem Alter die Werte immer negativer werden. Die Interaktion zwischen
Dimension, Alter und Familienstand [F(5,559) = 3.286; p < .01; η² = .029] zeigt je-
doch, dass diese Abnahme nur in der physischen Anziehung für alle Personen gilt.
In der affektiven Anziehung zeigt sich diese Abnahme nur für Singles und Verheira-
tete. Allerdings reduziert sich die affektive Anziehung bei verheirateten Männern
von einem positiven Wert im Alter zwischen 21 und 29 auf eine Null im Alter von
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über 40 Jahren. Bei den Singlemännern sind mit zunehmendem Alter die einzigen
negativen Werte in dieser Dimension zu finden (s. Abb. 2, obere Zeile).

Abb. 2: Differenzwerte in physischer (linke Spalte) und affektiver (rechte Spalte)
Anziehung für Männer (obere Zeile) und Frauen (untere Zeile) nach
Altersgruppe und Familienstand. Fehlerbalken = 2 Standardfehler

Frauen

Es ergab sich ein Haupteffekt der Dimension [F(1,857) = 16.91; p < .001;
η² = .019]. In der physischen Anziehung sind die Differenzwerte in fast allen Sub-
gruppen stark negativ, während sie in der affektiven Anziehung meist bei Null lie-
gen (s. Abb. 1). Dieser Haupteffekt ist bei weitem nicht so stark ausgeprägt wie
bei den Männern. Außerdem zeigt sich ein Haupteffekt der Altersgruppe
[F(3,875) = 6.514; p < .001; η² = .022]. Der bonferronikorrigierte Post-Hoc-Test
zeigt, dass mit zunehmendem Alter die Werte immer negativer werden. Bei den
Frauen ergab sich zusätzlich noch ein Haupteffekt des Familienstands
[F(2,875) = 29.433; p < .001; η² = .064]. Der bonferronikorrigierte Post-Hoc-Test
zeigt, dass sich alle Gruppen voneinander unterscheiden. Allerdings ist der Unter-
schied zwischen verheirateten und unehelichen Partnerschaften mit p = .025 eher
marginal (s. Fußnote 4). Demnach bewerten Singlefrauen ihre Sexualität mit ihren
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Expartnern retrospektiv negativer als Verheiratete oder Frauen in einer nichteheli-
chen Partnerschaft. Die Interaktion zwischen Dimension und Familienstand zeigt,
dass die negative Bewertung der Sexualität in der physischen Anziehung für alle
Personen gilt (wenngleich nicht ganz so stark wie bei den Männern), während in der
affektiven Anziehung fast ausschließlich die Singlefrauen negative Werte aufwei-
sen. (s. Abb. 2, untere Zeile).

Um den Effekt der Differenzwerte auf die Beziehungszufriedenheit zu prüfen,
wurde eine multiple lineare Regression berechnet. Im ersten Block wurden das Al-
ter5, das Geschlecht und der Singlestatus als Einflussgrößen eingegeben. Im zweiten
Block wurden die Differenzwerte für die physische und die affektive Anziehung
unter der Bedingung schrittweise eingegeben. Die Ergebnisse dieser Regression
werden in Tabelle 3 dargestellt.

Tabelle 3: Multiple lineare Regression auf Beziehungszufriedenheit

β Änderung R² R²korr

Geschlecht .008n.s.
Alter -.192**

Modell 1 Block 1

Single -.423**
.200** .200**

Geschlecht -.112**
Alter -.108**

Block 1

Single -.302**

Modell 2

Block 2 affektive Anziehung .499**

.220** .420**

Geschlecht -.027n.s.
Alter -.076**

Block 1

Single -.314**
affektive Anziehung .360**

Modell 3

Block 2
physische Anziehung .279**

.053** .473**

Anmerkungen
 n.s.: p > .05; * p < .01; ** p < .001; R²korr = korrigiertes R²

Das Geschlecht hat keinen Einfluss auf die Beziehungszufriedenheit. In allen Mo-
dellen hat das Alter einen vergleichsweise geringen Einfluss auf die Beziehungszu-
friedenheit. Der Einfluss des Alters sinkt noch weiter ab, wenn die Sexualitätsdi-
mensionen in die Regressionsmodelle schrittweise aufgenommen werden. Der Single-
status hat im Vergleich zu den anderen beiden Kontrollvariablen den stärksten Ein-
fluss auf die Beziehungszufriedenheit. Singles geben in der retrospektiven Bewer-
tung ihrer vergangenen Beziehung eine geringere Beziehungszufriedenheit an. Mit
diesen Kontrollvariablen alleine lassen sich 20% der Varianz in der Beziehungszu-
friedenheit aufklären. Kommt im zweiten Block der Differenzwert für die affektive

                                                          
5 Gräser, Brandstädter und Felser (2001) konnten an einem 14-jährigen Längsschnitt zeigen,

dass die Partnerschaftsdauer für die Beziehungszufriedenheit bedeutsamer ist als das Le-
bensalter. Bei der Erhebung der Partnerschaftsdauer im hier vorgestellten Projekt wurde
die Erhebung der Partnerschaftsdauer aber von vielen Singles und verheirateten Personen
falsch verstanden. Sie gaben oft die Dauer der Trennung bzw. die Ehedauer an. Da jedoch
die Partnerschaftsdauer und das Lebensalter stark assoziiert sind (vgl. Gräser et al., 2001),
wurde in dieser Rechnung das Alter als Einflussgröße verwendet.
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Anziehung hinzu, werden nochmals 22% der Varianz in der Beziehungszufrieden-
heit aufgeklärt. Die Personen sind umso zufriedener mit ihrer Beziehung, je positi-
ver die Bilanz für die affektive Anziehung ausfällt. Ein Defizit in diesem Bereich
führt im Umkehrschluss zu weniger Beziehungszufriedenheit. Kommt im letzten
Schritt schließlich die physische Anziehung hinzu, werden nochmals 5% der Vari-
anz in der Beziehungszufriedenheit aufgeklärt. Somit trägt auch eine positive Bilanz
in dieser Dimension zur Beziehungszufriedenheit bei, fällt aber im Vergleich zur af-
fektiven Anziehung weniger stark ins Gewicht. Die Bedeutung des Alters für die
Beziehungszufriedenheit nimmt mit jedem weiteren Regressionsschritt zusehends
ab. Es bleibt zwar statistisch signifikant, aber der β-Koeffizient ist im dritten Modell
so viel kleiner als die restlichen signifikanten Einflussgrößen, dass man ihn kaum
mehr als inhaltlich bedeutsam annehmen dürfte. Mit dem Gesamtmodell lassen sich
schließlich 47% der Gesamtvarianz der Beziehungszufriedenheit aufklären.

Diskussion

In der vorliegenden Studie kam erstmals ein neu entwickelter Fragebogen zum Ein-
satz (von Irmer, 2007), der es ermöglicht, zwei Dimensionen des sexuellen Erlebens
in einer emotional engen Partnerschaft zu erfassen. Der Fragebogen zum Erleben
von Sexualität in engen Partnerschaften (FESP) erwies sich als ein hoch reliables
Messinstrument, das die Bedeutung der Sexualität für eine Partnerschaft erhellt. Es
fand sich, dass Männer ein hohes Defizit in der leidenschaftlichen und experimen-
tierfreudigen, physischen Dimension der Sexualität berichten, während dieses Defi-
zit bei Frauen nicht so stark ausgeprägt ist. Dies passt sehr gut zu den Ergebnissen
anderer Autoren, die bei der Untersuchung von Sexualität häufig Aspekte wie Häu-
figkeit, Variabilität oder Leidenschaft erfassen, die mit dem in dieser Arbeit ver-
wendeten Konzept der physischen Anziehung korrespondieren (Trudel, 2002; Chri-
stopher & Sprecher, 2000).

In verschiedenen Arbeiten wurde berichtet, dass sich die Sexualität mit der Zeit
verändert (Riehl-Emde, 2004; Beer, 2007; Sprecher, 2002; Beutel et al. 2008; Cle-
ment, 2001, Beer, 2007). Dieser Befund muss nun neu bewertet werden, da er sich
insbesondere auf Kriterien bezieht, die der physischen Anziehung ähneln. Für diese
Dimension des FESP fanden sich im querschnittlichen Vergleich ähnliche Effekte:
Je älter die Teilnehmer der Studie waren, desto größer war ihr Defizit in der physi-
schen Anziehung. Dies gilt besonders für Männer. Ein Aspekt partnerschaftlicher
Sexualität, der empirisch noch nicht berichtet wurde, der aber gerade einen Unter-
schied zwischen der partnerschaftlichen Sexualität und anderen rein sexuellen Be-
kanntschaften ausmachen sollte, ist die affektive Anziehung. Sie weist jedoch Ähn-
lichkeiten mit dem theoretischen Konzept von Reiss (1986) auf, der unter Sexualität
eine Kombination aus physischem Genuss (vgl. physische Anziehung des FESP)
und self-disclosure versteht. Auch wenn Reiss (1986) ausdrücklich darauf verweist,
dass er unter self-disclosure mehr versteht als bloße affektive Anziehung, so ist die-
se dennoch auch in seinem Modell eine wichtige Komponente. Auch Willi (2001)
vertritt die Auffassung, dass Sexualität zwei unterschiedliche Funktionen aufweist:
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die „Sexualität der Verführung“ und die „Sexualität der Zugehörigkeit“ (S. 269). Er
fasst diese Begriffe ebenfalls sehr viel weiter als die hier aufgeführten Dimensionen
physische und affektive Anziehung, dennoch zeigen sich durchaus Parallelen zwi-
schen den Konzepten. In der affektiven Anziehung zeigen beide Geschlechter eine
große Kontinuität über die verschiedenen Altersgruppen hinweg, wenn sie sich ak-
tuell in einer nichtehelichen Partnerschaft befinden. Für verheiratete Personen war
nur ein leichter Rückgang zu verzeichnen. Sie bleiben aber im Großen und Ganzen
nahe bei einer Nullbilanz, zeigen also keine gravierenden Defizite in dieser Dimen-
sion. Die Qualität der partnerschaftlichen Sexualität verändert sich demnach beson-
ders in der physischen Anziehung: Das Defizit zwischen dem Erleben von Leiden-
schaft und Experimentierfreude mit dem Partner und den persönlichen Erwartungen
diesbezüglich, vergrößert sich im Querschnittsvergleich bei älteren Personen. Dies
kann als Verkleinerung des gemeinsamen sexuellen Spektrums (Clement, 2001)
gewertet werden. Dabei ist davon auszugehen, dass der hier beobachtete Altersef-
fekt wahrscheinlich eher ein Effekt, der mit dem Alter eng assoziierten Partner-
schaftsdauer ist (s. Fußnote 5, Gräser et al., 2001). Nur so können die Unterschiede
im Altersquerschnitt aufgrund des Modells von Clement (2001) plausibel erklärt
werden: Der Rückgang an Leidenschaft unter gleichzeitiger Beibehaltung der affek-
tiven Anziehung im gemeinsamen sexuellen Spektrum einer Ehe entspricht sehr gut
seinem Modell, wonach sich das gemeinschaftlich gelebte sexuelle Spektrum eines
Paares über die Dauer der Beziehung hinweg auf einen freundlichen Kompromiss
bzw. auf den kleinsten gemeinsamen erotischen Nenner reduziert. Dieser besteht aus
Sexualpraktiken, die vermutlich weniger „exotisch“ sind, denn nur auf diese Weise
können die Partner einem „Nein“ und der damit verbundenen Selbstwertbedrohung
ausweichen. Es ist der freundliche Kompromiss, auf den man sich mit der Zeit eini-
gen konnte, ohne Verletzung der eigenen Männlichkeit/Weiblichkeit bzw. ohne die
Verletzung von Vorlieben des Partners durch einen Übergriff zu riskieren. Die quer-
schnittlichen Ergebnisse im Sinne eines Prozesses zu interpretieren ist jedoch spe-
kulativ. Um den von Clement (2001) beschriebenen Prozess zu beschreiben, ist eine
längsschnittliche Betrachtung notwendig. Außerdem ist dabei im Auge zu behalten,
dass der FESP nicht das gesamte Modell von Clement (2001) abbilden kann, da er
sich ausschließlich auf die partnerschaftliche Sexualität bezieht. Die individuellen
sexuellen Spektren werden nicht vollständig erfasst, sondern nur der Bereich, der
zumindest potenziell auch im gemeinsamen sexuellen Spektrum gelebt werden
könnte. Damit erklären sich auch die relativ geringen Differenzwerte.

Eine aufgrund des Querschnittsdesigns der Studie ebenfalls eher hypothetische
Schlussfolgerung könnte sein, dass es eine negative Wirkung auf die Beziehungszu-
friedenheit hat, wenn sich zunehmend Defizite in der affektiven Anziehung zeigen.
Da Singles in der affektiven Anziehung die größten Defizite aufweisen, scheint die-
se Dimension besonders stark mit Beziehungszufriedenheit zusammenzuhängen. Da
die Singles jedoch über einen Expartner/eine Expartnerin retrospektiv antworteten,
könnte dieser Effekt auch sehr gut mit kognitiver Dissonanz (Festinger, 1957) er-
klärt werden. Die Trennung könnte demnach zu einer nachträglichen Abwertung der
Partnerschaft führen. Ohne eine längsschnittliche Betrachtung dieses Effekts kann
der Einfluss der Sexualität auf die Beziehungszufriedenheit letztlich nicht eindeutig
geklärt werden. Es gibt jedoch Hinweise, die diese Erklärung des Effekts alleine
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aufgrund von kognitiver Dissonanz fraglich erscheinen lässt, denn sie sollte sich
auch auf die physische Anziehung der Sexualität auswirken. Dies ist bei den Single-
männern aber nicht der Fall. In den älteren Altersgruppen zeigen die verheirateten
Männer sogar ein stärkeres Defizit als die Singlemänner. Auch bei den Singlefrauen
hält sich diese nachträgliche Abwertung in der physischen Anziehung in Grenzen.
Zusätzlich wird diese Interpretation noch von Trudel (2002) gestützt. Sie fand, dass
für beide Partner eine gute sexuelle Kommunikation und wechselseitiges Liebkosen
einen Einfluss auf Beziehungszufriedenheit haben, was Ähnlichkeiten mit der Di-
mension affektive Anziehung des FESP aufweist. Schließlich konnte auch Sprecher
(2002) zeigen, dass sich Sex auch auf die Beziehungsstabilität auswirken kann.

Zuletzt deutet die Regression der Beziehungszufriedenheit ebenso in die Rich-
tung, dass insbesondere Defizite in der affektiven Anziehung einen negativen Effekt
auf die Beziehungszufriedenheit haben, da in dieser Regression der Effekt des Single-
status kontrolliert wurde. Diese Hinweise eines Effektes des sexuellen Erlebens auf
die Beziehungszufriedenheit sind vielversprechend, sollten jedoch in einem längs-
schnittlichen Design geprüft werden, um wirklich von einem kausalen Zusammen-
hang sprechen zu können.

Interessant ist dabei auch, dass positive Differenzwerte ausschließlich bei jungen
Männern im affektiven Bereich zu finden sind. Vermutlich führt dieser Überschuss
in der affektiven Anziehung nicht zu weniger Zufriedenheit mit der Sexualität oder
der Partnerschaft. Dass diese Abweichung nach oben einen anderen Effekt auf das
Erleben partnerschaftlicher Sexualität hat, als eine Abweichung nach unten sieht
man daran, dass die euklidische Distanz nicht so viel Varianz in der Regression auf-
klären kann, wie der Differenzwert. Inwiefern diese Qualität unterschiedlich ist,
muss der Spekulation überlassen bleiben. Eventuell ist es nicht so, dass die jungen
Männer in diesem Bereich mehr bekommen als sie möchten (was zu Unzufrieden-
heit führen würde), sondern eher mehr als sie brauchen. Dies würde heißen, dass sie
dieses „mehr“ durchaus auch genießen können, diesen Aspekt aber nicht in dem
Maße für eine erfüllte Sexualität brauchen, in dem sie ihn erleben.

Die mit dem FESP gewonnenen Daten entsprechen demnach den Ergebnissen ak-
tueller Forschung und den Vorhersagen moderner Theorien über die Prozesse der
partnerschaftlichen Sexualität (Clement, 2001) sowie der mehrdimensionalen Auf-
fassung von Sexualität in Partnerschaften nach Reiss (1986) und Willi (2001). Er leis-
tet zusätzlich zu bereits bestehenden Verfahren einen neuen Beitrag zur Sexualitäts-
forschung, indem er erstmals zwei unterschiedliche Dimensionen erfassbar macht,
auf denen Sexualität erlebt wird. Dabei scheint insbesondere die affektive Anzie-
hung ein Aspekt des Erlebens partnerschaftlicher Sexualität zu sein, der bisher kaum
diskutiert wurde. Inwieweit ein so komplexes Feld wie das Erleben partnerschaftli-
cher Sexualität jedoch lediglich durch ein zwei Dimensionen umfassendes Fragebo-
genverfahren umfangreich beschreibbar ist, bleibt fraglich. Der FESP beleuchtet wie
andere Verfahren, die sich mit dem Feld der Sexualität befassen, nur zwei Facetten
die bisher nicht beschrieben wurden. Diese Facetten werden jedoch mit hoher Re-
liabilität erfasst. Weitergehende Forschung mit dem FESP sollte aufzeigen, welche
Rolle die unterschiedlichen Dimensionen für die Beziehungszufriedenheit und –sta-
bilität haben, und wie sie mit anderen Aspekten romantischer Partnerschaften korre-
spondieren. Außerdem sollte das Vorgehen, einen Abgleich zwischen Ist- und Soll-
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werten durch die Differenz von Erlebnis- und Wichtigkeitswerten zu erfassen, vali-
diert werden. Aufgrund der hier vorgestellten Arbeit kann nicht vollständig auf die
Validität geschlossen werden, sie stimmt jedoch optimistisch. Zu Forschungszwek-
ken kann die Kurzversion aus zweimal 10 Items als ökonomische Alternative ver-
wendet werden. Die Kurzversion ist ebenso reliabel wie die Vollversion (s. Tabelle
1).
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Christina Krause & Verena Klopp

„Ich und meine Familie“ –
Reflexionen von Scheidungskindern
über ihre Familie

„My family and me“ –Family from the perspective of children of divorced
parents
Zusammenfassung
Eine elterliche Trennung ist für Kinder ein
kritisches Lebensereignis, das sie vielfältigen
Belastungen aussetzt und von ihnen eine Re-
organisation und Umstrukturierung des Fami-
lienkonzepts erfordert. Das Ziel der Untersu-
chung bestand darin, die kindliche Perspektive
gegenüber den neu organisierten Familienbe-
ziehungen zu erfassen. Im Rahmen des For-
schungsprojekts „Ich bin ich – Gesundheit för-
dern durch Selbstwertstärkung” wurden von
Grundschulkindern Familienbilder angefertigt.
In diesem Beitrag werden die Ergebnisse die-
ser Analyse vorgestellt.

Die Darstellungen der Scheidungskinder
unterscheiden sich deutlich von den Dar-
stellungen der Kinder, die die Erfahrung von
Scheidung nicht gemacht haben. Die nähere
Betrachtung der Gruppe der Scheidungskin-
der zeigt, dass Jungen mehr Anpassungs-
schwierigkeiten an die neue Familiensituati-
on haben als Mädchen.

Die Darstellungen der Scheidungskinder
sind sehr heterogen, die typische Nachschei-
dungssituation kann nicht festgestellt werden.

Schlagwörter: Familiendarstellungen, Refle-
xion über die Familie, Grundschulkinder,
Scheidung, Belastungen, Neustrukturierung
und Reorganisation

Abstract
For children, the divorce of their parents
constitutes a critical life event exposing them
to various stressful situations and requires
them to reorganize and restructure their con-
cept of the family. This study aims at gath-
ering information on the children’s perspec-
tive on the reorganized relationships within
the family. In the context of the study „I am
who I am – Health promotion through rein-
forcement of self-esteem”, children from
elementary schools have been asked to draw
pictures of their families.

The depictions made by children of di-
vorced parents differ significantly from
those made by children who did not experi-
ence their parents’ divorce. A closer inspec-
tion of the group consisting of children of
divorced parents shows that boys have
greater difficulties than girls to adapt to the
new family situation.

The depictions made by children of di-
vorced parents are heterogeneous, there is no
proof of a typical after-divorce situation.

Key words: Depictions of the family, reflec-
tions on the family, elementary schoolchil-
dren, divorce, stress, reorganization and re-
structuring



248 Ch. Krause & V. Klopp: „Ich und meine Familie“

1. Einleitung

Belastungen im Lebensraum Familie, die durch eine Scheidung bzw. Trennung ent-
stehen, beeinträchtigen das Wohlbefinden des Kindes erheblich (vgl. Hurrelmann
1991, Schneewind, Walper & Graf 2000, Schnabel 2001, Krause, Wiesmann &
Hannich 2004). Durch die massiven Veränderungen in den familialen Beziehungen
sind Scheidungskinder mit einer Vielzahl von Problemstellungen und Stressoren
konfrontiert.

Die Beantwortung der Frage, unter welchen Bedingungen ein Kind die Schei-
dung seiner Eltern erfolgreich bewältigen kann, ist für die Familienforschung von
besonderer Relevanz. Deshalb war die Erforschung von protektiven Faktoren, auf
deren Förderung und Erhaltung eingewirkt werden kann und die den Kindern die
Verarbeitung einer elterlichen Trennung erleichtern, Gegenstand von Untersuchun-
gen (Jaede 1993, Schneewind, Vierzigmann & Backmund 1998, Schneewind, Wal-
per & Graf 2000).

In dem Beitrag wird die kindliche Perspektive gegenüber der neu organisierten
Familie nach einer elterlichen Trennung untersucht. Im Rahmen des Forschungs-
projektes „Ich bin ich – Gesundheit fördern durch Selbstwertstärkung“, das im Zeit-
raum von 2000 bis 2005 an verschiedenen Grundschulen in Göttingen und Umge-
bung durchgeführt wurde1, entstand Untersuchungsmaterial, das die Möglichkeit
bietet, dieser Frage nachzugehen. Es handelt sich hierbei um von Kindern angefer-
tigte Bilder, auf denen sie ihre Familienmitglieder darstellen. Diese Familiendar-
stellungen wurden im Hinblick darauf, wie das Scheidungskind das familiäre Bezie-
hungssystem nach einer elterlichen Trennung wahrnimmt, ausgewertet (vgl. Klopp
2006). Die Ergebnisse dieser Analyse geben Einblick in das kindliche Erleben von
Trennung und Scheidung.

2. Überblick zum Forschungsstand

Empirische Untersuchungen zeigen, dass die Reaktionen von Kindern auf eine el-
terliche Scheidung keineswegs einheitlich sind (vgl.Walper & Gerhard 1999). In ei-
ner Meta-Analyse von Amato und Keith (1991a, 1991b) wurden insgesamt 92 Stu-
dien mit über 13.000 beteiligten Kindern ausgewertet. Alle Studien hatten die Aus-
wirkungen von Scheidung untersucht, und es konnten statistische Unterschiede zwi-
schen Scheidungs- und Nicht-Scheidungskindern festgestellt werden: Kinder aus
Scheidungsfamilien haben häufiger Schul- und Leistungsprobleme, sie sind auffälli-
ger im Verhalten, eine Reihe von Scheidungskindern zeigen Symptome wie Ängste,
Depressionen oder psychosomatische Störungen, und sie halten sich eher für wert-
los, ungeliebt, abgelehnt und haben Schwierigkeiten, ihre eigenen Kompetenzen
wahrzunehmen und zu nutzen (vgl. Amato 2001).

                                                          
1 Vgl. Krause, Hannich, Stückle, Widmer. Rohde & Wiesmann 2000, Krause, Wiesmann.

Stückle & Widmer 2001.
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Schmidt-Denter (2005) unterscheidet „kurzfristige Symptombelastung“ von „lang-
fristigen Effekten“ (ebd., 444f.). Auch wenn akute Verhaltensauffälligkeiten in der
Übergangsphase abgebaut werden konnten, sprechen Befunde aus dem Jugendalter
dafür, dass längerfristige Auswirkungen nachweisbar sind, z.B. antisoziales Ver-
halten, Depression, Rückzug und Probleme bei der Übernahme der Geschlechtsrol-
len bis hin zu Eheproblemen im Erwachsenenalter (vgl. Hetherington 1993, Fur-
stenberg & Teitler 1994, Kiernan 1992).

Die Ergebnisse verschiedener Längsschnittstudien2 zeigen, dass es keine einheit-
lichen Auswirkungen von Trennung bzw. Scheidung gibt und generalisierende Äu-
ßerungen über die betroffenen Kinder nicht möglich sind (vgl. Nowak & Gösswei-
ner 1999, Schmitz 2000). Auch wenn die Daten unter dem Aspekt des Alters der
betroffenen Kinder betrachtet werden, sind unterschiedliche Aussagen zu finden. In
Bezug auf Grundschulkinder – jene Gruppe, zu der die Kinder der hier vorgestellten
Untersuchung gehörten – wurde bei den jüngeren Grundschulkindern, so wie auch
bei den Vorschulkindern, eine relativ starke Belastung gefunden (vgl. Allison &
Furstenberg 1989, Lehmkuhl & Huss 1997, Schmidt-Denter 2000). Amato & Keith
(1991) konnten das jedoch nicht bestätigen. Die älteren Grundschulkinder entwi-
ckeln zwar weniger Schuldgefühle, erleben aber ebenso wie die jüngeren Kinder die
Familienauflösung als bedrohlich mit erkennbaren Auswirkungen auf ihr Selbst-
wertgefühl (vgl. Schmidt-Denter 2005). Das Selbstwertgefühl scheint sich unter den
Folgen von Scheidung in allen Altersgruppen nachweisbar zu verändern. Deshalb ist
es nicht verwunderlich, wenn bei den wenigen Untersuchungen, die nach Schutzfakto-
ren des Kindes gesucht haben, ein starkes Selbstwertgefühl und ein positives Selbst-
konzept als protektive altersunabhängige Faktoren gefunden wurden (vgl. Werner
1985, Hetherington 1993, Stanley-Hagan 1999). Außerdem konnte die Forschung un-
ter den förderlichen Effekten, die eine Scheidung für Kinder mit sich bringt, u.a. die
Steigerung des Selbstwertgefühls nachweisen (vgl. Slater, Stewart & Linn 1983, Ga-
tely & Schwebel 1992).

In der Kölner Längsschnittstudie (Schmidt-Denter & Beelmann 1997) wurden
zehn Monate nach der Trennung über die Hälfte der Kinder als verhaltensauffällig
diagnostiziert. Auch noch zwei Jahre nach der Trennung war ein signifikanter Un-
terschied zwischen Scheidungs- und Nicht-Scheidungskindern festgestellt worden,
erst danach war der Unterschied nicht mehr signifikant. Hetherington (1980) fand
                                                          
2 Es wird sich hierbei insbesondere auf folgende Studien aus dem deutschsprachigen Raum be-

zogen: 1) die 12-jährige Längsschnittanalyse von Napp-Peters als erste Scheidungsstudie,
welche die Wiederheirat mit untersucht hat und somit die Umstrukturierungen innerhalb der
Stieffamilie erfassen konnte (1988, 1991, 1995); 2) die siebenjährige Heidelberger Schei-
dungsstudie von Lehmkuhl und Huss, die die Scheidungsbewältigung von Kindern und Eltern
untersuchte (1988, 1991, 1996); 3) die vierjährige Scheidungsstudie von Schmidt-Denter und
Kollegen (1991, 1995), die insbesondere die Veränderungen der familialen Beziehungen
durch Scheidung erfasste; 4) die prospektiv angelegte Rostocker Längsschnittstudie, die die
Entwicklung von Menschen seit ihrer Geburt 1970/71 an verfolgt und innerhalb derer Reis
und Meyer-Probst die Einflüsse von Scheidung auf die Entwicklung der Kinder untersuchten
(1997, 1999); 5) die Berliner Längsschnittstudie (1982-1988) mit über 2000 Jugendlichen von
Schwarz und Silbereisen, die untersuchen, inwieweit Kinder schon Jahre vor der elterlichen
Trennung Entwicklungsbelastungen aufweisen (1999).
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heraus, dass sogar die Kinder, die später in der Lage waren zu erkennen, dass die
Trennung konstruktive Ergebnisse hervorgebracht hat, einen beträchtlichen emotio-
nalen Schmerz bei der Auflösung ihrer Familie erlebten. „Eine Trennung zum
‚emotionalen Nulltarif‘ gibt es insofern so gut wie nie“ (Jopt 1997, 17).

Die Auswirkungen einer elterlichen Scheidung hängen sowohl von den Ressour-
cen des Kindes als auch von Variablen des familialen Systems sowie von Faktoren
aus anderen Systemebenen ab und können nicht als zwingend nachteilig für die
kindliche Entwicklung angesehen werden (vgl. Fthenakis 2000). Die Beendigung
einer konfliktbelasteten Ehe und die Gründung einer Fortsetzungsfamilie kann somit
als Chance für die Verwirklichung einer Glücksvorstellung betrachtet werden, die in
der Erstfamilie nicht gelungen ist (vgl. Keyserlingk 1994). Lohnenswert wäre es, je-
ne Familien zu untersuchen, deren Kinder nach der Scheidung nicht auffällig wer-
den. Dieser salutogenetische Ansatz (Antonovsky 1997) bzw. ein resilienzorientier-
tes Konzept (Walsh 2006) wäre eine Schwerpunktverlagerung von den Defiziten ei-
ner Familie hin zu ihren resilienten Potenzialen. In der Forschung ist dieser konzep-
tionelle Ausgangspunkt noch zu wenig vertreten (vgl. Werner 2006, 40).

Da sich die Familienbeziehungen durch eine Scheidung stark verändern, wird
vom Kind in der Phase der Umstrukturierung und Reorganisation eine hohe Anpas-
sungsleistung gefordert. „Die neuen Beziehungsstrukturen haben Konsequenzen für
das subjektive Familienkonzept in den Nachscheidungsfamilien“ (Schmidt-Denter
2000, 216). Dieses von den Kindern reflektierte Familienkonzept wurde in der Stu-
die von Nieswandt (2001) untersucht. Sie analysierte Bilder, auf denen Grundschul-
kinder ihre Familien darstellten. Ihre Befunde zeigen deutliche Unterschiede in den
Darstellungsweisen von Scheidungskindern und Nicht-Scheidungskindern. So bil-
deten Scheidungskinder3 signifikant seltener ihren leiblichen Vater ab als Nicht-
Scheidungskinder, und Scheidungskinder bezogen signifikant häufiger entfernte Fa-
milienmitglieder wie Tanten, Onkel etc. in ihr Familienkonzept mit ein (vgl. Nies-
wandt 2001, 91). Auch in der Kölner Längsschnittstudie zählten viele Scheidungs-
kinder zwischen acht und zwölf Jahren Großeltern oder sonstige Personen zur Fa-
milie (vgl. Schmitz 2000, 115), was ein Hinweis darauf sein kann, dass Kinder die
Verwandtschaft als soziale Ressource erleben.

Häufig wurden Unterschiede bei Jungen und Mädchen hinsichtlich der Verarbei-
tung der Scheidungsphase gefunden. Generell scheinen Jungen eher zu externalisie-
renden und Mädchen eher zu internalisierenden Reaktionen zu tendieren (vgl. Kurdek
1989). Verschiedene Studien kommen zu dem Ergebnis, dass Jungen mehr Verhal-
tensauffälligkeiten und Anpassungsschwierigkeiten zeigen als Mädchen (vgl. Hethe-
rington, Cox & Cox 1982, Napp-Peters 1988, Furstenberg & Cherlin 1993). Jungen
reagieren demnach mit mehr aggressivem Verhalten, sie sind häufiger ungehorsam und
rebellisch. In der Resilienzforschung wurde herausgefunden, dass der Anteil der Frau-
en, die widrige Lebensbedingungen in der Kindheit und im Erwachsenenalter bewälti-
gen konnten, größer war als der Anteil der Männer (vgl. Werner 2006).

Da nach wie vor nach einer Scheidung die Kinder meist im Haushalt der Mutter
bleiben und ihren Vater nur „besuchen“, haben Jungen eher ein Problem damit, bei
einem allein erziehenden Elternteil des anderen Geschlechts aufwachsen zu müssen
                                                          
3 27% der Population (n = 115) waren Scheidungskinder.
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(vgl. Schmidt-Denter & Beelmann 1997, Dümmler 1997). Jungen, die bei ihrer al-
lein erziehenden Mutter leben, sind widersprüchlichen Erwartungen ausgesetzt: Sie
werden oft in die Rolle des Partnersubstituts gedrängt und in die Beziehungspro-
blematik der Erwachsenen eingebunden, sie sind aber auch Repräsentant des abge-
lehnten Partners und werden mit diesem negativen Partner- bzw. Vaterbild identifi-
ziert (vgl. Napp-Peters 1988, Kardas & Langenmayr 1996).

Wenn Kinder aufgefordert werden, über ihre Familie zu reflektieren und sie in
spielerischer Form zu präsentieren (in der vorliegenden Untersuchung waren Figu-
ren aufzukleben), ist zu erwarten, dass die real erlebte Familie sich auf den Bildern
widerspiegelt, das heißt, dass Scheidungskinder weniger häufig als Nicht-Schei-
dungskinder ihren Vater mit in das Bild aufnehmen. Andererseits kann bei Grund-
schulkindern aber auch erwartet werden, dass sie ihren Trennungsschmerz verdrän-
gen und die Phantasie einer „guten Lösung“ (Wiedervereinigung der Familie) lange
bewahren. Wenn Jungen mehr Probleme mit der Scheidungssituation haben, dann
müssten sie auch diejenigen sein, die eher eine von der tatsächlichen Situation ab-
weichende Familie darstellen. Es ist außerdem zu erwarten, dass sie ihre Gefühle –
vermutlich häufig Ärger und Wut – bei ihren Darstellungen zum Ausdruck bringen.

3. Die empirische Untersuchung

3.1 Untersuchungsfragen und -hypothesen

Für die Auswertung der Familiendarstellungen von Grundschulkindern, die im
Rahmen eines Gesundheitsförderprogramms angefertigt wurden und die in diesem
Beitrag vorgestellt werden, wurden folgende Fragen formuliert:

– Welche Personen werden vom Kind ins subjektive Familienkonzept eingeschlossen?
– Wie organisiert das Kind seine Familienmitglieder auf dem Bild?
– Wie ordnet es sich selbst in den Familienzusammenhang ein?
– Mit welcher Mimik stellt das Kind sich selbst und seine Familienmitglieder dar?

Das Ziel der Analyse der Familiendarstellungen bestand darin, die kindliche Sicht
auf die eigene Familie und das subjektive Erleben der (neu organisierten) Familien-
beziehungen zu untersuchen.

Es sollten außerdem die Familiendarstellungen von Scheidungskindern mit den
Familiendarstellungen von Kindern, die mit ihren leiblichen Eltern zusammenleben,
verglichen und Unterschiede herausgearbeitet werden.

Innerhalb der Gruppe der Scheidungskinder wurden die Familienbilder von Jun-
gen und Mädchen hinsichtlich der unterschiedlichen Verarbeitung analysiert.

Folgende Hypothesen sollten überprüft werden:

1) Scheidungskinder schließen signifikant seltener als Nicht-Scheidungskinder ihren
Vater in ihr Familienkonzept ein.

2) Scheidungskinder beziehen signifikant häufiger entferntere Familienmitglieder in
ihr Familienkonzept mit ein.
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3) Nicht-Scheidungskinder bilden sich überzufällig häufiger in einer Gruppe mit
beiden leiblichen Eltern ab als Scheidungskinder.

4) Scheidungskinder geben sich selbst oder ihren Familienmitgliedern häufiger eine
negative Mimik als Nicht-Scheidungskinder.

5) Die Darstellungen der Jungen aus Scheidungsfamilien stimmen seltener mit der
tatsächlichen Familiensituation überein als die der Mädchen.

6) Jungen aus Scheidungsfamilien geben sich und ihren Familienmitgliedern häufi-
ger als Mädchen eine nicht fröhliche Mimik.

3.2 Untersuchungspopulation

Zur Analyse lagen 216 Familiendarstellungen vor, die aus elf vierten Klassen sieben
verschiedener Grundschulen stammten. Die Lehrerinnen und Lehrer konnten über je-
des Kind Auskunft geben, ob die Eltern getrennt leben und bei welchem Elternteil das
Kind aufwächst. Nicht erfasst werden konnte, wie lange die Trennung der Eltern zu-
rückliegt und ob sie getrennt oder geschieden sind. Es erscheint allerdings plausibel,
dass die Unterscheidung zwischen Trennung und Scheidung in Bezug auf das Erleben
des Kindes von geringer Relevanz sein dürfte. 51 Bilder wurden von Kindern angefer-
tigt, die eine elterliche Trennung oder Scheidung erlebt hatten, d.h. 23,6% der Kinder
kamen aus Trennungsfamilien, was annähernd der tatsächlichen Verteilung in der
Grundgesamtheit entspricht. 20% (1/5) aller minderjährigen Kinder von Ehepaaren in
Deutschland erleben während des Heranwachsens eine Scheidung (vgl. Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2002, 10)

165 Bilder wurden von Nicht-Scheidungskindern angefertigt. Der prozentuale
Anteil von Jungen und Mädchen war in beiden Gruppen nahezu identisch.

Tabelle 1: Die Untersuchungspopulation

Nicht-Scheidungskinder
n=165 (76,4%)

Scheidungskinder
n= 51 (23,6%)

Jungen Mädchen Jungen Mädchen
85 (51,5%) 80 (48,5%) 26 (51%) 25 (49%)

3.3 Entstehung des Materials

Die zu untersuchenden Familiendarstellungen sind innerhalb des Forschungspro-
jekts „Ich bin ich – Gesundheit fördern durch Selbstwertstärkung“ entstanden. In
diesem Projekt wurde ein Gesundheitsförderprogramm für Grundschulen erarbeitet,
implementiert und evaluiert (vgl. Krause et al. 2000, Krause et al. 2001). Das För-
derprogramm soll Lehrkräften helfen, die psychische Gesundheit von Kindern zu
fördern sowie das Selbstwertgefühl und das Wohlbefinden der Kinder zu stärken. In
den Gesundheitsstunden werden die Kinder zur Selbstreflexion und zur Entwick-
lung gesundheitsförderlicher Wertvorstellungen angeregt, in vielfältigen Übungen
werden Handlungskompetenzen zum gesundheitsförderlichen Umgang mit den all-
täglichen Belastungen herausgebildet.
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Das Projekt ist so konzipiert, dass über die vier Grundschuljahre hinweg Ge-
sundheitsstunden bzw. -tage zu verschiedenen Themen durchgeführt werden, die
von Schuljahr zu Schuljahr altersentsprechend aufeinander aufbauen. Ein Gesund-
heitstag im vierten Schuljahr hat das Thema „Ich und meine Familie“.

Lernziele für diesen Gesundheitstag sind: Die Kinder sollen verschiedene Famili-
enformen kennen lernen, darüber nachdenken, wer zur eigenen Familie gehört und
die eigene Familie bildlich darstellen (vgl. Krause et al. 2001).

Zur intensiven Auseinandersetzung mit der eigenen Familie erhält an diesem Ge-
sundheitstag jedes Kind die Aufgabe, mit Hilfe eines Arbeitsblattes und vorgegebe-
ner Figuren seine Familie auf ein DIN A 3-Blatt aufzukleben. Zwölf Figuren stehen
den Kindern zur Verfügung (vgl. Abbildung 1):

Abbildung 1: Figuren zur Erstellung des Familienbildes

Mit Hilfe der Figuren sollen die Kinder ihre eigene Familie zusammenstellen und aufkleben. In
einem ersten Schritt sollen die Kinder zunächst gut überlegen, welche Personen sie zu ihrer Fa-
milie zählen, durch welche Figuren diese repräsentiert werden soll und wie sie diese auf dem Pa-
pier anordnen möchten. Erst in einem zweiten Schritt, nachdem die Kinder die Figuren ausge-
schnitten und auf das Papier aufgelegt haben, werden die Figuren von den Kindern aufgeklebt.
Auf diese Weise soll verhindert werden, dass die dargestellte Nähe oder Distanz zwischen den
Familienmitgliedern beim Aufkleben zufällig entsteht. In einem weiteren Schritt beschriften die
Kinder jede Person mit der Verwandtschaftsbeziehung, die sie zu dem Familienmitglied haben.
Auch Eigenschaften der Personen, Gesichter und Mimik, Kleidung oder auch Haustiere können
ergänzend dargestellt werden. Abschließend soll jedes Kind mit einem roten Farbstift einen
Kreis um diejenigen Familienmitglieder, mit denen es in einem Haushalt wohnt, malen.

Nach Fertigstellung des Familienbildes können Kinder, die es wünschen, ihre Fami-
lie den anderen vorstellen. Dieses Vorgehen erwies sich bisher als kindgerecht und
konnte die Kinder spielerisch zur Reflexion über ihre Familien anregen.

3.4 Die Methode zur Analyse des Materials

Die Auswertung der vorliegenden Familiendarstellungen erfordert ein Verfahren,
das sowohl die Vielfältigkeit als auch die Menge des Materials berücksichtigt. Um
der Vielfalt an unterschiedlichen Strukturen, Zusammenhängen und Perspektiven in
den verschiedenen Darstellungsweisen gerecht zu werden, bedarf es einer subjekt-
bezogenen und offenen Analysemethode, wie sie eine qualitative Vorgehensweise
darstellt. Um jedoch den Vergleich zwischen den Familiendarstellungen der Nicht-
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Scheidungskinder und denen der Scheidungskinder auf eine solidere Basis zu stel-
len, wird eine zusätzliche quantitative Auswertung für sinnvoll gehalten. Damit
kann die Komplexität des Datenmaterials reduziert werden, und es sind Verallge-
meinerungen sowie signifikante Aussagen möglich (vgl. Mayring 2000, 45). Eine
dem Material angemessene Auswertung liegt folglich in der Kombination der sich
durchaus ergänzenden Methoden. Die Methode der strukturierenden qualitativen In-
haltsanalyse nach Mayring lässt eine Quantifizierung der Daten und deren statisti-
sche Auswertung zu (vgl. Mayring 1993, 24). Es handelt es sich um eine reduktive
Form der Inhaltsanalyse, durch die große Mengen an Material systematisch extra-
hiert und reduziert werden (vgl. Lamnek 2005, 528). Durch die Analysetechnik der
Strukturierung werden die Interpretationsprozesse durch ein präzises Kategoriensys-
tem systematisiert, wodurch nachvollziehbare Ergebnisse erlangt werden können
(vgl. Mayring 1993, 86). Dieses Kategoriensystem stellt das Kernstück der Inhalts-
analyse dar, auf dessen Basis quantitative Analyseschritte vorgenommen werden
können (vgl. Mayring 2000, 12-19).

Die Auswertung des vorliegenden Materials erfolgte in vier Schritten:

1. Sichtung des Materials und Entwicklung des Kategoriensystems für die qualitati-
ve Inhaltsanalyse, Erstellen eines Kodierleitfadens,

2. Kodierung der vorliegenden Darstellungen mit Hilfe des Kodierleitfadens,
3. Quantitative Auswertung der Daten,
4. Diskussion der Ergebnisse und Rückbezug auf die Fragestellungen.

Zunächst wurden hypothetische Dimensionen gebildet, um die unmittelbare personelle
und strukturelle Umgebung des Kindes erfassen zu können (vgl. Klopp 2006, 129):

Dimension A: Dargestellte Personen auf dem Bild
Dimension B: Anordnung der Figuren
Dimension C: Personelle Zusammensetzung der Gruppe, in der sich das Kind platziert
Dimension D: Struktur der Gruppe, in der sich das Kind platziert
Dimension E: Personen, die neben dem Kind stehen
Dimension F: Mimik der Figuren Vater, Mutter und Kind

Zu jeder Dimension wurden Kategorien entwickelt4, im Ergebnis dieser theoreti-
schen und später empirisch ergänzten Arbeiten entstand ein Kodierleitfaden.

Die intersubjektive Nachvollziehbarkeit und Brauchbarkeit des Kategoriensys-
tems und des Kodierleitfadens war nach der Überprüfung durch zwei Kodierer(in-
nen) gewährleistet; die Intercoder-Reliabilität nach Holsti beträgt 0,987 (vgl. Früh

                                                          
4 Z.B.: Kategorien zu Dimension C: Personelle Zusammensetzung der Gruppe, in der sich

das Kind abbildet
K 1: Mit Mutter und Vater (1a: Mutter/Vater/Stiefelternteil, 1b: Mutter/Vater/andere, 1c:
Mutter/Vater allein)
K 2: Mit Mutter (2a: Mutter/Stiefvater, 2b: Mutter/andere, 2c Mutter allein)
K 3: Mit Vater (3a: Vater/Stiefmutter, 3b: Vater/andere, 3c: Vater allein)
K 4: Mit anderen
K 5: Kind steht allein
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2004, 179). Um der Forderung nach einer expliziten und transparenten Vorgehens-
weise gerecht zu werden, wurden die Kategorien präzise definiert, wobei es sich um
intentionale Definitionen handelt. Für jede Unterkategorie wurde eine eindeutige
und genaue Anweisung gegeben, die sich auf die Eigenschaften der Kategorie be-
zieht (vgl. Diekmann 2000, 142). Die Kodierregeln wurden mit Hilfe von Ankerbei-
spielen erklärt.

Nachdem jedes Bild den verschiedenen Kategorien zugeordnet wurde, erfolgte in
einem nächsten Schritt eine quantitative Auswertung des Materials, indem die Häu-
figkeiten der Merkmalsausprägungen ausgezählt wurden. Um im Sinne der Infe-
renzstatistik verallgemeinernde Aussagen über die Beobachtungen treffen zu kön-
nen, wurden Chi-Quadrat-Tests durchgeführt, durch die angegeben werden kann,
mit welcher Wahrscheinlichkeit die beobachteten Unterschiede zwischen den
Scheidungskindern und Nicht-Scheidungskinder überzufällig sind (vgl. Müller-
Benedict 2001, 23).5

In einem letzten qualitativen Analyseschritt wurden die Ergebnisse mit Rückgriff
auf die Fragestellungen interpretiert.

3.5 Ergebnisse

3.5.1 Der Vergleich zwischen Scheidungs- und Nicht-Scheidungskindern
Zu Hypothese 1:
Scheidungskinder schließen signifikant seltener als Nicht-Scheidungskinder ihren
Vater in ihr Familienkonzept ein.

Tabelle 26: Abbildung des Vaters

Dargestellte Figuren Nicht-Scheidungskinder
n=165

Scheidungskinder
n=51 p-Wert des Chi²-Tests

Vater 165 100% 46 90,2% < .001*a

Die Annahme, dass Scheidungskinder ihren leiblichen Vater überzufällig seltener
darstellen als Nicht-Scheidungskinder, kann bestätigt werden. Der leibliche Vater
                                                          
5 In der Regel verlangen derartige Signifikanztests repräsentative (Zufalls-)Stichproben, da

nur dann Schlüsse auf die Grundgesamtheit erlaubt sind. Auch wenn es sich bei der hier
betrachteten Untersuchungspopulation nicht um eine repräsentative Stichprobe handelt, ist
es dennoch vorstellbar, dass die Merkmale der hier ausgewählten Göttinger Grundschul-
kinder auch auf andere Grundschulkinder zutreffen. Folglich werden Signifikanztests mit
der Absicht, auf eine hypothetische Grundgesamtheit schließen zu können, durchgeführt.

6 Zu den Tabellen gehören folgende Anmerkungen:
* signifikant auf 5%-Niveau
a dem Signifikanzwert liegt in mindestens einer Zelle eine erwartete Häufigkeit von unter
5 zugrunde, so dass die Chi-Quadrat-Ergebnisse ungültig sein können. Sie sollten daher
vorsichtig interpretiert werden (vgl. Brosius 1998, 402).
b Die kleinste erwartete Anzahl in einer Zelle ist kleiner als 1, so dass die Chi-Quadrat-
Ergebnisse nicht interpretiert werden sollten (Empfehlung laut SPSS-Output).
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wird von allen Nicht-Scheidungskindern und von ca. 90% der Scheidungskinder
abgebildet. In der Untersuchung von Nieswandt (2001) war der Unterschied noch
größer, nur 48% der Scheidungskinder klebten ihren leiblichen Vater auf das Fami-
lienbild (vgl. Nieswandt 2001, 91).

Lediglich fünf Kinder (vier Mädchen und ein Junge) verzichten auf die Abbil-
dung ihres leiblichen Vaters. Die Mädchen scheinen ihr kognitives Familienschema
durch eine Akkommodation den äußeren Umständen anzupassen.

Das Familienbild eines Jungen, der seinen Vater nicht darstellt, wirkt dagegen
aggressiv und bedrohlich (vgl. Abbildung 2).

Abbildung 2: Familienbild eines Jungen

Der Junge lebt mit seiner Schwester und seinem Bruder in einer Ein-Elter-Familie
bei der Mutter. Die Mutter, er selbst und der Bruder werden mit einem bösen Ge-
sichtsausdruck versehen: spitze Zähne und nach unten gezogener Mundwinkel. Das
Gesicht der Schwester beschreibt der Junge mit den Worten „Fuck you“. Dieses
Bild lässt deutlich erkennen, dass sich der Junge in der Ein-Elter-Familienstruktur
nicht wohl fühlt. Es ist vorstellbar, dass er die elterliche Trennung und somit den
Auszug des Vaters als eine große Enttäuschung erlebt und seine Wut über die fami-
liäre Situation darstellt.
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Zu Hypothese 2:
Scheidungskinder beziehen signifikant häufiger entferntere Familienmitglieder in
ihr Familienkonzept mit ein.

Tabelle 3: Abbildung entfernter Verwandter

Dargestellte Figuren Nicht-Scheidungskinder
n=165

Scheidungskinder
n=51

p-Wert des Chi²-
Tests7

Großeltern 140 84,8% 47 92,2% .181
Urgroßeltern  22 13,3%  1   2%,2 .021*

Andere Verwandte 101 61,2% 30 58,8% .760

Hinsichtlich der Darstellung von Großeltern oder anderen Verwandten lassen sich
keine Unterschiede zwischen Scheidungs- und Nicht-Scheidungskindern nachwei-
sen. Bemerkenswert ist, dass bei allen an der Untersuchung beteiligten Kindern eine
Tendenz dazu besteht, entferntere Familienangehörige in das Familienbild mit auf-
zunehmen. Die häufig vertretene Annahme, die Kernfamilie wäre isoliert und Gene-
rationenbeziehungen hätten an Bedeutung verloren, wird von unseren Ergebnissen
nicht bestätigt. Dass insgesamt 87,5% der Kinder Großeltern und/oder Urgroßeltern
in das Bild ihrer Familie mit aufnehmen, spricht vielmehr für eine hohe Bedeutung
der intergenerationalen Beziehungen.

Zu Hypothese 3:
Nicht-Scheidungskinder bilden sich überzufällig häufiger in einer Gruppe mit bei-
den leiblichen Eltern ab als Scheidungskinder.

Tabelle 4: Abbildung des Kindes in einer Gruppe mit beiden leiblichen Eltern

Personelle Zusammensetzung
Nicht-Scheidungskinder

in Gruppen
n=84

Scheidungskinder in
Gruppen

n=31

p-Wert des
Chi²-Tests

Mit Mutter und Vater 65 77,4% 14 45,2%   .001*

Mit Mutter (ohne Vater)   3   3,6%   9 29%,0 < .001*a

Mit Vater (ohne Mutter)   2   2,4%   2   6,5%   .290a

Hinsichtlich der personellen Zusammensetzung der Gruppe, in der sich das Kind
abbildet, ergibt die Analyse der Bilder deutliche Unterschiede. So stellen sich 77,4%
der Nicht-Scheidungskinder in einer Gruppe dar, in der sowohl Mutter als auch Va-
ter des Kindes stehen. Auch von 45,2% der Scheidungskinder wird die Gruppen-
form der klassischen Vater-Mutter-Kind-Triade gewählt. Von diesen 14 Kindern
(sechs Mädchen und acht Jungen) lebt jedoch lediglich ein Mädchen abwechselnd
bei beiden Elternteilen (vgl. Abbildung 3).
                                                          
7 Es wurden für jede Kategorie gesondert Chi²-Tests ausgerechnet. Dabei wurde jeweils

über Dummy-Variablen das Auftreten der Kategorie dem Nichtauftreten gegenüberge-
stellt. Dieses Vorgehen war nötig, da die Dimensionen zum Teil aus sehr vielen Katego-
rien bestehen und dadurch die Voraussetzungen für Chi²-Tests zu oft verletzt sind (vgl.
Brosius 1998, 402)
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Abbildung 3: Familienbild eines Mädchens

Abbildung 3 spiegelt eine sehr harmonische Familiensituation wider. Die Beziehung
scheint zu beiden Eltern in gleichem Maße aufrechterhalten zu werden. Der Situati-
on entsprechend zeichnet das Mädchen zwei Kreise: einen, der sie, die Mutter und
den Bruder umfasst, und einen, der sie und den Vater einschließt.

Diese Familiensituation entspricht dem binuklearen Familienkonzept, nach dem eine
Scheidung im Sinne von „Zwei-Kern-Familien“ die Entstehung von zwei neuen Haus-
halten bewirkt. In der von dem Mädchen dargestellten Familie scheint dieses systemi-
sche Konzept, nach dem die einzelnen Systeme eine gewisse Eigenständigkeit besitzen
und deshalb auch nach einer elterlichen Trennung weiterentwickelt werden können, er-
folgreich umgesetzt worden zu sein. Wenn eine solche Integration zweier Haushalte
gelingt, kann sich der Erfahrungsspielraum des Kindes mit differenzierten Beziehun-
gen zu Erwachsenen und seinem sozialen Umfeld erweitern (vgl. Napp-Peters 1988).

Die Hypothese, dass sich signifikant mehr Nicht-Scheidungskinder in einer
Gruppe mit beiden leiblichen Eltern abbilden, kann verifiziert werden. Dass aber
auch viele Scheidungskinder, die nicht mit ihren leiblichen Eltern zusammenleben,
die Darstellungsform der Vater-Mutter-Kind-Triade wählen, kann möglicherweise
auf eine Wunschvorstellung zurückgeführt werden. Einige Kinder können durchaus
Versöhnungsphantasien entwickeln (vgl. Napp-Peters 1988). Es ist aber auch vor-
stellbar, dass die Kinder regelmäßigen Kontakt zu beiden Elternteilen pflegen und
dass auch zwischen den Eltern ko-elterliche Interaktion besteht, die dem Kind die
Scheidungsbewältigung erleichtert.
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Zu Hypothese 4:
Scheidungskinder geben sich selbst oder ihren Familienmitgliedern häufiger eine
negative Mimik als Nicht-Scheidungskinder.

Bezüglich der Mimik können höchst signifikante Unterschiede zwischen den Abbil-
dungen von Scheidungs- und Nicht-Scheidungskindern festgestellt werden.

Tabelle 5: Die Mimik des Kindes

Mimik des Kindes Nicht-Scheidungskinder
n=159

Scheidungskinder
n=49

p-Wert des
Chi²-Tests

fröhlich 147 92,5% 34 69,4% < .001*

neutral   12   7,5% 11 22,4%    .004*

traurig     0 0      4   8,2%    < .001*ab

Auffällig ist, dass ein sehr großer Anteil der Nicht-Scheidungskinder, die sich selbst
mit einer Miene versehen haben (92,5%), der eigenen Person einen fröhlichen Ge-
sichtsausdruck gibt, von den Scheidungskindern hingegen, die sich eine Mimik gege-
ben haben, zeichnen lediglich 69,4% eine eigene positive Mimik. 8,2% dieser Schei-
dungskinder gaben sich eine traurige Mimik. Während 7,5% der Nicht-Scheidungskin-
der einen neutralen Gesichtsausdruck haben, sind es bei den Scheidungskindern
22,4%.

Tabelle 6: Die Mimik der Mutter

Mimik der Mutter
Nicht-Scheidungskinder

n=158
Scheidungskinder

n= 47
p-Wert des
Chi²-Tests

fröhlich 146 92,4% 32 68,1% <.001*

neutral 12 7,6% 13 27,7% <.001*

traurig 0 0 2 4,3% .009*ab

Tabelle 7: Die Mimik des Vaters

Mimik des Vaters Nicht-Scheidungskinder
n=159

Scheidungskinder
n=44

p-Wert des
Chi²-Tests

fröhlich 147 92,5% 29 65,9% <.001*

neutral   11   6,9% 13 29,6% <.001*

traurig     1   0,6%   2   4,5%     .057ab

Die meisten Nicht-Scheidungskinder versehen Mutter und Vater mit einer fröhli-
chen Mimik. Der Anteil der Scheidungskinder, die die Eltern fröhlich darstellen, ist
wesentlich geringer (68% bzw. 66%). Die Hypothese, dass Scheidungskinder sich
selbst und ihren Familienmitgliedern eher eine traurige oder neutrale Mimik geben,
lässt sich verifizieren. Inwieweit die auf dem Familienbild dargestellte Mimik auf
das allgemeine Wohlbefinden des Kindes übertragen werden kann, ist zwar unge-
wiss, aber wir nehmen an, dass die Bilder die Befindlichkeit des Kindes und seiner
Familie widerspiegeln.
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3.5.2 Der Vergleich innerhalb der Gruppe der Scheidungskinder
Die Familienformen, in denen die Scheidungskinder der Untersuchungspopulation
lebten, verteilen sich wie folgt:

40 der 51 Scheidungskinder (78%) wachsen bei der Mutter auf, sieben (14%) le-
ben beim Vater, drei bei beiden Eltern und eines bei den Großeltern.

15 der 40 bei der Mutter lebenden Kinder (29%) befinden sich in einer Stieffa-
milie, die anderen 25 (49%) bei einer allein erziehenden Mutter. Von den sieben
Kindern, die beim Vater leben, wohnen drei in einer Ein-Elter-Familie (6%) und
vier in Stieffamilien mit dem Vater und einer Stiefmutter (8%).

Zu Hypothese 5:
Die Darstellungen der Jungen aus Scheidungsfamilien stimmen seltener mit der tat-
sächlichen Familiensituation überein als die der Mädchen.

Die Kinder wurden am Ende der Arbeit an ihrem Familienbild aufgefordert, die Per-
sonen, mit denen sie in einem Haushalt zusammenleben, mit einem roten Farbstift
einzukreisen. Dadurch konnte festgestellt werden, inwieweit die Darstellungen der
Kinder mit deren tatsächlichen Wohnsituationen übereinstimmen. So gibt es zum
Beispiel Kinder, die ihren Stiefelternteil, mit dem sie gemeinsam in einem Haushalt
leben, nicht in das Familienbild aufnehmen, und es gibt Kinder, die Personen dar-
stellen, die nicht mit ihnen zusammenwohnen. Zu beachten ist hierbei, dass eine von
der tatsächlichen Familiensituation abweichende Darstellung keinesfalls als eine
„falsche“ Darstellung betrachtet werden kann, da das Kind selbst entscheiden
konnte, welche Personen es zu seiner Familie zählt und es in der Untersuchung dar-
um ging, die kindliche Wahrnehmung zu erfassen.

Tabelle 8: Wohnsituation und ihre Darstellung im Familienbild der Jungen und
Mädchen

Jungen
n= 26

Mädchen
n= 25

Übereinstimmung der
Darstellung

Tatsächli-
che Wohn-
situation

Übereinstimmung der
Darstellung

Familienstruktur Tatsächli-
che Wohn-
situation Ja Nein Ja Nein

Ein-Elter-Familie (Mutter) 15 10 5 10   9 1
Stieffamilie (Mutter)   4   2 2 11 10 1
Ein-Elter-Familie (Vater)   2   2 0   1   1 0
Stieffamilie (Vater)   2   0 2   2   2 0
Bei beiden Elternteilen   2   2 0   1   1 0
Großeltern   1   1 0   0   0 0

Auffällig ist, dass neun Jungen eine von der Realität abweichende Familiensituation
repräsentieren. Besonders interessant ist, dass sechs Jungen den leiblichen Vater mit
einkreisen, obwohl er außerhalb des Haushaltes des Kindes lebt, wobei fünf davon
bei ihrer allein erziehenden Mutter aufwachsen. Somit weicht die kindliche Wahr-
nehmung bei einem Drittel der Jungen, die bei allein erziehenden Müttern leben,
von der tatsächlichen Situation ab. Die Darstellungen von Mädchen entsprechen in



Zeitschrift für Familienforschung, 20. Jahrh., Heft 3/2008, S. 247-270 261

der Regel der tatsächlichen Familiensituation. Die Hypothese, dass die Darstellun-
gen von Jungen seltener mit der tatsächlichen Nachscheidungssituation überein-
stimmen als die Darstellungen von Mädchen, kann bestätigt werden.

Zu Hypothese 6:
Jungen aus Scheidungsfamilien geben sich und ihren Familienmitgliedern häufiger
als Mädchen eine nicht fröhliche Mimik.

Tabelle 9: Mimik der abgebildeten Figuren (Nicht-Scheidungskinder n=165)

Nicht-Scheidungskinder
Mädchen

n=80
Jungen

n=85
p-Wert des
Chi²-Tests

fröhlich 93,5% 91,5% .626
neutral 6,5% 8,5% .626

sich selbst
Mädchen: n=77
Jungen: n=82 traurig 0 0 -

fröhlich 89,5% 95,1% .188
neutral 10,5% 4,9% .188

Mutter
Mädchen: n=76
Jungen: n=81 traurig 0 0 -

fröhlich 90,9% 93,8% .489
neutral 9,1% 4,9% .305

Vater
Mädchen: n=77
Jungen: n=81 traurig 0 1,2% .328ab

Tabelle 10: Mimik der abgebildeten Figuren (Scheidungskinder n=51)

Scheidungskinder
Mädchen

n=25
Jungen

n=26
p-Wert des
Chi²-Tests

fröhlich 91,7% 48,0% .001*

neutral 8,3% 36,0% .020*
sich selbst
Mädchen: n=24
Jungen: n=25 traurig 0 16% .041a

fröhlich 77,3% 60,0% .205
neutral 22,7% 32,0% .478

Mutter
Mädchen: n=22
Jungen: n=25 traurig 0 8,0% .175ab

fröhlich 95,0% 41,7% <.001*

neutral 5,0% 50% .001*
Vater
Mädchen: n=20
Jungen: n=20 traurig 0 8,3% .186ab

Signifikante Unterschiede zwischen den Darstellungen von Jungen und Mädchen
gibt es nur bei den Scheidungskindern, und zwar bei der Darstellung der eigenen
Person und bei der Darstellung des Vaters. 22 Mädchen (91,7%) und 12 Jungen
(48%) stellen sich selbst mit einer fröhlichen Mimik dar, 10 Jungen stellen sich
selbst mit einer neutralen und vier Jungen stellen sich selbst mit einer traurigen Mi-
mik dar.

Der Vater wird von den Jungen signifikant weniger fröhlich dargestellt als von
den Mädchen, dafür häufiger mit einem neutralen Gesichtsausdruck. Zwei Jungen
geben dem Vater einen traurigen Gesichtsausdruck, wobei diese in einer Ein-Elter-
Familie mit der Mutter leben.

Es kann festgestellt werden, dass wesentlich weniger Jungen als Mädchen aus
Scheidungsfamilien sich selbst und ihre leiblichen Eltern mit einem fröhlichen Ge-
sichtsausdruck darstellen.
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Abbildung 4 und Abbildung 5 illustrieren die unterschiedliche Darstellungsweise
zweier Kinder, in deren Familie der Vater eine neue Partnerin hat.

 Abbildung 4: Familienbild eines Mädchens

Abbildung 5: Familienbild eines Jungen

Das Mädchen drückt mit seiner Darstellung eine gute Beziehung zu seinem Vater
und dessen Partnerin aus, indem es sich zwar der Gruppe der Mutter zuordnet, je-
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doch auch ganz in der Nähe der Gruppe des Vaters steht und dazu vermerkt: „nur
am Wochenende“. Der Gesichtsausdruck aller Familienmitglieder lässt auf eine ge-
lungene Anpassung an die elterliche Scheidung schließen.

Der Junge hingegen (vgl. Abbildung 5), der auch in einer Ein-Elter-Familie mit
der Mutter aufwächst, scheint offensichtlich schlechter mit dieser Familiensituation
klarzukommen. So platziert er sich in weiter Entfernung zur Gruppe des Vaters und
bezeichnet dessen neue Partnerin lediglich mit „du“. Dass er sich in seiner neuen
Familiensituation nicht wohl fühlt, drückt er auch durch die Beschriftung sowie
durch die Gestaltung der Mimik der Personen aus. So beschriftet er seine Schwester
mit den Worten „eine arschlöcherische Hure“ und malt neben den Kopf seiner
Schwester einen Totenkopf. Zu der Gestaltung seiner eigenen Person verwendet er
die Farbe Rot und drückt sowohl mit der Darstellung seiner Augen als auch mit der
seines Mundes in einer gezackten Form eine große Wut aus. Dieser Ausdruck wird
durch die Beschriftung seiner eigenen Person mit „ser ser frech“ verstärkt. Seine
Mutter hingegen beschriftet der Junge mit den Worten „ser net“, fröhlich sieht sie
aber auch nicht aus.

3.6 Diskussion

Zunächst soll festgehalten werden, dass die Methode der qualitativen Inhaltsanalyse
geeignet ist, um die kindliche Wahrnehmung der eigenen Familie zu erfassen. An-
hand eines Kategoriensystems konnten aus den unterschiedlichen Familiendarstel-
lungen Beziehungsstrukturen herausgearbeitet werden, die die Sichtweise des Kin-
des wiedergeben. Aus der Anordnung der Personen, insbesondere im Hinblick auf die
Aspekte Nähe und Distanz der einzelnen Familienmitglieder, konnte abgeleitet wer-
den, welchen Personen und welchen Gruppen sich die Kinder selbst zugehörig fühlen.

3.6.1 Der Vergleich zwischen Scheidungs- und Nicht-Scheidungskindern
Die Analyse der Familiendarstellungen kann die Hypothese, dass sich die Darstel-
lungen von Scheidungs- und Nicht-Scheidungskindern überzufällig unterscheiden,
bestätigen. Dennoch zeichnen sich weder die Familienbilder der Nicht-Scheidungs-
kinder noch die der Scheidungskinder durch eine typische Darstellungsweise aus.
Die Untersuchung zeigt, dass Scheidungskinder trotz räumlicher Trennung der El-
tern beide Elternteile abbilden und dass sie auch häufig Nähe zwischen den Eltern
ausdrücken. Einerseits ist vorstellbar, dass die Kinder an der Familiensituation vor
der elterlichen Scheidung festhalten und die Hoffnung auf eine Wiedervereinigung
der Eltern noch nicht aufgegeben haben, andererseits kann die Einbeziehung des
außerhalb lebenden Elternteils auch einen guten Kontakt und eine positive Bezie-
hung zum abwesenden Elternteil repräsentieren. Dies könnte auf eine Auswirkung
des im Jahre 1998 eingeführten Kindschaftsreformgesetzes hinweisen. Eine Neue-
rung des reformierten Kindschaftsrechts stellt die Regelung nach § 1671 Absatz 1
BGB dar, nach der das Sorgerecht auch nach einer elterlichen Scheidung beiden
Elternteilen erhalten bleibt und nur dann einem Elternteil allein zugesprochen wer-
den kann, wenn ein entsprechender Antrag gestellt wird. Die elterliche Sorge ist
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nicht mehr so häufig wie vorher die alleinige Aufgabe der Mutter. So ist mögli-
cherweise in den letzten Jahren das Bewusstsein dafür gewachsen, dass der Kontakt
zu beiden leiblichen Elternteilen dem Kind die Scheidungsbewältigung erleichtert.

Dass die emotionale Verbindung zwischen dem Kind und dem außerhalb leben-
den Elternteil für die Kinder mehr Gewicht zu haben scheint als die räumliche Tren-
nung, bekräftigen auch andere Untersuchungen, wie beispielsweise die von
Schmidt-Denter (2000) durchgeführte Befragung, bei der 70% der befragten Schei-
dungskinder trotz räumlicher Trennung beide leiblichen Elternteile als ihrer Familie
zugehörig nennen. Auch die Ergebnisse von Wallerstein und Kelly (1980) bestäti-
gen, dass fünf Jahre nach der Trennung die Bedeutung beider Elternteile für die
Kinder nicht abgenommen hat. Die Bezeichnung „Ein-Elter-Familie“ wurde von
den befragten Kindern und Jugendlichen als unpassend empfunden.

Die Untersuchung zeigt allerdings auch, dass die Anpassung an eine elterliche
Trennung in vielen Fällen problematisch verläuft. Bei der Darstellung der Mimik
der Figuren unterscheiden sich die Scheidungskinder deutlich von den Nicht-Schei-
dungskindern: Scheidungskinder geben sich selbst und dem Vater höchstsignifikant
seltener einen fröhlichen Gesichtsausdruck als Nicht-Scheidungskinder. Das Wohl-
befinden der Scheidungskinder scheint mehr beeinträchtigt zu sein als das Wohlbe-
finden der Nicht-Scheidungskinder, zumindest hat die Darstellung des Familienbil-
des bei den Kindern Reflexionen, die diesen Schluss zulassen, ausgelöst.

3.6.2 Der Vergleich innerhalb der Gruppe der Scheidungskinder
Die Hypothese, dass Jungen mit den familialen Umstrukturierungen im Zuge einer
elterlichen Scheidung häufiger Probleme haben als Mädchen und mit der Familien-
situation unzufriedener sind, konnte verifiziert werden.

Die Geschlechtszugehörigkeit des Kindes erwies sich in der Untersuchung als
entscheidender Faktor bei der Bewältigung einer elterlichen Trennung. Die Ergeb-
nisse belegen, dass Jungen in ihren Darstellungen eher Schwierigkeiten bei der Um-
strukturierung der familiären Rollen und Beziehungen zum Ausdruck bringen als
Mädchen und dass ihr Wohlbefinden stärker beeinträchtigt ist.

Die Ergebnisse bestätigen, dass besonders bei jenen Kindern Probleme auftau-
chen können, die bei einem allein erziehenden Elternteil des gegenteiligen Geschlechts
aufwachsen (vgl. Dümmler 1997). Dadurch, dass die meisten Ein-Elter-Familien
Mutterfamilien sind, sind Jungen in einem stärkeren Ausmaß von diesen Schwierig-
keiten betroffen. Die Untersuchung bekräftigt die Annahme, dass sich Jungen in
dieser Familienform mit der Nachscheidungssituation nur schwer arrangieren kön-
nen. Auch die von der tatsächlichen Wohnsituation abweichenden Familiendarstel-
lungen sind Ausdruck dafür, dass Söhne unter der geringen Aufmerksamkeit des
Vaters mehr leiden als Töchter, u.a deshalb, weil die emotionale Verbundenheit
zwischen Vater und Sohn in den ersten Lebensjahren meist sehr stark ist und weil
Söhne in Ein-Elter-Familien oft die Rolle des Partnersubstituts übernehmen (vgl.
Kardas & Langenmayr 1996, 86ff.). Außerdem ändert sich häufig der mütterliche
Erziehungsstil nach der Trennung, das Erziehungsverhalten wird „weniger unter-
stützend und inkonsistent mit einem Wechsel von permissivem und autoritärem
Verhalten“ (Schmidt-Denter 2005, 450), was insbesondere bei jüngeren Kindern zu
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großer Verunsicherung und Selbstwertverlust führt und sich bei Jungen in aggressi-
vem und anderweitig auffälligem Verhalten äußert. Es ist außerdem vorstellbar, dass
Jungen in Ein-Elter-Familien gleichzeitig als Projektionsfläche der „schlechten“ Ei-
genschaften des abwesenden Vaters dienen, so dass gravierende Entwicklungsbe-
einträchtigungen die Folge sein können. Die Aussage, dass sich Jungen durch das
Hinzukommen eines Stiefvaters entlastet fühlen, während Mädchen durch eine
Wiederheirat der Mutter die Beziehung zu dieser gefährdet sehen (vgl. Santrock,
Warshak, Lindbergh & Meadow 1982, Walper 1995), kann zumindest ansatzweise
bestätigt werden.

4. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass eines der wichtigsten Ergebnisse
der vorliegenden Untersuchung die beobachtete Heterogenität der Reflexionen der
Kinder über ihre Familie darstellt. Der Verlauf des kindlichen Reorganisationspro-
zesses hängt von individuellen, familialen und gesellschaftlichen Faktoren ab. Die
Aussage Beck-Gernsheims (2000), dass es keine einheitliche Definition einer
Scheidungsfamilie gibt, dass vielmehr jeder seine eigene Version von Patchwork-
Familie lebt (vgl. Beck-Gernsheim 2000, 48), kann hier nur bestätigt werden. Gene-
ralisierende Äußerungen über die Gruppe der Scheidungskinder sind somit wenig
hilfreich.

Die Forschungsarbeit bereichert die Diskussion in der Familienforschung, weil
die Ergebnisse die Bedeutung der Art und Weise des Umgangs aller Beteiligten mit
dem Ereignis der elterlichen Trennung hervorheben. Die von einer Scheidung be-
troffenen Familienmitglieder sowie das gesamte Umfeld des Scheidungskindes müs-
sen dafür sensibilisiert werden, dass eine elterliche Scheidung unter bestimmten Be-
dingungen durchaus gut von einem Kind bewältigt werden kann. Das Aufwachsen
in einer Ein-Elter-Familie kann mit einer Zunahme an Selbständigkeit und Flexibi-
lität einhergehen, wobei eine Parentifizierung des Kindes verhindert werden muss.
Die Gründung einer Stieffamilie fordert zwar von jedem Kind eine weitere Um-
strukturierung und Anpassungsleistung, kann jedoch auch durch eine Vielzahl an
positiven Erfahrungen geprägt sein. Die vergrößerte Familie kann durch weitere
Elternfiguren für das Kind eine Bereicherung darstellen. Durch die Neuorganisation
der Familie können Scheidungskinder die Kompetenz erwerben, soziale Beziehun-
gen differenzierter wahrzunehmen.

Die Abbildung 6 zeigt, dass sich mehrere Elternpersonen auch bereichernd auf
die kindliche Entwicklung auswirken können.

Aus der Darstellung wird deutlich, dass dem Mädchen, das in einer Ein-Elter-
Familie mit der Mutter lebt, die Beziehungen zu seinem Vater und dessen Familie
sehr wichtig sind. Das Mädchen positioniert sich selbst und ihre leiblichen Ge-
schwister jeweils neben einer anderen Elternperson, wobei es sich selbst der neuen
Partnerin des Vaters, die Zwillingsschwester der leiblichen Mutter und den Bruder
dem leiblichen Vater zuordnet. Zur Freundin des Vaters scheint sie ein gutes Ver-
hältnis zu haben. Das Bild vermittelt den Eindruck, als würde das Mädchen aus dem
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Hinzukommen einer weiteren elterlichen Person profitieren. So stützt auch dieses
Bild die Aussage von Wilk (1999), dass Kinder bereit sind, zu mehreren Elternper-
sonen eine emotionale Beziehung aufzubauen.

Abbildung 6: Familienbild eines Mädchens

Durch den neuen Partner werden dem Kind neue Interaktionen und Identifikations-
möglichkeiten ermöglicht. Nach Keyserlingk (1994) können durch das Hinzukom-
men von neuen Partnern positive Einflüsse auf die kindliche Entwicklung entstehen,
wenn sich die Elternteile ihrer eigenen Rolle sicher sind und wenn die Familie mit
Kreativität, Toleranz und Konfliktfähigkeit neue Regeln entwickelt.

Die Feststellung, dass dem Kind die Trennungsverarbeitung durch die Bereit-
stellung bestimmter Faktoren erheblich erleichtert werden kann, soll jedoch den
massiven Einschnitt, den eine elterliche Scheidung für jedes Kind darstellt, nicht
bagatellisieren. Der Auszug eines Elternteils wird das Kind immer mit Problemen
konfrontieren. Diese können jedoch – und das ist entscheidend – unter günstigen
Bedingungen von dem Kind bewältigt werden.

So besteht eine der wichtigsten Aufgaben bei Präventions- und Interventionsvor-
haben darin, die Fähigkeiten und Ressourcen aller von der Scheidung betroffenen
Familienmitglieder zu stärken, um die Entwicklung protektiver Faktoren, wie z.B.
eine kooperative Elternbeziehung oder die Aufrechterhaltung des Kontaktes zum
außerhalb lebenden Elternteil, zu fördern. Das könnte beispielsweise durch Schei-
dungsmediation, die eine konfliktfreie elterliche Kooperation anstrebt, unterstützt
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werden. Auch die Schutzfaktoren des Kindes können im Sinne einer Resilienzstär-
kung gefördert werden. Das könnte und sollte ein Anliegen von Pädagogen und
Pädagoginnen in Bildungs- und Erziehungseinrichtungen sein. Das Projekt „Ich bin
ich – Gesundheitsförderung durch Selbstwertstärkung“, in dessen Rahmen die hier
diskutierte Untersuchung stattfand, bietet Möglichkeiten, um die Kompetenzen von
Kindern zur Bewältigung solch einschneidender Lebensereignisse wie eine elterli-
che Trennung zu entwickeln und zu stärken.
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Wer nutzt Internetkontaktbörsen in
Deutschland?

Who is using internet dating platforms in Germany?
Zusammenfassung
Der Aufsatz stellt die Frage, wer in Deutsch-
land die Möglichkeit der internetgestützten
Partnersuche nutzt. Ausgehend von der De-
batte um digitale Ungleichheiten werden in
Auseinandersetzung mit den Erkenntnissen
der soziologischen Partnerwahlforschung
theoretische Hypothesen formuliert, nach
welchen sozialstrukturellen Merkmalen die
Teilnahme am Onlinedating variiert. Diese
Überlegungen werden auf Basis der Daten
der ARD/ZDF-Onlinestudie 2007, einer für
Deutschland repräsentativen Erhebung zur
Internetnutzung, empirisch geprüft. Vergli-
chen mit der Gesamtbevölkerung zeigt sich,
dass die Onlinedater eher männlich, jünger
und höher gebildet sind, sowie tendenziell in
Haushalten mit höherem Einkommen leben.
Verglichen mit den Internetnutzern sind die
Onlinedater wiederum eher männlich, jünger
und alleinwohnend; allerdings sind hier nied-
riger gebildete Personen leicht überreprä-
sentiert. In Erweiterung zu früheren Unter-
suchungen zeigen unsere Ergebnisse, dass
die Neigung von Männern und Frauen, am
Onlinedating teilzunehmen, von ihren je-
weiligen Perspektiven am Heiratsmarkt ab-
hängig ist. Vor allem höher gebildete Frauen
und niedrig gebildete Männer gehören dabei
zu den Gruppen, die durch die Nutzung von
Online-Kontaktbörsen ihre Partnersuche aus-
weiten.

Abstract
This paper seeks to identify, who is using
online dating sites in Germany. Theoreti-
cally, it is drawn on the debate about the
digital divide of society and the findings of
sociological mate selection research. Several
hypotheses are presented on how individuals
using internet dating vary in socioeconomic
and demographic characteristics. These con-
siderations are then tested empirically, using
the data of the ARD/ZDF-Online Study 2007,
a representative national sample of internet
behaviour in Germany. Compared to the to-
tal population, the results show that online
daters are rather male, younger, higher edu-
cated and live in households with a higher
income. Compared to all internet users, on-
line daters are also rather male, younger and
living in single households; however, lower
educated individuals are slightly overrepre-
sented. Our work contributes to the research
by showing that the propensity of men and
women to participate in online dating de-
pends on their individual perspectives at the
marriage market. Particularly higher edu-
cated women and lower educated men be-
long to those groups that try to extend their
pool of partners by using dating sites.
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Die Nutzung von Internetkontaktbörsen als Mittel zur Partnersuche ist eine soziale In-
novation, die im Alltag zunehmend an Bedeutung gewinnt. Immer mehr Menschen
nutzen heute die Gelegenheiten, die ihnen digitale Beziehungs- und Heiratsmärkte
bieten. Im deutschsprachigen Raum soll es inzwischen etwa 2.700 Datingportale geben
(Geser 2007), deren Marktvolumen 2006 auf etwa 65,6 Millionen Euro geschätzt wur-
de. Aus einer Studie von BITKOM (2007) geht zudem hervor, dass im ersten Quartal
2007 in Deutschland rund 6,2 Millionen. Menschen Partnerbörsen besucht haben.
Über die Hälfte der Nutzer von Kontaktbörsen in Deutschland sind dabei auf der Su-
che nach einer festen Partnerschaft und u.a. deshalb auch bereit, für solche Dienste
Gebühren zu bezahlen (Geser 2007). Im Zuge dessen wird für das Jahr 2007 ein weite-
rer Anstieg des Umsatzes auf etwa 84,5 Millionen Euro erwartet (BITKOM 2007).

Diese Größenordnungen sind Ausdruck einer zunehmenden Relevanz des Inter-
nets als sozialräumlicher Gelegenheitskontext der Partnersuche. Doch wie sich diese
stetig wachsende Nutzerschaft in soziodemographischer Hinsicht zusammensetzt, ist
im deutschsprachigen Bereich bislang nicht untersucht worden. Aus aktuellen Stu-
dien zum Onlinedating sind lediglich Stichprobenbeschreibungen einzelner Kon-
taktbörsen (z.B. Bühler-Ilieva 2006) oder eindimensionale Vergleiche bestimmter
Verteilungen mit den Randverteilungen bevölkerungsrepräsentativer Daten (z.B.
Hitsch et al. 2008) bekannt. So zeigt beispielsweise die schweizerische Studie von
Bühler-Ilieva (2006), dass Nutzer von Kontaktportalen eher männlich, ledig oder
geschieden sind, eine höhere Bildung haben und in erster Linie ernsthafte, langfri-
stige Partnerschaften suchen. Da diese Studien zum Nutzungs- und Interaktionsver-
halten jedoch nur Nutzer enthalten, ist es nicht möglich, diese Population mit denje-
nigen zu vergleichen, die die Möglichkeit der Partnersuche im Internet nicht nutzen.
Kurz gesagt, es ist bislang nicht bekannt, inwieweit es sich bei den Nutzern von in-
ternetbasierten Kontaktbörsen um eine nach bestimmten Merkmalskonstellationen
selektive Population handelt. Erste Hinweise darauf liefern derzeit zwei Untersu-
chungen aus den USA (Sautter et al. 2006) und den Niederlanden (Valkenburg &
Peter 2007). Die Autoren dieser Studien konnten zeigen, dass sich ‚Onlinedater‘
kaum von der Gesamtheit der Internetnutzer unterscheiden und größere sozial-
strukturelle Unterschiede hauptsächlich zwischen der Gesamtbevölkerung und den
Internetnutzern beobachtet werden können.

Vor diesem Hintergrund lautet die zentrale Frage des vorliegenden Aufsatzes:
Wer nutzt Internetkontaktbörsen in Deutschland? Auf Basis der Daten der ARD/
ZDF-Onlinestudie, einer repräsentativen Stichprobe zur Internetnutzung in Deutsch-
land, untersuchen wir deshalb, (1) hinsichtlich welcher Merkmale sich Nutzer von
Internetkontaktbörsen und Nichtnutzer unterscheiden, und zwar bezogen auf die
Gesamtbevölkerung einerseits und die Internetbevölkerung andererseits, und (2)
welche Merkmalskonstellationen sich als Prädiktoren für die Nutzung von Internet-
kontaktbörsen eignen.

Für Deutschland legen wir erstmals eine Untersuchung vor, die es abzuschätzen
erlaubt, welche sozialen Selektivitäten bei der Analyse von Prozessen der Partnersu-
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che im Internet zu beachten sind. Jenseits der zentralen Bedeutung, welche die ge-
naue Kenntnis der Untersuchungspopulation im Forschungsprozess, insbesondere
für die Interpretation der Forschungsergebnisse hat, wird der Blick darüber hinaus
auf die Frage gelenkt, welche Konsequenz die zunehmende quantitative Bedeutung
des Onlinedatings für die über den Heiratsmarkt vermittelte Entwicklung der sozia-
len Ungleichheit in Deutschland haben kann. Zum Beispiel wäre eine Zunahme so-
zialer Ungleichheit durch die verstärkte Nutzung von Internetkontaktbörsen dann zu
erwarten, wenn es sich bei den Nutzern um eine nach bestimmten Kriterien hoch
selektive Gruppe von Personen im Vergleich zur Gesamtbevölkerung handeln wür-
de, oder wenn das Onlinedating systematisch von Personen mit strukturell schlech-
ten Chancen auf den Heiratsmärkten des Alltags (z.B. Bildungssystem) genutzt
würde.

Nach einer theoretischen Diskussion werden im Folgenden die empirische Unter-
suchung und deren Ergebnisse besprochen und diskutiert.

Theoretische Vorüberlegungen und Stand der Forschung

Eine theoretische Diskussion darüber, wer internetbasierte Kontaktbörsen nutzt,
wurde in der aktuellen Literatur bislang nicht systematisch geführt. Daher greifen
wir in Anlehnung an die amerikanische Studie von Sautter et al. (2006) zunächst auf
die Debatte um den so genannten Digital Divide (Marr 2004) zurück, um unsere
empirische Analyse vorzustrukturieren. Dabei ist es wichtig zu beachten, dass wir in
diesem Aufsatz ausschließlich untersuchen, wer am Onlinedating teilnimmt und wie
mögliche sozialstrukturelle Unterschiede in der Nutzungspopulation zustande kom-
men können. Wir beabsichtigen nicht, Aussagen darüber zu machen, welche sub-
jektiven Gründe die Akteure für die Nutzung dieser neuen Möglichkeit der Partner-
suche geltend machen; nicht zuletzt wäre das aufgrund der aktuellen Datenlage nicht
möglich. Wir nehmen daher an, dass Menschen, die Internetkontaktbörsen nutzen,
mehr oder weniger aktiv auf Partnersuche sind. Dabei verspricht die Nutzung der
Kontaktplattformen im Internet einen verhältnismäßig einfachen, kostengünstigen
und effizienten Zugriff auf eine große Menge potentieller Kontaktpartner, die im
realen, ‚nicht-virtuellen‘ Leben nicht zum Kontaktnetzwerk gehören oder sich gar
völlig außerhalb der kommunikativen Reichweite befinden. Wir gehen weiterhin
davon aus, dass die Nutzer subjektiv einen Vorteil in der Nutzung der Kontaktbör-
sen sehen und sie diese daher bewusst in Anspruch nehmen, um beispielsweise
durch die bloße Erweiterung der Kontaktnetzwerke oder die spezifische Art der
Kommunikation im Internet ihre Chancen auf eine Partnerschaft zu erhöhen (vgl.
Geser 2007).

Seit ihren Anfängen hat sich die Forschung zum Digital Divide vor allem mit so-
zialen Ungleichheiten beim Zugang zum Internet befasst und damit speziell die da-
mit verbundenen Chancen für soziale Partizipation in den Blick genommen (Di-
Maggio et al. 2004). Für unsere Fragestellung ist dies insofern von Bedeutung, als
es eine notwendige, wenn auch nicht hinreichende Voraussetzung für die Nutzung
von Internetkontaktbörsen ist, dass überhaupt die technischen Möglichkeiten für ei-
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nen Zugang zum Internet bestehen. Personen, die keinen Internetzugang haben,
können auch keine Kontaktbörsen im Internet nutzen. Somit ist es plausibel anzu-
nehmen, dass ein Großteil der Selektivität der Nutzer von Onlinedatingangeboten
bereits über die Zugangsschwelle zum Internet begründet werden kann.

Nach der Überwindung der rein technischen Zugangsbarrieren zum Internet, dem
so genannten „first order divide“ (Dewan & Riggins 2005), steht die potentielle Ri-
sikopopulation derjenigen fest, die prinzipiell in der Lage wären, am Onlinedating
teilzunehmen. Doch auch beim Schritt von der technischen Ausstattung zur tatsäch-
lichen Internetnutzung und damit der unmittelbaren Möglichkeit der Teilnahme an
Onlinekontaktbörsen, sind sozialstrukturelle Unterschiede zu erwarten, beispiels-
weise im Hinblick auf die Kompetenzen zum Umgang mit einem Computer, ent-
sprechender Software und den ‚Spielregeln‘ des Internets oder Fähigkeiten zum
problemorientierten Umgang mit Informationen („second order divide“; Dewan &
Riggins 2005). Durch die Berücksichtigung dieser Dimension wird aus dem ur-
sprünglich auf die Technologiebarriere beschränkten, eindimensionalen Konzept des
Digital Divide ein mehrdimensionales Konzept digitaler Ungleichheit (DiMaggio et
al. 2004).

Die bisherige Forschung hat eine Reihe konkreter Tendenzen aufgezeigt, nach
denen der Zugang und die Nutzung des Internets hinsichtlich sozialstruktureller Va-
riablen variieren (vgl. Yu 2006; Zillien 2006). Damit können aus diesen Befunden
bereits Hinweise auf die Nutzerstruktur von Internetkontaktbörsen abgeleitet wer-
den, die im Hinblick auf wichtige Erkenntnisse der Partnerwahlforschung anschluss-
fähig sind. Im Folgenden fassen wir die wichtigsten Argumente für die in der Lite-
ratur als besonders relevant erachteten Ungleichheitsmerkmale Region, Einkommen,
Alter und Bildung im Hinblick auf die ‚erste Hürde‘ der Internetnutzung zusammen,
und diskutieren ebenfalls den Aspekt personenbezogener Unterschiede in der Nut-
zungskompetenz, mit dem Ziel, forschungsleitende Hypothesen zu formulieren.

Allem voran konnten Studien zeigen, dass in Bezug auf das Geschlecht die Un-
gleichheit beim Zugang zum Internet in Deutschland immer noch deutlich erkennbar
ist und sich in den vergangenen Jahren nur unwesentlich verringert hat (vgl. z.B.
Krings & Riehm 2006: 3058; Initiative D21 2008). Wir werden das Geschlecht als
Ungleichheitsmerkmal im Folgenden insoweit berücksichtigen, als wir für be-
stimmte Merkmale geschlechtsspezifische Unterschiede erwarten. Zudem kontrollie-
ren wir in Anlehnung an die Studie von Sautter et al. (2006) für die Haushaltsgröße,
wenn wir die Neigung, am Internetdating teilzunehmen, analysieren. Leider gibt es
in den von uns verwendeten Daten keine Möglichkeit, den Familienstand und die
aktuelle Partnersituation der Personen zu kontrollieren, so dass wir stattdessen einen
Einpersonenhaushalt als groben Indikator für Partnerlosigkeit, und damit verbun-
den, als Hinweis auf eine aktive Suche nach einem Partner interpretieren.

Eine wichtige Differenzierung in der Literatur zum ‚digitalen Graben‘ ist weiter-
hin die Unterscheidung regionaler Disparitäten (vgl. z.B. Schleife 2007). Eine ak-
tuelle Studie der Initiative D21 (2008) zeigt, dass die Anteile der Internetnutzer in
ländlichen Gebieten noch immer geringer sind als in städtischen Gebieten und Bal-
lungsräumen, auch wenn der Unterschied in den letzten Jahren zurückgegangen ist.
Diese Tendenz spiegelt vor allem die Tatsache wider, dass in vielen ländlichen Ge-
bieten die Infrastruktur zur Nutzung des Internets nach wie vor nicht vollständig
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ausgebaut ist und damit die finanziellen und zeitlichen Kosten der Internetnutzung
vergleichsweise hoch sind (z.B. durch die Einwahl über ein Analogmodem anstelle
einer Breitbandverbindung). Vor diesem Hintergrund erwarten wir einerseits, dass
Bewohner ländlicher Gebiete eine geringere Wahrscheinlichkeit haben, das Internet
zu nutzen. Andererseits sind jedoch gerade diese Räume durch eine restriktive Ge-
legenheitsstruktur der Partnersuche im Hinblick auf die Anzahl möglicher Kontakt-
personen gekennzeichnet, was von den Individuen als Einschränkung des Möglich-
keitsspielraumes wahrgenommen werden könnte (vgl. z.B. Lengerer 2001). Das In-
ternet bietet hier möglicherweise einen Ausweg, da diese Restriktionen des Partner-
pools, z.B. unausgewogene Geschlechterproportionen, durch die Nutzung von In-
ternetkontaktbörsen zumindest teilweise ‚virtuell‘ überbrückt werden können. Daher
erwarten wir, bei Beschränkung unserer Stichprobe auf die Internetnutzer, eine grö-
ßere Teilnahmewahrscheinlichkeit am Onlinedating für Personen aus ländlichen
Regionen (vgl. Sautter et al. 2006: 6f.).

Der Zugang zum Internet und damit auch die Möglichkeit zur Nutzung digitaler
Partnersuche ist stark durch das Einkommen beeinflusst. Erst ein Mindesteinkom-
men ermöglicht Haushalten die Anschaffung der notwendigen Computerausstattung
und die Nutzung entsprechender Telekommunikationsdienstleistungen (Eamon
2004). Zwar schließt die Nichtverfügbarkeit eines eigenen Computers die Nutzung
des Internets außerhalb der eigenen Wohnung (z.B. Beruf, Internetcafés) nicht
grundsätzlich aus, sie verringert jedoch stark die Wahrscheinlichkeit der Nutzung
(vgl. Mossberger et al. 2003). Wie die Digital Divide-Forschung zeigen konnte, sind
einkommensstarke Haushalte tendenziell stärker im Internet vertreten, und das ob-
wohl die Preise für die Internetnutzung und die zugehörige Computerausstattung in
den letzten Jahren stark gesunken sind (vgl. Initiative D21 2008: 17). Neben der
Tatsache, dass Haushalte mit höherem Einkommen eher in der Lage sind, die tech-
nische Infrastruktur für die Nutzung des Internets bereitzuhalten, ist dieses Merkmal
auch ein Hinweis auf einen qualifizierten Beruf, gleichsam ein hohes Humankapital
von mindestens einem Haushaltsmitglied, was wiederum die Internetnutzung begün-
stigt (vgl. auch die anschließende Diskussion zum Einfluss der Bildung). Für unsere
Analyse erwarten wir daher eine höhere Nutzungswahrscheinlichkeit des Internets
für Personen aus Haushalten mit höherem Einkommen.

Das Alter ist die nächste wichtige Größe, die im Zusammenspiel von digitaler
Spaltung und der Nutzung internetbasierter Kontaktbörsen für uns von großer Be-
deutung ist. Die bisherige Forschung geht nahezu einhellig davon aus, dass das In-
ternet tendenziell eher von jüngeren Menschen genutzt wird. Zwar sind auch für
dieses Merkmal die Unterschiede in den letzten Jahren zurückgegangen. Inzwischen
gehört das Internet auch für viele ältere Menschen ganz selbstverständlich zum All-
tag, auch wenn sie nach wie vor nur einen geringen Teil des Möglichkeitsspektrums
nutzen (vgl. z.B. Loges & Jung 2001). Somit erwarten wir, dass sich die Population
der Internetnutzer eher aus jüngeren Menschen zusammensetzt. Beschränkt auf die
Internetnutzer lassen sich allerdings zwei gegensätzliche Hypothesen für die Teil-
nahme am Onlinedating formulieren. Einerseits könnte man erwarten, dass die jün-
geren Internetnutzer verstärkt Onlinekontaktbörsen nutzen, da sie beispielsweise ei-
ne größere Affinität zum Medium Internet haben, eher mit den technischen Mög-
lichkeiten und den Gelegenheitsstrukturen des Internets vertraut sind oder diese Op-



276 F. Schulz u.a.: Wer nutzt Internetkontakbörsen in Deutschland?

tion der (aktiven) Partnersuche für die jüngeren Generationen inzwischen nichts
Ungewöhnliches mehr ist. Andererseits könnte man jedoch eine verstärkte Nutzung
der Älteren erwarten, da diese im Alltag oft mit schlechteren Gelegenheitsstrukturen
konfrontiert sind als Jüngere und diese durch das Internet möglicherweise zu kom-
pensieren versuchen.

Schließlich ist die Bildung der Akteure ein sehr einflussreicher Faktor für die
Überwindung der digitalen Spaltung. Wie viele empirische Arbeiten zeigen, hat das
Bildungsniveau einen positiven Effekt auf die Internetnutzung an sich sowie auf die
Häufigkeit und Intensität der Nutzung (vgl. z.B. Shelley et al. 2004). Die Gründe
dafür liegen im Wesentlichen im leichteren Zugang zu technischer Infrastruktur, wie
sie von weiterführenden Bildungseinrichtungen, wie z.B. Gymnasien oder Univer-
sitäten, heute ausnahmslos zur Verfügung gestellt und fast selbstverständlich in die
Ausbildung integriert wird. Im Zuge dessen kommen die höher Gebildeten nicht nur
verstärkt mit den Zugangsmöglichkeiten in Kontakt, sondern bilden gleichzeitig ei-
nen entsprechenden Nutzungsbedarf heraus, so dass das Internet den Status eines
wichtigen ‚Begleiters‘ im Alltag erlangt. Ebenso werden im Rahmen einer höheren
Ausbildung verstärkt grundlegende Kompetenzen und Fähigkeiten vermittelt, um
die Akteure auf die gestiegenen informationstechnischen Anforderungen im Be-
rufsleben vorzubereiten (z.B. Recherchieren im Internet). In der Population der In-
ternetnutzer sind also, so unsere Erwartung, höher gebildete Personen überrepräsen-
tiert.

Ferner erwarten wir, dass die Bildung auch jenseits des digitalen Grabens hinaus
einen Einfluss auf die Nutzung von Internetkontaktbörsen hat. Sofern Bildung als
Indikator für den Lohnsatz, d.h. das Einkommen einer Person, interpretiert werden
kann, und dafür liefert die Humankapitaltheorie plausible Ansätze (vgl. z.B. Mincer
1974), sollte eine höhere Bildung tendenziell zu einer höheren Nutzungswahr-
scheinlichkeit führen. Schließlich ist die Partnersuche immer mit Suchkosten ver-
bunden, deren wesentlicher Anteil aus zeitlichen Opportunitätskosten besteht (Be-
cker 1976). Diese Kosten sind umso höher, je mehr Zeit in die Partnersuche inve-
stiert wird, oder je ‚teurer‘ die Zeit ist, d.h. je höher der am Arbeitsmarkt zu erzie-
lende Stundenlohn ist. Personen mit einer hohen Bildung und damit einem hohen
Einkommen sollten daher auch größere zeitbezogene Opportunitätskosten bei der
Partnersuche haben. Unter der Voraussetzung, dass die internetbasierte Partnersuche
eine verhältnismäßig zeitsparende Möglichkeit der Suche bietet, sollten die jeweils
besser Gebildeten eine höhere Teilnahmewahrscheinlichkeit an Onlinekontaktbör-
sen aufweisen.

Weiterhin sind vor dem Hintergrund der Partnerwahlforschung folgende Unter-
schiede im geschlechtsspezifischen Nutzungsverhalten zu erwarten. Aus der durch
Beckers (1981) ökonomische Theorie der Familie inspirierten Forschung ist be-
kannt, dass partnerschaftliche Verbindungen für alle Beteiligten dann besonders
vorteilhaft sind, wenn sie sich hinsichtlich bestimmter komplementärer Merkmale
ähnlich sind. Diese Sichtweise impliziert, dass die Präferenz- und Nutzenstruktur
von Frauen und Männern gewissermaßen die Tendenz zur Homogamie unterstützt
(Blossfeld & Timm 1997: 454). Somit sollte eine längere Ausbildungsdauer zu hö-
heren bildungsspezifischen Anspruchsniveaus der Akteure führen. Je höher diese
Partneransprüche sind, desto geringer ist die Wahrscheinlichkeit, einen passenden
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Partner auf dem Heiratsmarkt zu finden. Dieser Zusammenhang konnte insbesonde-
re bei Frauen empirisch festgestellt werden, für die trotz, oder gerade wegen ihrer
höheren Bildung kaum Männer mit einem niedrigeren Bildungsniveau attraktiv zu
sein scheinen (Blossfeld & Timm 1997). Aus diesem Grund erwarten wir eine höhe-
re Teilnahmeneigung an Onlinekontaktbörsen für Frauen am oberen Ende der Bil-
dungsverteilung, da es für sie mitunter problematisch sein kann, ihre Präferenzen
auf den traditionellen Heiratsmärkten ihrer sozialen Kontaktnetzwerke zu verwirkli-
chen. Da sich im Zuge der Bildungsexpansion die Bildungsniveaus von Frauen und
Männern angeglichen haben, sollte dies gleichzeitig die Situation der niedrig gebil-
deten Männer zugespitzt haben, da sie durch die Verbesserung der Bildungssituation
der Frauen relativ an ‚Marktwert‘ verloren haben. Daher sollten sie die internetba-
sierte Partnersuche verstärkt nutzen, um die aufgrund ihres geringeren Partnerwertes
eingeschränkten Gelegenheiten auf traditionellen Heiratsmärkten zu kompensieren.

Nicht zuletzt ist höhere Bildung häufig mit einem qualifizierteren Beruf und da-
mit höherem Einkommen assoziiert, womit sich der Kreis zum Einfluss des Ein-
kommens auf die Internetnutzung schließt. Bildung ist ein wichtiges sozioökonomi-
sches Statusmerkmal, das den Partnerwert von Männern umso eher bestimmt, je tra-
ditioneller die Rollenverteilung in einer Gesellschaft ist (Oppenheimer 1988). Da
der sozioökonomische Status gerade bei Männern, und in der Regel nicht bei Frau-
en, einen wesentlichen Teil der Partnerattraktivität ausmacht (vgl. z.B. Borkenau
1993), sollten hoch verdienende Männer aufgrund ihres am Partnermarkt erhöhten
Marktwertes tendenziell weniger auf die Nutzung von Kontaktplattformen zur Ver-
besserung ihrer Partnerschaftschancen angewiesen sein. Gegen diese eher ‚traditio-
nelle‘ Interpretation könnte sprechen, dass inzwischen auch die Bildung, und damit
indirekt das Einkommenspotential der Frauen ein wichtiges diskriminierendes
Merkmal in Bezug auf den Partnerwert darstellt. Vor dem Hintergrund der zuneh-
menden Verbreitung von Doppelverdienerpaaren in den westlichen Gesellschaften
(Blossfeld & Drobnič 2001) sind Frauen gerade dann attraktive Heiratspartnerinnen,
wenn mit ihnen die Verwirklichung dieser Lebensform zumindest zu Beginn der
Beziehung möglich ist, weil beide Partner zum Haushaltseinkommen beitragen kön-
nen. Damit wären Frauen mit niedriger Bildung, also niedrigem Einkommenspoten-
tial, eher auf die Nutzung von Internetkontaktbörsen angewiesen, um die schlechte-
ren Chancen in den Alltagskontexten zu kompensieren. Zusammengenommen er-
warten wir folglich einen u-förmigen Zusammenhang zwischen weiblicher Bildung
und der Neigung, am Onlinedating teilzunehmen: je niedriger oder höher die Bil-
dung, desto größer ist die Teilnahmeneigung.

Im Anschluss an die Erweiterung des Konzepts der digitalen Spaltung um den
Aspekt des so genannten „second order divide“ (vgl. Hargittai 2002) sind auch per-
sonenbezogene Unterschiede in der Vertrautheit mit dem Internet und der Nutzungs-
kompetenz im Hinblick auf bestimmte Anwendungen als eher weiche Faktoren für
die Nutzung von Internetkontaktbörsen bedeutsam (Sautter et al. 2006). Je stärker
das Internet für die Menschen zu einem alltäglichen Begleiter wird und den Akteu-
ren hilft, sich im Alltag zurecht zu finden, und je eher sie auch einen Teil ihres So-
ziallebens in den virtuellen Raum verlagern, desto aufgeschlossener sollten sie auch
gegenüber der internetbasierten Partnersuche sein. Davon ausgehend sind die indi-
viduellen Fähigkeiten der Personen im Hinblick auf den Umgang mit den spezifi-
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schen Anforderungen des Internets von Bedeutung. Während der Zugang zu spezifi-
schen Internetangeboten, in unserem Fall den Kontaktbörsen, theoretisch jedem In-
ternetnutzer zur Verfügung steht, setzt die tatsächliche Anmeldung und Nutzung ein
Mindestmaß an technischen Kompetenzen voraus. So erschweren beispielsweise
mangelnde Erfahrungen im Umgang mit Anmeldeformularen oder Registrierungs-
prozeduren den Zugang zur Kontaktplattform. Ist das Erlernen oder die Anwendung
von spezifischen Techniken und Programmen mit hohen Kosten verbunden, so wäre
der Rückgriff auf digitale Formen der Partnersuche wenig rational. Sind die Akteure
jedoch ohnehin versiert im Umgang mit technischen Aspekten von Internetangebo-
ten, wie Downloads von Musikstücken oder Homebanking, sollten auch die subjek-
tiven Kosten der Nutzung von Kontaktbörsen keinen Hinderungsgrund darstellen.
Auch in dieser Hinsicht wird jüngeren und höher gebildeten Menschen häufig eine
größere Kompetenz zugeschrieben (Hargittai 2002). Vor diesem Hintergrund lässt
sich die Bedeutung der Bildung differenzierter abbilden. Obwohl der formale Bil-
dungsabschluss empirisch nicht unabhängig von den Kompetenzen im Umgang mit
dem Internet konzeptualisiert werden kann, ist es denkbar, dass ein bestimmter Teil
der Akteure mit niedriger Bildung eine höhere Nutzungskompetenz aufweist als
besser gebildete Personen, und umgekehrt. In diesem Fall würden sich heiratsmarkt-
und kompetenzspezifische Effekte der Bildung gegeneinander richten. An dieser
Stelle ist es eine empirische Frage, wie viel der Kompetenzen bereits über die Bil-
dungsvariable erklärt werden kann oder ob die Kompetenzen eine eigene Dimension
jenseits formaler Bildungsstufen darstellen. Als Arbeitshypothese verwenden wir
daher die Vermutung, dass die Nutzung von Internetkontaktbörsen bei schwach
ausgeprägten technischen Fähigkeiten und bei geringer Erfahrung mit dem Internet
unter Kontrolle von Alter und Bildung gering sein sollte.

Daten, Methode und Variablen

Die empirische Untersuchung der sozialstrukturellen Zusammensetzung der Nutzer-
population von Internetkontaktbörsen erfolgt mit den Daten der ARD/ZDF-Online-
studie für das Jahr 2007. Dabei handelt es sich um die derzeit einzige verfügbare
Studie, die auf national repräsentativer Basis Informationen zur Internetnutzung der
deutschen Bevölkerung bereitstellt und zusätzlich für die Internetnutzer auch Infor-
mationen zur Nutzung von Onlinekontaktbörsen erhebt. Der Vorteil dieser Daten
liegt darin, dass sowohl bezüglich der generellen Internetnutzung, als auch im Spe-
ziellen für die Kontaktbörsennutzung, sozialstrukturelle Informationen von Nutzern
und Nichtnutzern vorliegen. Mit diesen Daten kann das sozialdemographische Profil
der Onlinedater unter Berücksichtigung der durch den Digital Divide zu beobach-
tenden Unterschiede in der Internetnutzung rekonstruiert werden.

Seit 1997 werden im Rahmen der ARD/ZDF-Online-Studienreihe Zufallsstich-
proben zur Internetnutzung in Deutschland erhoben. Im Mittelpunkt der Studien
stehen die Abbildung der Entwicklung der Internetnutzung und das Mediennut-
zungsverhalten der Gesamtbevölkerung. Die Datenerhebung 2007 erfolgte mittels
computerunterstützter Telefoninterviews in der Zeit vom 26. März bis 30. April.



Zeitschrift für Familienforschung, 20. Jahrg., Heft 3/2008, S. 271-292 279

Mithilfe des ADM-Designs für Telefonstichproben (vgl. z.B. Häder & Glemser
2006) wurden in einem zweistufigen Auswahlverfahren aus der Grundgesamtheit
der deutschsprachigen Bevölkerung ab 14 Jahren in Privathaushalten mit Telefonan-
schluss zufällig 2.618 Personen für die Befragung ausgewählt. Die Ausschöpfungs-
quote betrug 70%. Damit stehen für die Analysen 1.822 auswertbare Interviews zur
Verfügung, die sich mit 1.278 Personen, die das Internet zumindest gelegentlich
nutzen, und 544 Personen, die das Internet nicht nutzen, auf die beiden Teilstich-
proben verteilen (van Eimeren & Frees 2007). Die unterschiedliche Inklusionswahr-
scheinlichkeit der Personen im Rahmen der Stichprobenziehung wird durch ein De-
signgewicht aus der reduzierten Haushaltsgröße und der Anzahl der privat genutzten
Telefonanschlüsse berücksichtigt. Weiterhin wird über die Gewichtung, die sich an
den Vorgaben der Media Analyse 2006 Radio II orientiert (van Eimeren & Frees
2007: 363; Mai 2007; Hagenah 2007), die Stichprobe hinsichtlich Alter, Geschlecht,
Bildung und Bundesland an die Grundgesamtheit der Bundesrepublik Deutschland
angeglichen. Durch die Gewichtung reduziert sich die Anzahl der Internetnutzer auf
1.142 Personen; die Anzahl der Nichtnutzer erhöht sich durch die Gewichtung auf
680 Personen.1

Methodisches Vorgehen und Variablen

Die Auswertung des 2007er Querschnitts der Onlinestudie erfolgt in zwei Schritten:
erstens werden einige deskriptive Befunde und bivariate Zusammenhänge zur Internet-
und Kontaktbörsennutzung präsentiert, die Aufschluss über die Komposition der je-
weiligen Teilgruppen der Gesamtstichprobe geben. Im Anschluss daran werden mittels
logistischer Regressionsanalysen (Andreß et al. 1997) multivariate Modelle zur Er-
mittlung der Nutzungsneigung gerechnet. Dieser Analyseschritt zielt, jenseits der
Merkmalsverteilungen in den einzelnen Teilgruppen, darauf ab, welche Konstellatio-
nen auf individueller Ebene die Teilnahme am Onlinedating begünstigen.

In den Berechnungen werden die folgenden Variablen eingesetzt, die aus unserer
theoretischen Diskussion abgeleitet wurden:

Internetnutzung: Diese abhängige Variable unterscheidet zwischen den beiden Teil-
stichproben der Onlinestudie. Eine Person ist dann ein Internetnutzer, wenn sie das
Internet zumindest gelegentlich nutzt, unabhängig davon, wo diese Nutzung statt-
findet (Binäre Variable, Referenzkategorie: Nichtnutzung).

Nutzung von Internetkontaktbörsen: Aus der Frage nach der Nutzungshäufigkeit
von Kontaktbörsen wird eine binäre Variable (Referenzkategorie: Nichtnutzung)
gebildet, die anzeigt, ob solche Angebote prinzipiell genutzt werden oder genutzt

                                                          
1 Die Anpassung der Stichprobe an die Randverteilungen der Grundgesamtheit, das sog.

Redressment, ist in der Literatur umstritten (z.B. Hagenah 2007). Wir haben deshalb alle
Analysen auch ohne den Redressmentfaktor, also nur mit dem Designgewicht durchge-
führt. Die Hauptaussagen unserer empirischen Analyse ändern sich dadurch nicht. Aus
Gründen der Vergleichbarkeit mit den bisherigen Befunden der ARD/ZDF-Onlinestudie
wurde das Redressment für die hier präsentierten Ergebnisse beibehalten.
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wurden. Bei dieser ebenfalls abhängigen Variable kann nicht unterschieden werden,
ob die Zielperson aktuell auf einer Börse angemeldet ist oder irgendwann in der
Vergangenheit diese Form der Partnersuche genutzt hat. Ebenfalls wird hier nicht
nach der Intensität der Nutzung differenziert.

Geschlecht: Das Geschlecht der Zielpersonen wird über eine binäre Variable ge-
messen (Referenzkategorie: Frau). Das Geschlecht ist insbesondere für die im theo-
retischen Teil angedeuteten Interaktionseffekte von Bedeutung.

Alter: Das Alter der Befragten wird in Form einer metrischen Variable zwischen 14
und 99 Jahren berücksichtigt. Wir haben zusätzlich mit verschiedenen Einschrän-
kungen des Altersspektrums experimentiert (z.B. 18-60 oder 18-70 Jahre). Die Haupt-
aussagen der Analyse verändern sich dadurch nicht.2

Bildungsniveau: Für die Operationalisierung des Bildungsniveaus zum Zeitpunkt der
Befragung waren einige Rekodierungen notwendig, da in der Befragung der tatsächli-
che und der angestrebte Abschluss gemeinsam erhoben wurden. Deshalb kann hier nur
der höchste formale Schulabschluss verwendet werden, da die Kombination mit einer
weiterführenden Ausbildung nicht konsistent vorgenommen werden kann. In der
Analyse unterschieden wir daher zwischen Hauptschulniveau, dem Niveau der Mittle-
ren Reife sowie dem Abitur. Befragte, die noch keinen Abschluss haben, und zum
Zeitpunkt der Befragung noch Schüler waren, wurden in Abhängigkeit des Alters auf
Hauptschule oder Mittlere Reife kodiert (für < 16 Jahre bzw. >= 16 Jahre).

Haushaltseinkommen: Eine binäre Variable unterscheidet, ob das Einkommen des
Haushaltes einer Zielperson unter (Referenzkategorie) oder über 2.000 Euro pro
Monat liegt. Zusätzlich wird für die Kategorie „keine Angabe“ kontrolliert. Diese
Variable wird nur für die Einschätzung der Internetnutzung berücksichtigt, da er-
stens keine sinnvollen Hypothesen für den Zusammenhang zwischen Haushaltsein-
kommen und der Nutzung von Internetkontaktbörsen hergeleitet werden können,
und zweitens die Modellschätzungen unabhängig von dieser Variable stabil bleiben.

Haushaltsgröße: Eine binäre Variable kontrolliert, ob es sich bei dem untersuchten
Haushalt um einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt handelt. Diese Variable wird
als (sicherlich grober) Proxyindikator für den ‚Singlestatus‘ einer Person interpre-
tiert. Wir verwenden diese Variable nur für die Schätzung der Nutzungswahr-
scheinlichkeit von Internetkontaktbörsen.

Gemeindegrößen: Regionale Disparitäten werden über vier binäre Variablen abge-
bildet, die aus einer klassierten Skala der BIK-Regionsgrößenklassen gebildet wur-
den. Unterschieden werden Städte und Gemeinden mit unter 20.000 Einwohnern,
20.000 bis unter 100.000 Einwohnern, 100.000 bis unter 500.000 Einwohnern sowie
500.000 und mehr Einwohnern.

                                                          
2 Es hat sich sogar gezeigt, dass die Analyse auf Basis der Gesamtstichprobe (14 – 99) eher

theoriekritisch ist, da z.B. die geschlechtsspezifischen Bildungseffekte bei Einschränkung
des Alters noch deutlicher hervortreten. In Anbetracht der geringen Fallzahlen, insbeson-
dere für die Nutzung von Kontaktbörsen, ist u.E. diese eher „zurückhaltende“ Analyse an-
gemessener.
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Nutzungskompetenzen: Für die Abbildung der technischen Kompetenzen sind meh-
rere Items geeignet. Wir verwenden einen latenten Faktor, auf dem die folgenden
vier Items laden: „Häufigkeit des Sendens und Empfangens von E-Mails“, „Häufig-
keit des Überspielens und Herunterladens von Dateien“, „Häufigkeit des Homeban-
kings“ sowie „Häufigkeit des Online-Shoppings“. Die Ausprägungen dieses Faktors
interpretieren wir als internetbezogene Nutzungskompetenzen.

Empirische Ergebnisse

Von den 1.822 Personen der gewichteten Gesamtstichprobe nutzen 62,7 Prozent das
Internet. Von diesen Personen wiederum haben rund 12 Prozent angegeben, Inter-
netkontaktbörsen zumindest gelegentlich zu nutzen. Etwa die Hälfe dieser Personen
nutzt diese Möglichkeit der Partnersuche dabei mindestens einmal wöchentlich.
Geht man von einer Gesamtbevölkerung von ca. 71,7 Millionen Bundesbürgern im
Alter von mindestens 14 Jahren aus (GENESIS-Online), dann entspricht das in etwa
45 Millionen Internetnutzern und 5,4 Millionen Nutzern von Internetkontaktbörsen.
Zum Vergleich: Die Zahl für die Internetnutzung stimmt dabei im Großen und Gan-
zen mit der auf Basis des ALLBUS 2004 errechneten Größenordnung überein (Sta-
tistisches Bundesamt 2006: 527), während die Zahl der Partnersuchenden im Inter-
net recht deutlich unter den aus Marktanalysen bekannten Werten liegt. Als Haupt-
grund für diese Diskrepanz wird in der Literatur darauf hingewiesen, dass derartige
Analysen häufig vor dem Hintergrund kommerzieller Interessen angefertigt werden
und deshalb dazu tendieren können, den tatsächlichen Stand der Nutzer zu über-
schätzen, indem beispielsweise leere, ungenutzte oder doppelt angelegte Profile in
die Zählungen eingehen (Sautter et al. 2006; Hardey 2004: 209).

Tabelle 1 zeigt die Verteilungen der wichtigsten sozialstrukturellen Variablen für
die Gesamtstichprobe und die beiden Teilgruppen der Internet- und Kontaktbörsennut-
zer; sie enthält erste Hinweise zur Beurteilung der oben formulierten Hypothesen.

Deskriptive Befunde zur Internetnutzung

Während in der Gesamtstichprobe der Frauenanteil leicht über dem der Männer
liegt, kehrt sich diese Proportion für die Internetnutzer um, so dass signifikant mehr
Männer das Internet nutzen als Frauen. Diese Geschlechterproportionen sind aus
nationalen und internationalen Untersuchungen bekannt (vgl. z.B. Initiative D21
2008; Sautter et al. 2006); auch hier sind Männer in der entsprechenden Teilgruppe
teilweise deutlich überrepräsentiert. Der Altersdurchschnitt der Internetnutzer ist si-
gnifikant geringer als für die Gesamtbevölkerung, und zwar sowohl für Männer als
auch für Frauen. Dieser Befund hatte sich angesichts der Literatur bereits in dieser
Form angedeutet. Ebenfalls finden die theoretisch erwarteten Bildungs- und Ein-
kommenstendenzen in den Daten ihre Bestätigung. Die Population der Internetnut-
zer ist deutlich höher gebildet und lebt tendenziell in Haushalten mit höherem Ein-
kommen, verglichen mit denjenigen, die das Internet nicht nutzen. In Bezug auf die
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regionalen Disparitäten zeigen sich hingegen nicht die aus der Literatur zur digitalen
Spaltung bekannten Muster; die Anteile der Internetnutzer in den vier ausgewiese-
nen Gemeindegrößenklassen unterscheiden sich nicht von der Gesamtstichprobe.

Tabelle 1: Deskription der Befragten anhand der wichtigsten sozialstrukturellen
Merkmale nach Teilgruppen

Gesamtstichprobe Internetnutzer Onlinedater

Geschlecht
weiblich 52,0% 47,2% 36,3%
männlich 48,0% 52,8% 63,7%

Alter 47,7 Jahre (18,7) 39,7 Jahre (16,0) 30,8 Jahre (14,1)

Bildungsniveau
Hauptschule 46,9% 35,1% 41,0%
Mittlere Reife 35,3% 40,6% 34,5%
Abitur 17,8% 24,3% 24,5%

Haushaltseinkommen
Unter 2.000 Euro 44,9% 33,4% 43,6%
Über 2.000 Euro 36,6% 45,1% 36,2%
Keine Angabe 18,5% 21,5% 20,2%

Gemeindegröße
Unter 20.000 15,2% 14,1% 11,8%
20.000 bis unter 100.000 24,8% 24,1% 28,9%
100.000 bis unter 500.000 30,7% 30,1% 24,9%
500.000 und mehr 29,3% 31,7% 34,5%

Anzahl der Fälle 1.822 1.142 136

Anmerkung: Für das Alter sind der arithmetische Mittelwert und die Standardabweichung an-
gegeben.
Quelle: ARD/ZDF-Onlinestudie 2007, gewichtet; eigene Berechnungen.

Multivariate Befunde zur Internetnutzung

Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse einer binären logistischen Regressionsanalyse der
Internetnutzung für die Gesamtbevölkerung. Sie zeigt, welche Merkmalskonstella-
tionen sich als Prädiktoren für die Internetnutzung eignen.

Wie erwartet haben Männer im Vergleich zu Frauen eine höhere Wahrschein-
lichkeit das Internet zu nutzen. Das Wahrscheinlichkeitsverhältnis von Internetnut-
zung zu Nichtnutzung (Odds) ist für Männer dabei ca. 1,6-mal höher als für Frauen
(Odds Ratio = eKoeffizient). Auch der Koeffizient für das Alter zeigt die im theoreti-
schen Teil erwartete Richtung und ist hoch signifikant. Mit jedem weiteren Lebens-
jahr verringert sich das Wahrscheinlichkeitsverhältnis um ca. acht Prozent. In Bezug
auf die Bildung zeigt sich der erwartete positive Effekt auf die Internetnutzungs-
wahrscheinlichkeit. Im Vergleich zu Personen mit Realschulniveau haben Personen
mit Hauptschulniveau eine signifikant geringere und Abiturienten eine erhöhte
Wahrscheinlichkeit, das Internet zu nutzen. Ebenfalls werden die Erwartungen für
das Haushaltseinkommen bestätigt. Eine erhöhte Wahrscheinlichkeit zur Internet-
nutzung haben Personen, die in Haushalten mit einem monatlichen Haushaltsnetto-
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einkommen von mehr als 2.000 Euro leben, verglichen mit Personen aus Haushalten
mit geringerem monatlichem Nettoeinkommen (unter 2.000 Euro). Um eine Reduk-
tion der Fallzahlen aufgrund fehlender Werte der Einkommensvariable zu vermei-
den (18,5 Prozent, siehe Tabelle 1), wurde im Modell zusätzlich für diese Fälle
kontrolliert. Dabei zeigt sich, dass Personen, welche die Einkommensangabe ver-
weigerten, sich signifikant von der Referenzgruppe unterscheiden. Somit ist bei der
Interpretation der Einkommensvariable Vorsicht geboten, da es sich hier um eine
systematisch verzerrte Gruppe zu handeln scheint. Ein zusätzlicher Wald-Test ergab
jedoch, dass sich diese Personen nicht von den Haushalten mit höherem Einkommen
unterscheiden, so dass die Vermutung nahe liegt, dass in dieser Gruppe verstärkt
Personen aus besser verdienenden Haushalten vertreten sind. Auch bezüglich der
regionalen Differenzierung bestätigen unsere Daten die aus der Literatur bekannten
Effekte. Im Vergleich zu Personen aus Gemeinden mit mehr als 500.000 Einwoh-
nern haben Personen aus ländlichen und kleinstädtischen Regionen eine geringere
Nutzungswahrscheinlichkeit. Für Bewohner ländlicher Gebiete (unter 20.000 Ein-
wohner) beispielsweise sinkt das Wahrscheinlichkeitsverhältnis von Nutzung zu
Nichtnutzung im Vergleich zu Personen aus Gebieten mit über 500.000 Einwohnern
um ca. 50 Prozent. Zwischen den beiden städtischen Kategorien bestehen keine
Unterschiede.

Tabelle 2: Logistische Regression der Determinanten der Internetnutzung
(Regressionskoeffizienten, Standardfehler)

Internetnutzung

Konstante 4,36*** (0,29)
Geschlecht

weiblich (Ref.) ---
männlich 0,46*** (0,13)

Alter -0,08*** (0,00)
Bildungsniveau

Hauptschule -0,49*** (0,14)
Mittlere Reife (Ref.) ---
Abitur 0,95*** (0,21)

Haushaltseinkommen
Unter 2.000 Euro (Ref.) ---
Über 2.000 Euro 0,97*** (0,14)
Keine Angabe 0,72*** (0,18)

Gemeindegröße
Unter 20.000 -0,66*** (0,20)
20.000 bis unter 100.000 -0,47*** (0,18)
100.000 bis unter 500.000 -0,25 (0,16)
500.000 und mehr (Ref.) ---

Anzahl der Fälle 1.822
Mc Faddens R2 / Nagelkerkes R2 0,35 / 0,50
Freiheitsgrade 9
LR-Text: χ2-Wert 829,46***

Signifikanz: * p ≤ 0,10; ** p ≤ 0,05; *** p ≤ 0,01.
Quelle: ARD/ZDF-Onlinestudie 2007, gewichtet; eigene Berechnungen.

Zusammenfassend betrachtet, bestätigen diese Befunde die auf Basis der digitalen
Spaltung erwarteten Effekte und die in der Literatur berichteten Tendenzen zur In-
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ternetnutzung in Deutschland (vgl. z.B. Zillien 2006): Internetnutzer sind demnach
tendenziell eher männlich, jünger, höher gebildet, stammen aus Haushalten mit hö-
herem Einkommen und wohnen in städtischen Gebieten.

Deskriptive Befunde zur Nutzung von Internetkontaktbörsen

Nachdem die Determinanten für die Internetnutzung im multivariaten Fall bestätigt
wurden, wird auf Basis dieser Teilpopulation die soziodemographische Struktur der
Nutzer von Internetkontaktbörsen ermittelt. Wie Tabelle 1 zeigt, nimmt der Anteil
der Männer auch beim Schritt vom Internet in die Kontaktbörse deutlich zu, so dass
etwa zwei Drittel der Onlinedater Männer sind. Auch diese Größenordnungen sind
aus der Forschung bekannt (z.B. Brym & Lenton 2001).

Verglichen mit den Internetnutzern ist das durchschnittliche Alter der Onlineda-
ter mit rund 31 Jahren nochmals deutlich geringer. Geschlechtsspezifische Unter-
schiede sind hier nicht auszumachen. Jüngere Männer und Frauen sind in dieser
Substichprobe gleichermaßen überrepräsentiert. Beschränkt man die Stichprobe nur
auf Personen, die ihre Ausbildung bereits abgeschlossen haben, so bleibt die Alters-
verteilung für Männer weitgehend erhalten, während sie sich für Frauen etwas mehr
nach rechts verschiebt; damit erhöht sich der Anteil der Frauen in den mittleren Al-
tersgruppen. Bezogen auf unsere Hypothesen kann damit die Erwartung, dass neben
den Jüngeren gerade auch die Älteren eine höhere Neigung zum Onlinedating haben
sollten, z.B. aufgrund schlechterer Gelegenheitsstrukturen im Alltag, für den biva-
riaten Fall nicht bestätigt werden. Ebenfalls werden die Erwartungen zum Einfluss
regionaler Disparitäten nicht bestätigt.

Abbildung 1: Internetnutzer und Onlinedater nach Bildung und Geschlecht
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Die Zusammensetzung der Onlinedater im Vergleich zu den Internetnutzern ist nach
Bildung und Geschlecht differenziert in Abbildung 1 dargestellt. Bereits aus Tabelle
1 geht hervor, dass im Vergleich zur Gesamtbevölkerung tatsächlich höher gebildete
Personen eher am Onlinedating teilnehmen. Bezogen auf die Internetpopulation ist
der Anteil der Personen mit niedrigerer Bildung auf Internetkontaktbörsen jedoch
um rund sechs Prozentpunkte höher, während der Anteil an Personen mit Mittlerer
Reife etwa in gleichem Maße abnimmt. Der Anteil der Befragten mit mindestens
Abitur ist in diesen beiden Teilgruppen indessen in etwa gleich.

Abbildung 1 zeigt, wie in der theoretischen Diskussion vermutet, leichte ge-
schlechtsspezifische Bildungsunterschiede im Hinblick auf die Teilnahme am On-
linedating. Insbesondere sieht man, dass Frauen mit höherem Bildungsniveau im
Vergleich zu den Internetnutzerinnen recht deutlich überrepräsentiert sind. Ebenfalls
sind jedoch niedrig gebildete Frauen überrepräsentiert, was auf den oben postu-
lierten u-förmigen Zusammenhang hinweist. Für Männer mit Haupt- und Realschul-
niveau zeigen sich nur geringe Unterschiede, wobei in beiden Fällen der Anteil der
Personen in der Teilgruppe der Onlinedater größer ist. Wie erwartet ist bei den
Kontaktbörsennutzern der Anteil der Männer mit höherer Bildung geringer als in
der Gruppe der Internetnutzer. Beschränkt man die Auswertungen auf Personen mit
abgeschlossener Ausbildung, so sind die eben berichteten Tendenzen noch deutli-
cher ausgeprägt.

Multivariate Befunde zur Nutzung von Internetkontaktbörsen

Um die Hypothesen zur Nutzung von Internetkontaktbörsen, die wir aus der theo-
retischen Diskussion abgeleitet haben, für den multivariaten Fall zu überprüfen,
werden nun schrittweise logistische Regressionsmodelle geschätzt, um die Nei-
gung der Nutzung von Internetkontaktbörsen in Abhängigkeit unserer inhaltlich
relevanten Merkmale zu bestimmen (Tabelle 3). In Modell 1 wird die Wahr-
scheinlichkeit der Kontaktbörsennutzung unter Berücksichtigung von Geschlecht,
Alter, Bildung, Region und Haushaltsgröße ermittelt. In Modell 2 wird zusätz-
lich für die Nutzungskompetenzen des Internets kontrolliert. Schließlich enthält
Modell 3 die theoretisch bedeutsamen geschlechtsspezifischen Interaktionseffek-
te.

Für das Geschlecht zeigt sich, dass der hoch signifikante Effekt aus Modell 1 in
den beiden erweiterten Modellen verschwindet. Dieser Effekt löst sich bereits nach
zusätzlicher Kontrolle für Internetkompetenzen auf (Modell 2). Das deutet darauf
hin, dass die geschlechtsspezifischen Unterschiede in der Neigung, Internetkontakt-
börsen zu nutzen, zumindest teilweise durch unterschiedliche Kompetenzen in der
Internetnutzung erklärt werden können, obgleich dies in einem gewissen Wider-
spruch zu den Befunden von Hargittai (2002) steht. In Modell 3 findet sich wieder
ein geschlechtsspezifischer Effekt in der Interaktion mit dem Bildungsniveau. Ge-
schlechterunterschiede in der Nutzung von Partnerbörsen werden offenbar indirekt
über die Bildung vermittelt.

Weiterhin wird in den drei Modellen nach der Haushaltsgröße kontrolliert. Per-
sonen, die allein im Haushalt leben, neigen signifikant stärker zur Nutzung von In-
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ternetkontaktbörsen. Dieser Effekt ist in allen drei Modellen stabil. Da die Lebens-
situation nur unscharf modelliert werden konnte, kann dieser Effekt als Hinweis
darauf interpretiert werden, dass die Nutzer von internetbasierten Kontaktbörsen tat-
sächlich aktiv auf der Suche nach einem Partner sind. An dieser Stelle müssen je-
doch weiterführende Analysen mit geeigneten Daten durchgeführt werden, um diese
Zusammenhänge detaillierter abzubilden.

Für das Alter zeigt sich, dass die Wahrscheinlichkeit Internetkontaktbörsen zu
nutzen, mit steigendem Alter abnimmt. Dieser Effekt ist in allen Modellen stabil.
Entgegen unserer Hypothese haben Ältere, trotz der schlechteren Gelegenheits-
strukturen im Alltag, keine höhere Neigung, Onlinekontaktbörsen zu nutzen. Wie
der Interaktionseffekt in Modell 3 zudem zeigt, gibt es keine geschlechtsspezifi-
schen Unterschiede hinsichtlich der Wirkung des Alters.

Tabelle 3: Logistische Regression der Determinanten der Nutzung von
Internetkontaktbörsen (Regressionskoeffizienten, Standardfehler)

Modell 1 Modell 2 Modell 3

Konstante -0,72**  (0,33) -0,84** (0,34) -1,12** (0,50)
Geschlecht

weiblich (Ref.) --- --- ---
männlich 0,51*** (0,20) 0,30 (0,20) 0,72 (0,58)

Alter -0,05*** (0,01) -0,05*** (0,01) -0,05***  (0,01)
Bildungsniveau

Hauptschule 0,37* (0,22) 0,64*** (0,23) 1,12*** (0,38)
Mittlere Reife (Ref.) --- --- ---
Abitur 0,22 (0,25) 0,06 (0,26) 0,75* (0,40)

Haushaltsgröße
Einpersonenhaushalt 0,73*** (0,27) 0,68** (0,28) 0,67** (0,28)
Mehrpersonenhaushalt --- --- ---

Gemeindegröße
Unter 20.000 -0,34 (0,32) -0,25 (0,32) -0,26 (0,33)
20.000 bis unter 100.000 0,10 (0,25) 0,23 (0,25) 0,27 (0,25)
100.000 bis unter 500.000 -0,27 (0,25) -0,21 (0,25) -0,20 (0,25)
500.000 und mehr (Ref.) --- --- ---

Internetkompetenz 0,66*** (0,13) 0,67***  (0,14)

Interaktionseffekte
Männlich x Alter 0,01 (0,02)
Männlich x Hauptschule -0,75 (0,47)
Männlich x Abitur -1,15** (0,52)

Anzahl der Fälle 1.142 1.142 1.142
Mc Faddens R2 / Nagelkerkes R2 0,09/0,12 0,12/0,16 0,13/0,17
Freiheitsgrade 8 9 12
LR-Text: χ2-Wert 74,69*** 98,95*** 104,47***

Signifikanz: * p ≤ 0,10; ** p ≤ 0,05; *** p ≤ 0,01.
Quelle: ARD/ZDF-Onlinestudie 2007, gewichtet; eigene Berechnungen.

Modell 1 zeigt weiterhin einen signifikanten Unterschied in der Nutzungswahr-
scheinlichkeit von Internetkontaktbörsen nach dem Bildungsniveau. Personen mit
Hauptschulniveau haben im Vergleich zu Personen mit dem Niveau der Mittleren
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Reife eine höhere Nutzungswahrscheinlichkeit. Trotz Kontrolle der Kompetenzen
im Umgang mit dem Internet (Modell 2), bleibt dieser Effekt signifikant. Insofern
widersprechen diese Ergebnisse unserer eingangs formulierten Hypothese, in der
wir von einer generell höheren Nutzungswahrscheinlichkeit der höher Gebildeten
ausgegangen sind.

Zentral ist nun die Betrachtung der Interaktionseffekte zwischen Geschlecht und
Bildung in Modell 3. Hier zeigen sich deutliche geschlechtsspezifische Unterschie-
de. Vor allem Frauen mit Hauptschulniveau und Abiturientinnen haben im Ver-
gleich zu Frauen mit mittlerem Bildungsniveau eine signifikant höhere Neigung bei
der Partnersuche Internetkontaktbörsen zu nutzen. Höher gebildete Männer haben
im Vergleich zu den höher gebildeten Frauen jedoch eine signifikant geringere Nut-
zungsneigung (Interaktionseffekt). Im Vergleich zu Männern mit Realschulniveau
zeigen hochgebildete Männer allerdings keine signifikanten Unterschiede, da Inter-
aktionseffekt und Haupteffekt einzeln betrachtet zwar signifikant sind, sich aber
wechselseitig im Gesamteffekt auflösen.

Insgesamt bestätigen diese Ergebnisse unsere Hypothesen bezüglich einer unter-
schiedlichen Nutzungsneigung nach Bildung und Geschlecht: Niedrig gebildete Per-
sonen sowie hochgebildete Frauen nutzen Internetkontaktbörsen verstärkt und für
Frauen zeigt sich zudem der erwartete u-förmige Zusammenhang. Die Effekte für
höher gebildete Frauen und niedrig gebildete Männer wurden aufgrund ihrer pro-
blematischeren strukturellen Lage am Heiratsmarkt vermutet. Dagegen haben die
hoch gebildeten Männer, die aufgrund ihrer guten Ausstattung mit Bildungskapital
und den damit verbundenen Arbeitsmarktchancen attraktive (Heirats-)Partner sind,
im Vergleich zu den höher gebildeten Frauen offenbar ein geringeres Interesse auf
derartige Formen der aktiven Partnersuche zurückzugreifen. Im Hinblick auf den
Effekt für die niedrig gebildeten Frauen kann neben der geringen Attraktivität im
Hinblick auf die Formung eines Doppelverdienerhaushaltes vermutet werden, dass
diese Frauen in ihren persönlichen Netzwerken, aufgrund der vielfach zu beobach-
tenden Homogenität der Netzwerke, vor allem auf männliche Partner treffen, die
hinsichtlich des Bildungsniveaus ihren persönlichen Präferenzen nicht entsprechen.

Hinsichtlich der regionalen Differenzierung hatten wir vermutet, dass es vor al-
lem Personen aus ländlichen Gebieten sind, die aufgrund der eingeschränkten Gele-
genheitsstrukturen und des kleineren zur Verfügung stehenden ‚Partnerpools‘ im
Vergleich zu großstädtischen Ballungsräumen eine höhere Teilnahmewahrschein-
lichkeit an Internetkontaktbörsen aufweisen sollten. Diese Hypothese können wir
aufgrund der Ergebnisse nicht bestätigen. Es zeigen sich über alle Modelle hinweg
keine signifikanten Unterschiede in der Nutzungswahrscheinlichkeit nach Regions-
klassen.

Schließlich ist der Effekt der Kompetenzen im Umgang mit dem Internet wie er-
wartet hoch signifikant und positiv. Personen, die hohe technische Kompetenzen im
Umgang mit dem Internet und damit hohe Werte auf dem latenten Faktor aufweisen,
haben eine höhere Neigung, bei der Partnersuche Kontaktbörsen zu nutzen. Dieser
Effekt ist auch bei Kontrolle des Bildungsniveaus und des Alters stabil, ebenso wie
Alter und Bildung von dieser Variable unbeeinflusst bleiben. Somit schlussfolgern
wir, dass es sich bei der Nutzungskompetenz tatsächlich um eine weitgehend von
Alter und Bildung unabhängige Dimension zu handeln scheint.
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Zusammenfassend können wir auf Basis unserer deskriptiven und multivariaten
Analysen festhalten, dass es hinsichtlich der Nutzung von Internetkontaktbörsen
deutliche geschlechtsspezifische Bildungsunterschiede gibt. Diese differenzierte Be-
trachtungsweise fehlte in den bislang vorhandenen Studien (vgl. Sautter et al. 2006;
Valkenburg & Peter 2007). Zudem sind Internetkontaktbörsen tendenziell Bezie-
hungsmärkte für jüngere Internetnutzer. Die Kompetenz im Umgang mit Technolo-
gien des Internets stellt darüber hinaus einen wesentlichen Prädiktor für die Nutzung
von Internetkontaktbörsen dar.

Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Im vorliegenden Aufsatz wurde die soziodemographische Nutzerstruktur von Inter-
netkontaktbörsen bestimmt und mit der Gesamtbevölkerung sowie den Internetnut-
zern verglichen. Zudem wurde analysiert, welche Merkmalskonstellationen die Nut-
zung des Onlinedatings besonders begünstigen, und wie sich mögliche Unterschiede
erklären lassen. Den Ausgangspunkt der Untersuchung bildeten theoretische Über-
legungen im Anschluss an die Debatte um die digitale Spaltung der Gesellschaft, die
mit den Erkenntnissen der soziologischen Partnerwahlforschung zusammengeführt
wurden. Auf Basis der ARD/ZDF-Onlinestudie wurden diese Zusammenhänge für
das Jahr 2007 empirisch untersucht.

Die Frage „Wer nutzt Internetkontaktbörsen in Deutschland?“ können wir auf
Basis unserer Befunde wie folgt beantworten: Das absolute Ausmaß der Kontakt-
börsennutzung von über 5 Millionen Menschen deutet auf eine inzwischen hohe so-
ziale Relevanz des Internets als Heiratsmarkt hin. Verglichen mit der Gesamtbevöl-
kerung sind Onlinedater in Deutschland eher männlich, jünger, höher gebildet und
wohnen in städtischen Gebieten oder großen Ballungsräumen. Verglichen mit der
Internetbevölkerung sind Onlinedater ebenfalls eher männlich, jünger, wohnen in
Einpersonenhaushalten und haben höhere Kompetenzen im alltäglichen Umgang
mit dem Internet. Hinsichtlich der formalen Bildung zeigen unsere Analysen, dass
niedriger gebildete Personen, verglichen mit dem durchschnittlichen Internetnutzer,
im Onlinedating leicht überrepräsentiert sind. Aus sozialstruktureller Sicht ist somit
die Nutzerpopulation von Internetkontaktbörsen, bezogen auf die Gesamtbevölke-
rung, etwas weniger selektiv als die Nutzerpopulation des Internets. Mit Ausnahme
dieses leichten Bildungseffekts sind unsere Ergebnisse im Einklang mit den derzeit
vorliegenden internationalen Befunden von Sautter et al. (2006) und Valkenburg &
Peter (2007).

Wie in der Studie von Sautter et al. (2006) sind diese Befunde zu einem Großteil
auf die noch immer beobachtbare digitale Spaltung der Gesellschaft zurückzufüh-
ren. Da die Teilnahme am Internetdating überhaupt erst möglich ist, wenn die Ak-
teure über einen Zugang zum Internet verfügen, stellt die Überwindung dieser Hür-
de ein erstes wichtiges Selektionskriterium der Nutzerpopulation dar. In diesem Zu-
sammenhang konnten wir zeigen, dass bereits an der Zugangsschwelle zum Internet
erhebliche Unterschiede beobachtet werden können, die schließlich die Bedingung
für die Selektivität der Teilnahme am Onlinedating sind.
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Obwohl die sozialstrukturellen Variablen einen sehr großen Einfluss auf die not-
wendige Voraussetzung – die Internetnutzung – des Onlinedatings haben, stellt der
Digital Divide nicht die einzige Hürde dar. Wie unsere theoretische Diskussion und
die darauf basierenden empirischen Ergebnisse zeigen, spielen offenbar auch die in-
dividuellen Chancen von Männern und Frauen auf dem Heiratsmarkt eine große
Rolle bei der Erklärung der Nutzung von Internetkontaktbörsen. In dieser Hinsicht
setzt sich unsere Untersuchung deutlich von der vorliegenden Referenzliteratur ab,
in der diese Zusammenhänge nicht thematisiert werden. Doch gerade von der Be-
rücksichtigung der theoretisch hergeleiteten geschlechtsspezifischen Interaktionsef-
fekte profitierte unsere Studie, da sie eine differenziertere Betrachtung des Einflus-
ses der formalen Bildung ermöglichte. In dieser Hinsicht ist es besonders auf-
schlussreich, dass die Erkenntnisse der Heiratsmarktforschung in ‚nicht-virtuellen‘
Kontexten durchaus gute Dienste für die theoretische Strukturierung des Internets
als Heiratsmarkt leisten. Auch Valkenburg & Peter (2007) haben in ihrer Studie auf
diesen Aspekt aufmerksam gemacht: Da das Internet heute sehr weit verbreitet ist,
sind die Internetnutzer immer stärker ein Abbild der Gesamtbevölkerung. Deshalb
sollten die aus dem nicht-virtuellen Alltag bekannten Handlungs- und Verhaltens-
muster auch zunehmend im virtuellen Raum beobachtet werden können. An dieser
Stelle zeigt sich, welch enormes Potential für die (familien)soziologische Forschung
in der Analyse der Strukturen von Internetkontaktbörsen stecken kann.

Unsere Untersuchung zu den Voraussetzungen der Nutzung von Internetkontakt-
börsen ist als ein erster wichtiger Schritt zum besseren Verständnis dieses neuen so-
zialen Phänomens zu verstehen, aus dem sich viele mögliche Anschlussfragen erge-
ben. Drei Fragen sind unserer Meinung nach dabei besonders offensichtlich. Offen
bleiben muss vor dem Hintergrund der Datenlage, erstens, die Frage nach dem Ein-
fluss des Familienstandes auf die Neigung, Onlinedating zu nutzen. Zwar gibt die
Haushaltsgröße als grober Indikator erste Hinweise darauf, geklärt werden können die-
se Zusammenhänge jedoch erst auf Basis detaillierter Informationen zur Partner-
schaftssituation und -geschichte der Akteure. Ebenso ist, zweitens, die Intensität der
Nutzung von Internetkontaktbörsen eine Frage, der sich die Forschung zuwenden
sollte. Gerade vor dem Hintergrund der theoretischen Diskussion dürfte nicht nur die
Nutzung an sich, sondern auch die Häufigkeit der Nutzung nach sozialstrukturellen
Variablen variieren, je nachdem, wie gut oder schlecht die Chancen der Akteure auf
den alltäglichen Heiratsmärkten sind. Schließlich bleibt, drittens, derzeit die Frage un-
geklärt, warum die Akteure überhaupt Internetkontaktbörsen als Medium zur gezielten
Partnersuche wählen. Gerade die Motive und subjektiven Intentionen der Akteure sind
möglicherweise wichtige Bausteine, um das soziale Phänomen und die Prozesse der
Nutzung von Internetkontaktbörsen besser verstehen und erklären zu können. Aller-
dings werden diese Motivlagen wohl nur schwer quantitativ zu erfassen sein. So müs-
sen wohl qualitative Studien den Grundstein dafür legen, hierfür brauchbare Dimen-
sionen zu bestimmen. Nicht zuletzt sind die individuellen, subjektiven Begründungen
für die Teilnahme am Onlinedating insofern von Bedeutung, da sie möglicherweise die
Selektivität des Digital Divide außer Kraft setzen, nämlich genau dann, wenn Akteure
das Internet nur deshalb nutzen, um dort auf Partnersuche zu gehen.

Diese wenigen Beispiele verdeutlichen bereits das große Spektrum möglicher
Forschungsarbeit, die notwendig sein wird, um das Phänomen der Partnersuche im



290 F. Schulz u.a.: Wer nutzt Internetkontakbörsen in Deutschland?

Internet besser verstehen zu können. Dabei ist die Analyse der Nutzerstruktur erst
der Anfang. Um auf diesen Erkenntnissen aufbauen und sie fortentwickeln zu kön-
nen, bedarf es in Zukunft nicht nur solider Grundlagenforschung, sondern auch
kreativer Fragestellungen und Ideen hinsichtlich der statistischen Modellierung.
Vieles wird jedoch von den dafür geeigneten Daten abhängen. Insbesondere muss es
gelingen, ausreichend große und nach Möglichkeit international vergleichbare
Stichproben zu erheben, deren Informationsgehalt einerseits auf den Stand der theo-
retischen Diskussion abgestimmt ist und andererseits die Möglichkeit bietet, über
diesen hinaus zu gehen.
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Annika Jabsen & Hans-Peter Blossfeld

Die Auswirkungen häuslicher
Pflege auf die Arbeitsteilung in der
Familie

Home care and its effects on the division of labour in the family
Zusammenfassung
Der vorliegende Beitrag analysiert die Aus-
wirkungen der Anwesenheit pflegebedürfti-
ger Personen auf die individuelle Zeitver-
wendung und die Arbeitsteilung der Haus-
haltsmitglieder. Die Untersuchung bezieht
sich konkret auf die Zeit, die Frauen und
Männer im Alter von 30 bis 65 Jahren für
Erwerbstätigkeit und Haushaltsarbeit auf-
bringen und fokussiert die Veränderung der
individuellen und relativen Zeitverwen-
dungsmuster bei Eintritt eines Pflegeereig-
nisses. Es handelt sich um eine Längs-
schnittanalyse auf Basis der Daten des So-
zio-oekonomischen Panels von 1985 bis
2004.

Empirisch zeigt sich, dass sich vor allem
die Frauen nach einem Pflegeereignis ver-
stärkt im Haushalt engagieren und ihre Er-
werbsbeteiligung reduzieren. Auf Paarebene
lassen sich verstärkte Traditionalisierung-
stendenzen erkennen. Die Frau übernimmt
einen größeren Anteil der Hausarbeitszeit,
der Mann einen größeren Anteil der Er-
werbsarbeitszeit.

Schlagwörter: Zeitverwendung, innerfami-
liale Arbeitsteilung, Pflegende, SOEP

Abstract
In this article we study the effects of home
care on individual time use patterns of fam-
ily members and the household division of
labour. We focus on the amount of time that
30 to 65 year old women and men spend on
employment and housework, and the
changes that might occur on both the indi-
vidual and the couples level when home care
becomes necessary. The longitudinal analy-
sis is based on data of the German Socio-
economic Panel from 1985 to 2004.

Referring to caring for relatives, empiri-
cal evidence shows that women, in particu-
lar, increase their time for housework and
decrease their time for paid employment.
Focusing on couples division of labour in the
household, our findings indicate a tradition-
alization process. The female partner fulfills
the larger part of the housework time re-
quirements, while the male partner fulfills
the larger part of paid employment time re-
quirements.

Key words: Time use, household division of
labour, care, GSOEP
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1. Einleitung

Die Versorgung der Hilfe- und Pflegebedürftigen entwickelt sich im Zuge der de-
mographischen Alterung und der wachsenden Erwerbsbeteiligung von Frauen zu ei-
ner ernstzunehmenden gesellschaftlichen Herausforderung. Auf der Makroebene
betrachtet, muss ein steigender Anteil älterer Menschen, und damit zusammenhän-
gend ein wachsender Hilfe- bzw. Pflegebedarf, mit einem sinkenden Anteil jüngerer
Menschen vereinbart werden, deren Einsatz sowohl im Bereich Pflege als auch auf
dem Arbeitsmarkt unentbehrlich ist. Im Laufe des fortschreitenden demographi-
schen Wandels verschärft sich dieser Konflikt zunehmend.

Heute zeigt sich die Problematik bereits in einer wachsenden Zahl von Familien.
Dort geht es nicht um Überlegungen in Bezug auf zukünftige Entwicklungen. Die
oft plötzlich eintretende Notwendigkeit der Pflege und Betreuung von zuvor selb-
ständigen Personen erfordert konkrete Entscheidungen und sofortiges Handeln.
Derzeit entscheiden sich die meisten Menschen in Deutschland für die Übernahme
der Betreuung ihrer Angehörigen. Das heißt, Pflege- und Hilfebedürftige werden in
Deutschland mehrheitlich zu Hause von verwandten bzw. angeheirateten, meist
weiblichen Personen betreut. Diese Entscheidung stellt in der Mehrzahl der Fälle ei-
nen schwerwiegenden Einschnitt im Leben der Pflegenden dar und bringt eine deut-
liche Veränderung des familialen Alltags mit sich.

Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich mit der Veränderung der individuellen
Zeitverwendungsmuster im Bereich der Erwerbs- und Hausarbeit der 30- bis 65-
jährigen Haushaltsmitglieder als einer wesentlichen Konsequenz der Anwesenheit
einer hilfe- oder pflegebedürftigen Person im Haushalt. Die bisherige Forschung im
Bereich der Pflege hat vor allem den Aspekt der Erwerbstätigkeit betrachtet. Neben
Erwerbsarbeit und Betreuungsarbeit ist jedoch Hausarbeit ein weiterer wichtiger Be-
reich, wenn es darum geht, die innerfamilialen Arbeitsteilungsmuster und deren
Veränderungen zu erfassen. Aus diesem Grund steht der Aspekt der Hausarbeit ne-
ben der Erwerbsarbeit im Zentrum dieses Beitrags.

Darüber hinaus beziehen sich die Studien zu den Auswirkungen von Pflegeauf-
gaben in den meisten Fällen nur auf Frauen. Daher sollen erstens Männer miteinbe-
zogen, und zweitens die individuelle Perspektive um eine relationale Paarperspekti-
ve ergänzt werden. Dies geschieht insbesondere auch vor dem Hintergrund, dass
aktuelle Studien im Bereich der Arbeitsteilungsforschung deutlich gemacht haben,
dass die Geburt eines Kindes geschlechtsspezifische Arbeitsteilungsmuster bzw. oft
latent wirkende Traditionalisierungsprozesse verstärkt (Grunow, Schulz & Blossfeld
2007, Schulz & Blossfeld 2006). Neben der Geburt eines Kindes ist die Tatsache,
dass ein Angehöriger pflegebedürftig wird, ein zweites wichtiges biographisches
Versorgungs- und Betreuungsereignis im Lebensverlauf.

Des Weiteren werden die Auswirkungen von Pflegeereignissen aus der Lebens-
verlaufsperspektive mit Hilfe von Längsschnittdaten des Sozio-oekonomischen Pa-
nels unter expliziter Berücksichtigung ihrer Prozesshaftigkeit untersucht. Eine Si-
tuationsbeschreibung auf Basis von Querschnittsdaten, wie sie den meisten Untersu-
chungen zu den Konsequenzen des Pflegeleistens zu Grunde liegt, kann nur einen
begrenzten Ausschnitt der Realität erfassen. Die Versorgung einer hilfe- oder pfle-
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gebedürftigen Person im Haushalt sowie die Zeitverwendungsmuster unterliegen im
Lebensverlauf des Einzelnen jedoch Veränderungsprozessen und können deshalb im
Querschnitt streng genommen nicht richtig erfasst werden. Die Betrachtung aus der
Längsschnittperspektive ist deshalb unumgänglich, weil sie es ermöglicht, die kau-
sale Beziehung zwischen zwei zeitabhängigen Prozessen zu erfassen und zu erklä-
ren.

Methodisch erhebt die Arbeit den Anspruch, den Einfluss von Ereignissen eines
unabhängigen Prozesses auf die Veränderung eines abhängigen Prozesses auf der
Basis von Individual- und Paardaten möglichst genau zu erfassen. Die Ereignisana-
lyse stellt diesbezüglich eine geeignete Methode dar, die hier – erweitert um ein Re-
gressionsmodell – sowohl Aussagen über die Neigung als auch über das Ausmaß
der Veränderungen des individuellen Zeitverwendungsmusters möglich macht.

Theoretischer Ausgangspunkt für die Untersuchung der Änderung der Arbeits-
teilungsmuster sind sowohl ressourcenbasierte als auch normenbasierte Ansätze.
Vor dem Hintergrund der Ergebnisse bisheriger Forschungsarbeiten und unter Be-
rücksichtigung der theoretischen Überlegungen werden im empirischen Teil der Ar-
beit die Daten des Sozio-oekonomischen Panels von 1985-2004 einer Längsschnit-
tanalyse unterzogen, auf deren Grundlage beschrieben und analysiert wird, wie sich
die individuelle Zeitverwendung und die relationale Arbeitsteilung verändern.

2. Pflegebedürftigkeit und Angehörigenpflege in
Deutschland

Im Dezember 2005 waren, der amtlichen Statistik zufolge, über 2 Millionen Men-
schen in Deutschland pflegebedürftig im Sinne des Pflegeversicherungsgesetzes1

(vgl. Statistisches Bundesamt 2007). Mehr als zwei Drittel (68%) von ihnen wurden
im Jahr 2005 in privaten Haushalten gepflegt (Statistisches Bundesamt 2007). Zu-
sätzlich zu den pflegebedürftigen Personen, wurden etwa drei Millionen Menschen
mit hauswirtschaftlichem Hilfebedarf versorgt.2 Diese Arrangements entsprechen
dem Wunsch vieler Pflege- und Hilfebedürftigen, solange wie möglich im eigenen
Haushalt bleiben zu können und ansonsten die häusliche Versorgung explizit der
Unterbringung im Heim vorzuziehen (vgl. Schneekloth 2005, 84f.).

Pflegepersonen sind in erster Linie die nächsten Angehörigen des Bedürftigen. In
fast 40% der Fälle, kümmert sich eine Person allein um den Bedürftigen. Durch-
schnittlich sind 2,1 Personen für die private Versorgung eines Pflegebedürftigen und
1,7 Personen für die Versorgung eines Hilfebedürftigen zuständig (Infratest 2003,
18). In der Regel gibt es eine Hauptpflegeperson, die im Mittel etwa 37 Stunden pro
                                                          
1 Der Gesetzgeber definiert gemäß § 14 Abs. 1 SGB XI des Pflegeversicherungsgesetzes

Pflegebedürftige als Personen, „die wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen
Krankheit oder Behinderung für die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Ver-
richtungen im Ablauf des täglichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich für mindestens
sechs Monate, in erheblichem oder höherem Maße […] der Hilfe bedürfen“.

2 Diese Zahl bezieht sich auf das Jahr 2002 (Infratest 2003, 7).
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Woche für Hilfe, Pflege und sonstige Betreuung verwendet (Schneekloth 2005, 78).
Dabei ist der Aufwand bei der Versorgung von Pflegebedürftigen mehr als doppelt
so hoch wie bei Hilfebedürftigen und umso höher, je höher die Pflegestufe ist (ibd.).

Hilfe- bzw. Pflegebedürftigkeit ist zwar ein allgemeines Lebensrisiko, es tritt
aber vorrangig im hochbetagten Alter auf. Man spricht hier deshalb von einer alters-
spezifischen Prävalenz. Von den 70- bis 75-Jährigen waren im Jahr 2005 etwa 5%
pflegebedürftig. Bei den 80- bis 85-Jährigen betrug die so genannte Pflegequote
rund 20% und bei den 90- bis 95-Jährigen war sie mit 61% am höchsten (vgl. Stati-
stisches Bundesamt 2007). Deshalb ist – auch wenn man eine Reduktion der Hilfe-
bzw. Pflegebedürftigkeit aufgrund der Verbesserung des allgemeinen Gesundheits-
zustands im Alter langfristig erhoffen kann – vorerst von einem Anstieg der Be-
dürftigen aufgrund der wachsenden Zahl der Hochaltrigen, d.h. der über 80-
Jährigen, auszugehen (Stiehr 2004, 96).3 Im Zeitraum zwischen 2003 und 2005 ist
die Zahl der Pflegebedürftigen bereits um 2,5% gestiegen (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2007).

3. Pflege und Zeitverwendung der Angehörigen

Bei den bisherigen Forschungsarbeiten zum Thema Pflegebedürftigkeit und infor-
melle Pflege handelt es sich vor allem um zeitpunktbezogene deskriptive Situations-
beschreibungen (Pflegekonstellationen, Charakteristika der Hauptpflegepersonen)
sowie um qualitative Studien zu den Gründen der Pflegeübernahme und dem Be-
reich Pflege und Belastung.

Die Auswirkungen der Pflegeleistungen auf die Zeitverwendung der Angehöri-
gen dagegen wurden bisher unzureichend erforscht.

Der Großteil der Studien mit Bezug zur Zeitverwendung von pflegenden Ange-
hörigen bezieht sich im Wesentlichen auf den Konflikt zwischen Pflege und Er-
werbsarbeit. In vielen Fällen handelt es sich hier um einfache deskriptive Beschrei-
bungen, im Bereich der tiefergehenden Analysen beschränken sich die Studien in
den meisten Fällen auf die Subgruppe der weiblichen Bevölkerung. Ausgangspunkt
der Diskussion ist häufig die gestiegene Frauenerwerbstätigkeit, die in den letzten
Jahrzehnten in Deutschland und auch in anderen Industrieländern zu beobachten ist.
Man befürchtet in diesem Zusammenhang herbe Verluste des informellen Pflege-
potenzials, reduziert eine Erwerbstätigkeit doch die potenzielle Anzahl verfügbarer
Stunden für Pflegeaufgaben. Besonders deutlich wird die Problematik, wenn man
davon ausgeht, dass parallel zu diesen Entwicklungen der Pflegebedarf steigt. Die
Vereinbarung von Pflege und Beruf scheint als Lösungsweg denkbar, erweist sich in
der Realität jedoch als schwierig.
                                                          
3 Der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes zu-

folge, steigt die Zahl der über 65-Jährigen bis zum Jahr 2030 um etwa die Hälfte von 16
Millionen auf mehr als 24 Millionen. Die Zahl der Hochaltrigen, also der über 80-Jährigen
wird von etwa 4 Millionen im Jahr 2005 auf 10 Millionen im Jahr 2050 ansteigen (Statisti-
sches Bundesamt 2006).
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In Wissenschaft und Politik wird der Aspekt der steigenden Frauenerwerbstätig-
keit und der Vereinbarkeit von Beruf und Familie seit langem diskutiert, allerdings
fast ausschließlich in Bezug auf die Kindererziehung. Diese Erkenntnisse sind aus
verschiedenen Gründen auf den Bereich der Pflege von älteren Angehörigen nicht
übertragbar.4

Die empirischen Untersuchungen, die sich explizit mit dem Thema Pflege und
Erwerbstätigkeit beschäftigen, sind weniger zahlreich – besonders für Deutschland
und Europa – und in ihrem Forschungsdesign, bezüglich der Operationalisierung der
Variablen und der Stichprobenzusammensetzung sehr uneinheitlich, was die Ver-
gleichbarkeit erschwert. Die Schlussfolgerungen sind inkonsistent. Einige seien im
Folgenden exemplarisch vorgestellt (für einen Literaturüberblick vgl. auch Dallin-
ger 1996 und Sarkisian & Gerstel 2004). Mit Ausnahme von Henz (2004) und der
MuG-III-Studie (Schneekloth 2005) beziehen sich die Arbeiten ausschließlich auf
Frauen.

Wolf und Soldo (1994) finden in ihrer Studie keinen signifikanten Zusammen-
hang zwischen informeller Pflegetätigkeit und der Reduktion des Erwerbsumfangs.
Die Analyse bezieht sich auf verheiratete Frauen in den USA, die einen Elternteil
pflegen. Auch Spitze und Logan (1991), die ausgehend von der gegebenen Er-
werbsbeteiligung, den Zusammenhang mit dem Ausmaß der Pflegetätigkeit analy-
sieren, stellen keine Korrelation der beiden Merkmale fest.

Andere Studien zeigen wiederum einen eindeutigen Zusammenhang zwischen
Pflege und Erwerbstätigkeit: Spiess und Schneider (2003) zeigen für Nordeuropa,
dass Beginn und Ausweitung von Pflegetätigkeiten bei Frauen mittleren Alters mit
einer Reduktion der Arbeitszeit einhergeht. Beendigung oder Reduktion der Pflege-
tätigkeiten zeigen dagegen keinen Effekt. Schneider, Drobnič und Blossfeld (2001)
                                                          
4 So bestehen Unterschiede zum einen in Bezug auf die Lebensphase der Pflegenden bei

Eintritt des Ereignisses (Geburt des Kindes, bzw. Pflegebedürftigkeit des älteren Men-
schen). Die Geburt eines Kindes kennzeichnet in den jüngeren Kohorten in Westdeutsch-
land verstärkt den Zeitpunkt des Erwerbsausstiegs. Nach einer Familienphase kehren die
Frauen aber heute vermehrt in den Arbeitsmarkt zurück (vgl. Lauterbach 1994, Kirner &
Schulz 1992). Verstärkt werden sie dann jedoch mit neuen familiären Anforderungen kon-
frontiert: die Pflege ihrer (Schwieger-)Eltern oder des Partners. Schaffen sie es nicht, in
dieser Lebensphase Pflege und Beruf zu verbinden, dürfte ein späterer Wiedereinstiegs-
versuch aus Altersgründen in der heutigen Arbeitsmarktlage aller Wahrscheinlichkeit nach
schwierig bis aussichtslos sein.
Frauen und Männer können sich zum anderen heute weitestgehend bewusst für oder gegen
Kinder entscheiden, d.h. die Geburt eines Kindes ist in den meisten Fällen ein gewünsch-
tes bzw. explizit intendiertes Ereignis, was bei der Pflegebedürftigkeit von Älteren nicht
der Fall ist. Pflegebedürftigkeit tritt darüber hinaus oft relativ plötzlich ein (beispielsweise
durch Schlaganfall). Eine „neunmonatige Vorbereitungszeit“ ist nicht gegeben. Außerdem
ist zu bedenken, dass die Dauer und der Aufwand für die Betreuung eines Kindes im Laufe
der Zeit nachlässt, der Aufwand und die Belastung für die Versorgung eines Hilfe- oder
Pflegebedürftigen dagegen aller Wahrscheinlichkeit nach zunimmt und zeitlich nicht ab-
zuschätzen ist.
Des Weiteren fehlen bislang noch gesetzliche Regelungen und familienpolitische Bestim-
mungen, die im Sinne einer „Pflegezeit“ entsprechend dem Konzept der Elternzeit die
Rechte pflegender Arbeitnehmer eindeutig festlegen.
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bestätigen mit Daten des SOEP, dass verheiratete Frauen mittleren Alters mit er-
höhter Wahrscheinlichkeit ihre Erwerbstätigkeit aufgeben, wenn in ihrem Haushalt
ein Pflegefall lebt. Eine Reduktion der Erwerbstätigkeit (bspw. von Vollzeit auf
Teilzeit) wird dagegen eher nicht festgestellt. Auch die Daten der MuG-III-Studie
zeigen, dass die Mehrheit der Hauptpflegepersonen in Deutschland entweder schon
vor Beginn der Pflegephase nicht erwerbstätig war, oder aber in deren Verlauf die
eigene Erwerbstätigkeit eingeschränkt hat (vgl. Tabelle 1).5

Tabelle 1: Konsequenzen der Pflege für die Erwerbstätigkeit der Hauptpflegeperson
Hilfe- und Pflegebedürftige in Privathaushalten, Jahresende 1991/2002

Angaben in% Pflegebedürftige1) Sonstige
Hilfebedürftige2)

1991 2002 1991 2002
Konsequenzen
Zu Beginn der Pflege nicht erwerbstätig 52 51 45 48
Tätigkeit aufgegeben 14 10   5   4
Tätigkeit eingeschränkt 12 11   5   5
Tätigkeit fortgesetzt 21 26 44 40
Weiß nicht/keine Angabe   1   2   2   3

1) Leistungsbezieher der Sozialen (SPV) und der Privaten Pflegeversicherung (PPV)
2) Personen mit Einschränkungen bei alltäglichen Verrichtungen ohne Pflegebedarf im Sinne

des SGB XI
Quelle: Schneekloth & Wahl 2005, S. 79

Gerstel und Gallagher (1994) stellen einen negativen Zusammenhang zwischen
Pflege und Erwerbsbeteiligung fest, wobei sie die letztere als erklärende Variable
operationalisiert haben.

Henz (2004) untersucht das Thema im Längsschnitt für Großbritannien und zeigt,
dass vor allem Teilzeitbeschäftigte ihre Erwerbstätigkeit einschränkten, um Pflege
und Beruf zu vereinbaren. Sie führt dies auf die höhere Flexibilität von Teilzeitbe-
schäftigungen zurück (ibd., 870). Daneben macht Henz auch auf einen weiteren
Aspekt aufmerksam, nämlich auf die geringe Rückkehrrate nach Beendigung der
Pflegephase und dies insbesondere bei Langzeitpflegenden (ibd., 875).

Die einzige uns bekannte Studie, die sich explizit auf Zeitbudgetdaten bezieht,
stammt von Ehling (1996). Ehling untersucht auf der Grundlage der Zeitbudgeter-
hebung des Statistischen Bundesamtes die Zeitverwendung von Pflegenden in den
unterschiedlichen Bereichen Erwerbstätigkeit, Hausarbeit und Freizeit. Er stellt für
Pflegepersonen mit einer Pflegezeit von fünf Stunden pro Tag heraus, dass sie in der
Regel nicht erwerbstätig sind, nur wenig Freizeit haben und mehr Hausarbeit leisten
als der Durchschnitt der Bevölkerung. Es handelt sich dabei jedoch nur um einen

                                                          
5 Generell ist ein leichter Anstieg der erwerbstätigen Pflegenden im Zeitraum zwischen

1991 und 2002 festzustellen. Insgesamt gingen 2002 23% der Pflegenden einer eigenen
Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung nach im Vergleich zu 18% im Jahre 1991 (Schnee-
kloth & Wahl 2005, 79).
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knappen deskriptiven Überblick in Form der Berechnung von Durchschnittswerten,
die sich insgesamt auf nur neun Fälle beziehen (ibd., 137f.).

Obwohl sich der bisherige Forschungsstand im Bereich der Auswirkungen von
innerfamilialer Pflegearbeit vorwiegend auf den Konflikt zwischen Pflege und Er-
werbstätigkeit und die Gruppe der Frauen bezieht, lassen sich wichtige Aspekte für
unsere Fragestellung ableiten. Die Versorgung eines Familienmitglieds erfordert
viel Zeit für Pflege und Betreuung. In diesem Zusammenhang können sich zeitliche
Konflikte mit der Erwerbsarbeit ergeben.

Des Weiteren ist davon auszugehen, dass sich ein Pflegeereignis steigernd auf
regelmäßig anfallende Hausarbeiten wie Waschen, Kochen, Putzen, Besorgungen,
etc. auswirkt. Beispielsweise steigt der Bedarf an Medikamenten, Hygiene- oder
Desinfektionsmitteln, die zu besorgen sind, evtl. müssen Diätessen zubereitet wer-
den oder es bedarf aufgrund von Inkontinenz häufigeren Waschens, Bügelns und
Putzens.

Aus diesem Grund ist anzunehmen, dass bisherige Zeitverwendungsstrukturen
mit Eintritt eines Pflegeereignisses neu organisiert werden müssen. Wir untersu-
chen, ob Personen im Kontext eines Pflegeereignisses verstärkt dazu tendieren, ihre
Zeit für Haushaltsarbeit zu erhöhen und ihre Erwerbsbeteiligung senken.

Wenn mehrere Personen in einem Haushalt leben, können sie die verschiedenen
Aufgaben untereinander aufteilen. Den Fragen, wer sich im Falle einer Neustruktu-
rierung verstärkt welchen Bereichen widmet und ob damit geschlechterspezifische
Tendenzen zusammenhängen, wollen wir uns im nächsten Abschnitt zuerst aus
theoretischer Sicht nähern, bevor wir zu den empirischen Analysen kommen.

4. Theoretische Perspektive

Zentraler Teil unserer Fragestellung ist: Wenn ein Paar zusammenlebt und es tritt
ein Pflegeereignis ein, wie verändert sich dann die bisherige Aufteilung der Berei-
che Hausarbeit und Erwerbsarbeit? Im Folgenden soll es darum gehen, theoretische
Ansätze zu erörtern, die zur Erklärung der Veränderung der innerfamilialen Ar-
beitsteilungsmuster bei der Pflege eines Angehörigen herangezogen werden können.
Im Rahmen der theoretischen Konzeption beziehen wir uns auf die klassische Un-
terscheidung zwischen ressourcenbasierten und normenbasierten Ansätzen zur Er-
klärung der Arbeitsteilung in der Familie. Es geht weder darum, die Ansätze aus-
führlich zu erläutern (siehe dazu z.B. Blossfeld & Drobnič 2001, Schulz & Bloss-
feld 2006), noch die einzelnen Theorien gegeneinander zu testen (vgl. dazu z.B.
Schulz & Blossfeld 2006 oder Grunow, Schulz & Blossfeld 2007). Ziel ist es viel
mehr, die für unsere Fragestellung wichtigen Argumente der Theorien zusammenzu-
fassen und so unseren theoretischen Ausgangspunkt zu spezifizieren.
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4.1 Die ressourcenbasierte Argumentation

Das ökonomische Konzept innerfamilialer Arbeitsteilung, das u.a. von Gary S. Be-
cker (1981) vertreten wird, bietet einen Ansatzpunkt, um die Frage nach dem
„Wer“, d.h. nach der Aufteilung der Aufgaben zwischen den Haushaltsmitgliedern,
theoretisch zu betrachten.

Becker geht davon aus, dass alle Familienmitglieder versuchen, ihre Zeit- und Hu-
manressourcen unter dem Gesichtspunkt der Maximierung des Gesamtnutzens des
Haushaltes optimal aufzuteilen. Von Vorteil ist dabei eine komplementäre Rollenver-
teilung im Paar und ein möglichst hohes Maß an Spezialisierung. Damit macht diese
Theorie keine Aussage über den Geschlechteraspekt der Arbeitsteilung.6 Ausschließ-
lich entsprechend der relativen Ressourcenverteilung im Paar wird darüber entschie-
den, wer (überwiegend) im Bereich der Erwerbsarbeit und wer im Bereich der Haus-
halts- und Familienarbeit tätig ist. Die traditionelle geschlechtspezifische Arbeitstei-
lung, nach der sich Männer auf eine ununterbrochene Erwerbskarriere spezialisieren
und Frauen auf Haushalts- und Betreuungstätigkeiten, wird von Becker dadurch er-
klärt, dass Frauen durch einen spezifischen Sozialisationsprozess geprägt, vor allem in
Bezug auf marktorientierte Tätigkeiten diskriminiert werden und somit gegenüber
Männern in Bezug auf Erwerbsspezialisierung einen komparativen Nachteil haben.
Während Männer meist durchgängig in ihrem Lebensverlauf in marktorientiertes Hu-
mankapital investieren, verwenden Frauen mehr Zeit (auch) in Haushalts- und Betreu-
ungsaufgaben, so dass Investitionsunterschiede immer weiter verstärkt werden.

Das Ereignis der Hilfe- bzw. Pflegebedürftigkeit tritt bei den Pflegenden im Le-
benslauf meistens in einer späteren Lebensphase ein als die Geburt eines Kindes. Die
Betroffenen haben mit hoher Wahrscheinlichkeit, den Aushandlungsprozess in Bezug
auf die Kinderbetreuung schon entschieden, wenn es um die Frage geht, welches
Haushaltsmitglied die Betreuung des Hilfe- oder Pflegebedürftigen übernimmt. Gerade
aufgrund von Erwerbsunterbrechungen zur Kindererziehung, in denen die Frauen in
betreuungsspezifisches Humankapital investiert und dementsprechend eben dies im
Bereich des marktspezifischen Humankapitals versäumt haben, qualifizieren sie sich
der ökonomischen Theorie zufolge für weitere Pflegetätigkeiten in späteren Lebens-
phasen.

Kritisch zu betrachten ist die Annahme der ökonomischen Theorie der Familie,
dass die Haushaltsmitglieder versuchen, gemeinsam den Haushaltsnutzen zu maxi-
mieren (vgl. Becker 1981, 282ff.) und in gleichem Maße davon profitieren, wovon
in Paarbeziehungen nicht zwangsläufig auszugehen ist. Vielmehr können unter-
schiedliche Machtverhältnisse vorliegen. Der verhandlungstheoretische Ansatz be-
rücksichtigt diese Möglichkeit, indem er die Zeitverwendungsentscheidung inner-
halb von Familien als das Ergebnis von Aushandlungsprozessen zwischen den ein-
zelnen Familienmitgliedern konzipiert (vgl. Ott 1989, vgl. auch Beblo 2001). Es
wird angenommen, dass Erwerbsarbeit im Vergleich zu Haus- und Familienarbeit
präferiert wird. Deshalb ist zu erwarten, dass derjenige Partner mit der besseren

                                                          
6 Sie schließt aber ausdrücklich die vollkommen gleiche Aufteilung der Arbeit (Erwerbs-

und Hausarbeit) zwischen Mann und Frau aus (Gustafsson 1991, 413).
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Ressourcenausstattung den anderen zur Erledigung der Familienarbeit „zwingen“
und seine eigene Beteiligung an derselben mit steigender Macht weiter senken kann.

Ott stellt Familien als dynamische Einheiten dar, die im Zeitverlauf einem Wandel
unterliegen können, sowohl in der Zusammensetzung als auch in den Beziehungen
untereinander (Ott 1989, 97). Externe Alternativen (Möglichkeiten der marktbezoge-
nen Tätigkeit, wie beispielsweise das Einkommenspotenzial) bestimmen die Ver-
handlungsposition eines Familienmitglieds. Diese ändert sich jedoch nicht nur auf-
grund von exogenen Einflüssen, sondern auch infolge familieninterner Entscheidungen
– insbesondere von Vereinbarungen bezüglich der Erwerbsbeteiligung (Ott 1991,
387). Derjenige, der zu Gunsten der Kinderbetreuung oder einer familialen Pflegetä-
tigkeit seine Erwerbstätigkeit einschränkt, verschlechtert damit seine zukünftige Ver-
handlungsposition in der Familie und zahlt die Kosten in Form von individuellen Ein-
kommensverlusten, vor allem dann, wenn es zur Auflösung der Haushaltsgemeinschaft
kommt. Hier wird besonders deutlich, dass Entscheidungen der Frau für eine Ein-
schränkung ihrer Erwerbstätigkeit wegen der Erziehung eines Kindes, ihre Verhand-
lungsmacht in der späteren Aushandlung – z.B. in Bezug auf die Pflege älterer Famili-
enmitglieder – schwächt. Krüger und Born (2000) beschreiben diesen Prozess an-
schaulich als sich immer weiter drehende Ungleichheitsspirale, die sich dann kaum
noch aufhalten lässt (ibd., 217, vgl. auch Sørensen 1990). Die Machtverteilung ist so-
mit gleichzeitig Bedingung wie Folge der innerfamilialen Arbeitsteilung.

Beide dargestellten Ansätze, die ökonomische Theorie der Familie und der ver-
handlungstheoretische Ansatz, gehen, wie gezeigt wurde, von einer geschlechtsneu-
tralen Aushandlung der Arbeitsteilungsmuster auf Basis der spezifischen Ressour-
cenausstattung der Partner aus. Zusätzliche Familienarbeit in Form von Versorgung
und Betreuung älterer Angehöriger, sollte demnach von demjenigen übernommen
werden, der relativ über eine schlechtere Ressourcenausstattung verfügt bzw. sich
im Bereich der Familienarbeit bereits spezialisiert hat.

4.2 Die normenbasierte Erklärung

Ausgehend von Erving Goffmans Arbeiten zum Begriff des „gender display“ (vgl.
Goffman 1977), haben Wissenschaftler die Annahme, dass die Geschlechteridentität
in der sozialen Interaktion des Alltags beständig aktiv produziert bzw. reproduziert
werden muss, auch in Bezug auf die innerfamiliale Arbeitsteilung untersucht (siehe
z.B. West/Zimmermann 1987, Fenstermaker 2002). Das übliche Arbeitsteilungsmuster
dient auf der einen Seite der Produktion von Haushaltsgütern und -dienstleistungen,
auf der anderen Seite aber ebenso der Produktion von Gender (Fenstermaker 2002,
110, vgl. auch Coltrane 1989 bzw. South & Spitze 1994). „Wie Frauen ‚sind‘ und
wie Männer ‚sind‘, was die einen eher können und was den anderen eher entspricht,
was jeweils als ‚männlich‘ oder als ‚weiblich‘ gilt, wird (…) ganz entscheidend
strukturiert und mitbestimmt durch das, was Frauen und Männer arbeiten“ (Wetterer
1995, 201). Hausarbeit und Betreuungstätigkeiten gelten entsprechend der normati-
ven Erwartungen als Frauenarbeit, wohingegen Erwerbstätigkeit bzw. das Ernähren
der Familie als die Aufgabe des Mannes gesehen wird (Fenstermaker 2002, 105,
vgl. auch Beck-Gernsheim 1980, 23ff.).
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Eine Bestätigung ihrer Theorie, sehen die Vertreter des Doing-Gender-Ansatzes in
dem empirischen Befund, dass der Anteil der Männer an der Hausarbeit weder bei hö-
herem Einkommen der Frau in erwähnenswertem Maße ansteigt (Brines 1994, 665),
noch mit dem Ausmaß der eigenen Erwerbstätigkeit (Kalleberg/Rosenfeld 1990, 342)
zusammenhängt sowie in der Verbreitung des Phänomens der Doppelbelastung der
Frau, das im Zusammenhang mit der steigenden weiblichen Erwerbstätigkeit beob-
achtet wird (vgl. Hochschild & Machung 1993, Breen & Cooke 2005). Wird ein älte-
rer Angehöriger (beispielsweise Mutter oder Vater bzw. Schwiegermutter oder
Schwiegervater) pflegebedürftig, so müsste es der normenbasierten Argumentation zu-
folge unabhängig von der zugrundeliegenden Ressourcenverteilung im Paar dazu
kommen, dass die (Schwieger-)Tochter die Pflege- und Haushaltsaufgaben übernimmt
und nicht der (Schwieger-)Sohn, da es sich um ‚weibliche‘ Tätigkeiten handelt.

Einen weiteren theoretischen Ansatzpunkt, an dem Überlegungen zu der Frage,
welches Familienmitglied Pflegetätigkeiten im Haushalt übernimmt, ansetzen kön-
nen, liefern Bielby und Bielby (1989). In ihrer Studie untersuchen sie den Prozess
der Herausbildung von Erwerbs- bzw. Familienidentitäten von Frauen und Män-
nern. Dieser wird durch den strukturellen und kulturellen Kontext geprägt. Indivi-
duen, gleich ob männlich oder weiblich, die eine bestimmte Rolle übernehmen, ent-
wickeln darauf bezogen eine Rollenidentität (ibd., 785). Es zeigen sich jedoch ge-
schlechtsspezifische Unterschiede im Identitäts-Formationsprozess: Frauen, an die
in der heutigen Gesellschaft bestimmte Erwartungen bezüglich ihrer Aufgaben in
Bezug auf Haushalt und Familie gestellt werden, stehen, sofern sie einer Erwerbstä-
tigkeit nachgehen, einem „tradeoff“ zwischen Erwerbs- und Familienidentität ge-
genüber. Die normativen Erwartungen an Männer lassen hingegen die Vereinbarkeit
beider Identitäten zu. Die Rolle des Mannes im Beruf ist konsistent mit seiner Fa-
milienrolle des Ernährers.

Demzufolge gehen Bielby und Bielby davon aus, dass normative Zwänge Frauen
vor die Entscheidung für eine der beiden konfligierenden Rollen stellen. Priorität
geben sie dabei der Identifikation mit der Familienrolle (ibd., 784).

Tritt die Situation ein, dass ein Pflegefall eine Umstrukturierung der Lebensver-
hältnisse der Familienmitglieder erfordert, müsste es nach Bielby und Bielby dazu
kommen, dass sich die Familienidentität der weiblichen Person im Haushalt ver-
stärkt. Der Mann kann die normative Anforderung, die an ihn gestellt wird – näm-
lich die Versorgung der Familienmitglieder (inklusive Pflegedürftigem) sicher zu
stellen – problemlos mit seiner Erwerbsrolle vereinen. Die Frau dagegen hat
Schwierigkeiten, beide Rollen zu vereinbaren, sie wird sich in ihrer Entscheidung
jedoch stärker mit ihrer Familienrolle identifizieren und ihre Erwerbsbeteiligung zu-
gunsten eines umfassenderen Engagements zu Hause einschränken.

5. Datenbasis und Methode

Die folgenden empirischen Analysen basieren auf den Daten des Sozio-oekonomi-
schen Panels, einer repräsentativen Längsschnitterhebung des Deutschen Instituts
für Wirtschaftsforschung (DIW) zur Messung der objektiven bzw. subjektiv erleb-
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ten Lebensbedingungen in Deutschland und deren Wandel (vgl. Frick 2005). Seit
1984 werden in jährlichem Rhythmus Daten zur Erwerbs- und Familienbiographie,
Haushaltszusammensetzung, Wohnsituation, Lebenszufriedenheit, Gesundheit so-
wie zur Zeitverwendung als auch zum Einkommensverlauf der Bevölkerung erho-
ben. Für den Zeitraum 1984-1989 liegen Daten für Westdeutschland vor, 1990 wur-
de die Stichprobe auf Gesamtdeutschland ausgeweitet.

Die vorliegende Untersuchung bezieht sich auf den Zeitraum von 1985-2004,
d.h. auf 20 Erhebungswellen des SOEP.7 Ausgewählt wurden nicht-pflegebedürftige
Personen mit deutscher Staatsbürgerschaft aus den Teilstichproben A (westdeutsche
Personen) und C (ostdeutsche Personen) sowie aus den Teilstichproben E (Ergän-
zungsstichprobe) und F (Innovationsstichprobe).8

Ziel ist es, die individuelle Zeitverwendung für marktbezogene und nicht-markt-
bezogene Aktivitäten von Mitgliedern eines Haushalts9 in ihrer zeitlichen Entwick-
lung zu untersuchen und zwar unter spezifischer Berücksichtigung des Einflusses
eines Pflegeereignisses. Ereignisse bei zwei parallelen Prozessen stehen demnach im
Zentrum: Erstens, die Veränderungen der individuellen Zeitverwendung bzw. rela-
tionalen Arbeitsteilung und zweitens, das Ereignis der Anwesenheit von hilfe- oder
pflegebedürftigen Personen im Haushalt. Als abhängiger Prozess wird allgemein die
Veränderung der individuellen Zeitverwendung bzw. der innerfamilialen Arbeits-
teilungsmuster definiert. Genauer betrachtet werden zwei abhängige Prozesse analy-
siert, nämlich die Entwicklung der Erwerbsbeteiligung sowie die Veränderung der
Zeitverwendung für Haushaltsarbeit der verschiedenen Personen. Der Verlauf der
Hilfe- und Pflegebedürftigkeit stellt den unabhängigen Prozess dar.

                                                          
7 Die erste Welle zeichnet sich durch einige deutliche Besonderheiten in einzelnen Frage-

stellungen aus. Insbesondere fehlt die Frage zu Pflegefällen im Haushalt. Das Jahr 1984
wird deshalb von den Analysen ausgeschlossen.

8 Diese Einschränkung wurde aus zwei Gründen getroffen: Erstens werden die Stichprobe
B, Haushalte mit ausländischem Haushaltsvorstand, und die Zuwandererstichprobe D auf-
grund theoretischer Überlegungen nicht verwendet, da Unterschiede in Bezug auf kultu-
relle Aspekte, Lebensformen, Gesundheit, etc. einer spezifischen Berücksichtigung be-
dürften (vgl. Naegele 2000), die im Rahmen dieser Arbeit nicht geleistet werden kann.
Aus den Stichproben A, C, E und F werden entsprechend jeweils die Personen mit deut-
scher Staatsbürgerschaft selektiert. Daneben wird die Hocheinkommensbezieher-Stich-
probe G nicht in die Analysen einbezogen, weil die Daten lediglich für zwei Wellen vor-
liegen. Es werden nur nicht-pflegebedürftige Personen in die Untersuchung miteinbezo-
gen, da davon auszugehen ist, dass sich die Zeitverwendungsstrukturen von Personen, die
im Alltag auf die Hilfe anderer angewiesen sind, unterscheiden.

9 Der Begriff „Haushaltsmitglieder“ bezieht sich auf diejenigen Personen im Haushalt, die über
16 Jahre alt sind. Die Fragestellungen des SOEP zum Bereich Pflegebedürftigkeit beziehen
sich ausdrücklich nur auf im Haushalt lebende Angehörige. Es ist zu bedenken, dass ein be-
deutender Anteil von Hilfeleistungen, der von Familienmitgliedern und auch Freunden für
Pflegebedürftige erbracht wird, hier systematisch ausgeblendet wird. Es handelt sich um die
Fälle, in denen die hilfebedürftige Person nicht im Haushalt des Pflegenden lebt.
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5.1 Die Veränderung der Zeitverwendung

Der Beginn des Beobachtungsfensters, d.h. der Zeitpunkt, ab dem eine Person zur
Risikomenge gehört, und damit ein Ereignis erleben kann, ist der Startzeitpunkt der
ersten Episode einer Person. Dabei handelt es sich um den ersten gültigen Wert für
die jeweilige Zeitverwendungsvariable. Das Ende einer Episode ergibt sich per de-
finitionem aus dem Eintreten des Ereignisses, mit anderen Worten: aus einem Zu-
standwechsel der abhängigen Variablen. Wenn kein Ereignis eintritt, ist das Ende
der Episode gleich dem Ende des Erhebungszeitraums. Im Rahmen unserer Analy-
sen entspricht das dem Jahr, in dem die Person zum letzten Mal eine gültige Angabe
zur jeweiligen Zeitverwendungsvariable gemacht hat. Diese letztgenannten Episo-
den gelten als rechtszensiert.

Erfasst wird im SOEP – mit kleineren Änderungen zwischen den einzelnen Wel-
len – die Zeitverwendung der Befragten in vollen Stunden an Werktagen und am
Wochenende für folgende Kategorien: Hausarbeit und Besorgungen, Kinderbetreu-
ung, Beruf inklusive Nebenerwerb, Ausbildung, Weiterbildung, Schule, Basteln,
Gartenarbeit, Fernsehen, Video, Hobbies, Freizeitaktivitäten und Betreuung Pflege-
bedürftiger (ab dem Jahr 2000). Die vorliegende Untersuchung analysiert zwei die-
ser Kategorien als abhängige Prozesse:

1. Erwerbsbeteiligung (inklusive Nebenerwerb)
2. Hausarbeit und Besorgungen10

Der Einfluss eines Pflegeereignisses auf die Veränderung der Zeitverwendung der
einzelnen Haushaltsmitglieder – analytisch unterteilt in zwei Teilprozesse – wird
anhand von folgenden Übergängen modelliert:

Erstens geht es um den Verlauf der Haushaltsarbeitszeit auf individueller Ebene.
Es werden Zeitverwendungsepisoden modelliert, die neben dem Grad ihrer tempo-
ralen Ausdehnung auch quantitative Informationen über das Ausmaß der Hausarbeit
in Stunden enthalten. Die erste Episode einer Person beginnt zu dem Zeitpunkt, zu
dem sie zum ersten Mal einen positiven Wert (≥0) für die Kategorie Hausarbeit in
den Zeitverwendungsvariablen angegeben hat. Lücken von einem Jahr werden ge-

                                                          
10 Die Kategorie Hausarbeit und Besorgungen bezieht Reparaturen und Gartenarbeit hier

nicht mit ein. Es ist jedoch zu bemerken, dass damit gerade die Haushaltstätigkeiten aus-
geschlossen werden, die eher als „männliche“ Haushaltstätigkeiten gelten (vgl. Coltrane
2000, 1211). Diese Beschränkung ist kritisierbar, u.E. aber aus folgenden Gründen sinn-
voll: Es ist davon auszugehen, dass der Anteil der handwerklichen Tätigkeiten nur einen
kleinen Anteil der regelmäßig zur Versorgung des Haushalts notwendigen Aufgaben aus-
macht (vgl. Hartmann 1998). Darüber hinaus wird angenommen, dass sich ein Pflege-
ereignis steigernd auf die regelmäßig anfallenden Hausarbeiten, wie beispielsweise Wa-
schen oder Einkaufen gehen, auswirkt. Für handwerkliche Aufgaben ist dies dagegen nicht
zu erwarten. Reparaturen und Gartenarbeit, Aufgaben, die eher seltener und zudem zeit-
lich flexibel geleistet (evtl. aufgeschoben oder reduziert) werden können, wenn dringliche-
re Aufgaben im Bereich Pflege und Haushalt anstehen, könnten stattdessen sogar die evtl.
gestiegene Zeit für Hausarbeit kompensieren.
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schlossen, indem der Wert des Vorjahres fortgeschrieben wird. Linkszensierte Epi-
soden bleiben von der Analyse ausgeschlossen.

Die Analyse konzentriert sich auf den Übergang in ein höheres Hausarbeitszeit-
niveau. Des Weiteren wird das Ausmaß der Veränderungen beschrieben. Darüber
hinaus geht es auf individueller Ebene um die Veränderung der Erwerbsbeteiligung.
Untersucht werden soll der Übergang in ein niedrigeres Erwerbsarbeitszeitniveau.
Auf der Paarebene wird die Neigung untersucht, dass der weibliche Partner seinen
Anteil an der Hausarbeit erhöht und seinen Anteil an der Erwerbsbeteiligung senkt,
um so mögliche Traditionalisierungstendenzen durch die Pflegeereignisse herauszu-
stellen.

5.2 Der Eintritt der Hilfe- bzw. Pflegebedürftigkeit

Die Informationen zur Hilfe- bzw. Pflegebedürftigkeit werden am Ende des SOEP-
Haushaltsfragebogens abgefragt. Es wird erfasst, ob ein (oder zwei; abgefragt bis
1999) Haushaltsmitglied(er) zum aktuellen Zeitpunkt hilfe- bzw. pflegebedürftig ist,
um wen es sich dabei handelt, bei welchen Tätigkeiten diejenige(n) Person(en) Hilfe
braucht(en) und von wem sie diese Hilfe bekommt(en). Hierbei handelt es sich, ab-
weichend von der objektiven Definition von Pflegebedürftigkeit im Rahmen des
SGB XI um eine subjektive Einschätzung der Angehörigen.

Der unabhängige Prozess wird wie folgt modelliert: Es wird eine zeitabhängige
Variable „Pflegefall im Haushalt“ konstruiert, die den Wert 1 erhält, wenn minde-
stens eine Person im Haushalt lebt, die über 60 Jahre alt ist und als hilfe- bzw. pfle-
gebedürftig gilt. Jüngere Hilfe- oder Pflegebedürftige bleiben demnach bis zu ihrem
60. Geburtstag unberücksichtigt und werden erst danach in die Analyse mit einbe-
zogen.

Um den Einfluss eines Pflegeereignisses möglichst genau zu erfassen, wird die
unabhängige Variable weiter spezifiziert. Erstens wird die Variable „Zeitpunkt Pfle-
geereignis“ gebildet, die den Übergang in das erste Jahr mit Pflegefall im Haushalt
markiert. Zweitens werden Angehörigenpflege und Partnerpflege unterschieden, da
man davon ausgehen muss, dass sich die Mechanismen, die in den beiden Situatio-
nen wirken, unterscheiden.

Darüber hinaus werden folgende Kovariablen in die Analysen aufgenommen:

Geschlecht. Das Geschlecht der einzelnen Haushaltsmitglieder wird als zeitkon-
stante Dummyvariable mit in die Analyse einbezogen. Für Männer und Frauen wer-
den getrennte Analysen gerechnet, die anschließend verglichen werden.

Ressourcenverteilung der Partner. Zur Überprüfung der Hypothesen zur relatio-
nalen Betrachtung der Entwicklung der innerfamilialen Arbeitsteilungsmuster wer-
den folgende Kovariablen konstruiert:

Erwerbsrelation. Die Variable „Erwerbsrelation“ gibt zeitabhängig an, welcher
Partner in größerem Umfang erwerbstätig ist. Die Variable wird generiert aus den
Angaben beider Partner in Bezug auf die Zeitverwendungsvariable „Stunden für
Erwerbstätigkeit“. Die Stundenangaben werden ordinal zusammengefasst in die
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Kategorien „Vollzeit erwerbstätig“, „Teilzeit erwerbstätig“ und „nicht erwerbstä-
tig“. Die Ausprägungen der Partner werden dann zueinander in Beziehung gesetzt
und es ergeben sich für die Variable „Erwerbsrelation“ folgende Kategorien: „Frau
< Mann“ (die Frau ist in geringerem Umfang erwerbstätig als ihr männlicher Part-
ner), „Frau = Mann“ (beide Partner sind in gleichem Umfang erwerbstätig) und
„Frau > Mann“ (die Frau ist in größerem Umfang erwerbstätig als ihr Mann).

Einkommensrelation. Die Variable „Einkommensrelation“ wird ebenfalls zeitab-
hängig konstruiert und gibt den Anteil der Frau am Gesamterwerbseinkommen des
Paares an. Die Ausprägung „Frau < Mann“ bedeutet, dass die Frau weniger als 40%
zum Gesamterwerbseinkommen beisteuert, „Frau = Mann“ meint, dass der Anteil
der Frau zwischen 40% und 60% liegt und „Frau > Mann“ heißt, dass ihr Beitrag
mindestens 60% des Gesamterwerbseinkommens beträgt.

Bildungsrelation. Das Humankapital der Partner wird zunächst durch eine Variable
erfasst, die zeitveränderlich11 den erreichten Schul- und Bildungsabschluss darstellt.
Die Variable „Bildungsrelation“ setzt nun das Humankapital beider Partner zuein-
ander in Beziehung. Es ergeben sich folgende Ausprägungen „Frau > Mann“, d.h.
die Frau verfügt über ein höheres Bildungsniveau als ihr Partner, „Frau = Mann“,
das Humankapital der Partner ist homogen, „Frau < Mann“, das Bildungsniveau der
Frau ist im Vergleich zu ihrem Mann niedriger.

Relation der Arbeitsmarkterfahrung. Diese Variable erfasst zeitabhängig, wel-
cher der Partner im bisherigen Lebensverlauf in größerem Umfang erwerbstätig war.
Es handelt sich um eine relationale Angabe über die Anzahl der Jahre, in denen die
Partner jeweils eine Erwerbstätigkeit ausgeübt haben.

Um fundierte Aussagen über den Einfluss von hilfe- oder pflegebedürftigen Perso-
nen im Haushalt auf den abhängigen Prozess, d.h. auf die Zeitverwendung der ande-
ren Haushaltsmitglieder machen zu können, ist es darüber hinaus notwendig, even-
tuelle Effekte anderer Variablen auszuschließen. Deshalb werden Kontrollvariablen
in die Modelle aufgenommen.

Geburt eines Kindes. Die Variable „Zeitpunkt Geburt“ fließt als zeitveränderliche
Kontrollvariable in die Untersuchung mit ein. Sie zeigt an, in welchem Jahr ein
Kind geboren wird. Hintergrund ist die Annahme, dass die Geburt von Kindern
deutliche Konsequenzen für die Zeitverwendung der erwachsenen Familienmitglie-
der hat.

Anzahl der Personen im Haushalt. Es kann angenommen werden, dass mit stei-
gender Personenzahl der Bedarf an Hausarbeit steigt. Um auszuschließen, dass sich
die Erhöhung der Haushaltsarbeitszeit aus der veränderten Personenzahl ergibt,
kontrollieren wir zeitveränderlich für eine steigende Anzahl der Haushaltsmitglie-
der. Dies ist auch gerade vor dem Hintergrund wichtig, dass häufig Angehörige aus
Krankheitsgründen in den Haushalt der Kinder aufgenommen werden.

                                                          
11 Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass sich die Variable ab einem gewissen Al-

ter – mit Abschluss der Ausbildung – über die Zeit nicht mehr verändert.
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Alter. Die gewählte Alterskategorie der 30- bis 65-Jährigen ist relativ weit gefasst.
Deshalb wird die zeitveränderliche Variable „Alter“ nochmals als Kontrollvariable
in die Analysen aufgenommen, um eventuelle Alterseffekte herauszufiltern.

Erwerbsbeteiligung. Die Tatsache, ob eine Person erwerbstätig ist oder nicht, prägt
ihre Zeitverwendungsstruktur. Der Einfluss dieses Effekts auf die Analyse der Aus-
wirkung von Pflegeereignissen auf den zeitlichen Umfang der Hausarbeit soll aus-
geschlossen werden. Deshalb wird eine zeitveränderliche Kontrollvariable generiert,
die anzeigt, ob eine Person einer Erwerbstätigkeit nachgeht oder nicht.

Verfügbares Einkommen des Gesamthaushaltes. Diese zeitveränderliche Kova-
riable gibt das Netto-Gesamteinkommen des Haushalts an, welches sich aus den
Einzeleinkommen aller Haushaltsmitglieder über 16 Jahren ergibt. Erfasst werden
Einkommen aus Erwerbstätigkeit, Besitz, privaten und öffentlichen Transferleistun-
gen (wie bspw. Renten, Sozialhilfe, Kindergeld etc.), abzüglich der Steuern. Da das
Haushaltseinkommen auch abhängig von der Anzahl der Haushaltsmitglieder ist,
wird es personenbezogen berechnet, d.h. der Gesamtwert wird durch die Anzahl der
Haushaltsmitglieder dividiert.

Änderung der Fragestellung. Die Fragestellung des SOEP zur Zeitverwendung
unterlag im Zeitraum von 1985-2004 kleineren Änderungen. Deshalb wird eine Kon-
trollvariable „Änderung der Fragestellung“ einbezogen.

5.3 Methodisches Vorgehen: Ereignisanalyse

Es soll in der vorliegenden Untersuchung allgemein darum gehen, die Frage zu be-
antworten, wie wahrscheinlich es ist, dass eine Person zu einem bestimmten Zeit-
punkt, ihr Zeitverwendungsmuster ändert bzw. genauer gesagt, ob sich diese Wahr-
scheinlichkeit nach dem Eintreten eines Pflegeereignisses verändert. Den Analysen
liegen Längsschnittdaten zugrunde. Analysiert werden typische Übergänge im Le-
bensverlauf von Personen.

Als geeignete Analysemethode erweist sich die Ereignisanalyse (vgl. bspw.
Blossfeld, Hamerle & Mayer 1989, Blossfeld & Rohwer 2002, Dieckmann & Mitter
1990). Geschätzt wird die so genannte „Übergangsrate“, die Neigung einer Person
zu einem bestimmten Zeitpunkt von einem Ausgangszustand in einen Zielzustand zu
wechseln; wobei nur diejenigen in die Analyse einbezogen werden, bei denen bis
zum gegebenen Zeitpunkt noch kein Ereignis eingetreten ist.

Des Weiteren wird der Einfluss von zeitkonstanten und zeitabhängigen Kovariablen
auf den Prozessverlauf analysiert. Man schätzt ein Modell, von dem man annimmt,
dass diese Kovariablen die beobachtete Verweildauer-Verteilung bestimmen. Zugrun-
de liegt folgendes Grundverständnis des kausalen Denkens: Ausgehend von mindes-
tens zwei singulären Ereignissen, der zeitlichen Sukzession von Ursache und Wirkung,
der Vorstellung, dass das spätere Ereignis ohne das frühere nicht eingetreten wäre und
der Vorstellung eines energie- und/oder informationsübertragenden Zusammenhangs
(Schulze 2004, 2), wird eine Veränderung einer Variable (Ursache X) eine Verände-
rung der anderen Variable (Wirkung Y) bedingen. Da Aussagen in der Sozialwissen-
schaft in den meisten Fällen probabilistischen Charakter haben, gilt:
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∆Xt → ∆Pr(Yt´) für t´ > t

Der vorliegende Beitrag hat das Ziel, die Bedingungen, die die Verweildauer im
Ausgangszustand beeinflussen sowie deren spezifische Wirkungsweise zu untersu-
chen. Die Ereignisanalyse stellt eine besonders geeignete Möglichkeit dar, diesen
Zusammenhang zu analysieren.

Von Interesse sind dabei zwei Aspekte: Erstens, welche Faktoren determinieren
die Länge der Zeitspanne bis zum Eintreten des Zustandswechsels der abhängigen
Variable. Von welchen Bedingungen hängt es ab, wie schnell bzw. ob überhaupt ein
Haushaltsmitglied (nach Auftreten Pflegeereignisses) das eigene Zeitverwendungs-
muster ändert.

Zweitens ist in den Fällen, in denen eine Veränderung der Zeitverwendungs-
struktur stattgefunden hat, d.h. ein Ereignis eingetreten ist, das konkrete Ausmaß
dieser Veränderung von Interesse, und die Frage von welchen Faktoren dieses
Ausmaß beeinflusst wird.

Zur methodischen Umsetzung greifen wir auf den Ansatz von Petersen (1988) zur
Analyse von Veränderungen einer kontinuierlichen abhängigen Variable zurück. Statt
eines diskreten Zustandsraumes (die abhängige Variable wäre in diesem Fall qualitativ
und zeigte lediglich an, ob ein Ereignis eingetreten ist oder nicht), wird hierbei ein
kontinuierlicher Zustandsraum (quantitative Variable) angenommen. Um die Zeit-
spanne bis zum Eintreten des Ereignisses zu erfassen, wird in einem ersten Schritt ein
gewöhnliches Hazardratenmodell geschätzt. Hier geht es um die Abbildung der be-
dingten Wahrscheinlichkeit für eine Veränderung der abhängigen Variablen, mit ande-
ren Worten: um die Neigung eines Wechsels der abhängigen Variable vom Ausgangs-
zustand in den Zielzustand. Dabei entspricht die Verweildauer in einer Episode der Zu-
fallsvariable T. Das Ausmaß der Veränderung der abhängigen Variable kann in einem
zweiten Schritt durch ein Wahrscheinlichkeitsmodell für kontinuierliche abhängige
Variablen in Form einer linearen Regression bestimmt werden (ibd.).

Zusammengenommen stellen die beiden Teilschritte ein vollständiges Modell zur
Analyse von Prozessen mit kontinuierlichem Zustandsraum dar (ibd., 139). Im Ver-
gleich zum Modell mit diskretem Zustandsraum ist zu sagen, dass es sich hierbei um
eine Erweiterung dieses Modells handelt. Der Unterschied besteht darin, dass man
nicht – wie dies bei diskreten Modellen der Fall ist – einen (oder mehrere) Zielzu-
stände festlegt und daraufhin die spezifische Rate berechnet. Es geht vielmehr dar-
um, die Rate für den Übergang in jeden möglichen (und nicht lediglich in den zuvor
definierten) Zielzustand zu schätzen und zwar indem man die Berechnung der
Wahrscheinlichkeit für das Eintreten eines bestimmten Zielzustandes durch die Be-
rechnung der Dichtefunktion dieser Wahrscheinlichkeit (unter der Bedingung, dass
ein Ereignis stattgefunden hat) ersetzt (ibd., 139).

Den nachfolgenden Analysen liegt also ein kontinuierlicher Zustandsraum zugrun-
de. Weiterhin ist zu beachten, dass aufgrund der Struktur des Erhebungsinstrumentes –
die Befragung des SOEP wird jährlich durchgeführt – die Zeitachse diskret ist.

Der Fokus der Untersuchung zielt demnach erstens darauf ab, die Hazardrate in Be-
zug auf den Übergang zu einem niedrigeren Zeitaufwand für Erwerbstätigkeit bzw. ei-
nem höheren Zeitaufwand für Haushaltsarbeit zu schätzen. Es geht um die zeitbezoge-
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ne Wahrscheinlichkeit, dass Frauen und Männer die Stundenzahl, die sie täglich für
Haushaltsarbeit aufbringen, erhöhen bzw. die Stundenanzahl für Erwerbsbeteiligung
senken. Darüber hinaus ist es Ziel, das Ausmaß der Veränderung zu beschreiben.

Analog der Methode der Ereignisanalyse für diskrete Zeitachsen (vgl. Allison
1984, Yamaguchi 1991) wird die Ratenfunktion auf Basis eines logistischen Re-
gressionsmodells spezifiziert.

Um herauszustellen welche Merkmale das Risiko erhöhen, einen Zustandswech-
sel zu erfahren, werden verschiedene Raten, denen unterschiedliche Bedingungen zu
Grunde liegen, geschätzt. Dazu werden zeitkonstante (X) und zeitabhängige (X(t))
Kovariablen in das Modell eingeführt.

 r (t | X, X (t)) = log (p(t)/1-P(t)) = α + α1 X + α2 X(t) (3)

Nachdem nun die Hazardrate r(t) geschätzt wurde, werden nachfolgend jeweils die
Fälle selektiert, bei denen ein Ereignis stattgefunden hat. Dies dient dem Zweck die
Dichte für den neuen Wert Y, unter der Bedingung, dass ein Zustandswechsel statt-
gefunden hat, zu schätzen. Dies kann mit Hilfe einer linearen Regression geschehen:

yj = α + α1 X + α2 X(t)+ δyj-1+ ε  (4)

Die Vektoren X und X(t) beziehen sich wiederum auf die Merkmalsausprägungen
der Kovariablen. Es wird angenommen, dass der Fehler ε den Erwartungswert 0 hat.
α, α1, α2 und δ werden mit der Methode der kleinsten Quadrate geschätzt.

Um die Aussagen auf individueller Ebene über Neigung und Ausmaß zu ergän-
zen, wird im Anschluss analog der beschriebenen Hazardratenmodelle die Verände-
rung der Anteile auf Paarebene geschätzt.

6. Ergebnisse der empirischen Analyse

Die Stichprobe umfasst 21.864 Personen zwischen 30 und 65 Jahren, jeweils ca. zur
Hälfte Frauen und Männer, die sich über 13.177 Haushalte verteilten. 869 von ihnen
leben mindestens 1 Jahr mit einer pflegebedürftigen Person zusammen. Insgesamt
liegen der Analyse ca. 150.000 Spells zugrunde. Knapp 4.000 davon mit Pflegefall
im Haushalt. In etwa 10% der Fälle handelt es sich dabei um Partnerpflege, bei etwa
90% um Angehörigenpflege. Haushalte, in denen Angehörige gepflegt werden, sind
zu 80% Haushalte, in denen ein Paar zusammenlebt.

Tabelle 2 vergleicht die durchschnittlich verwendete Stundenzahl der 30- bis 65-
Jährigen in den einzelnen Kategorien Erwerbsarbeit und Hausarbeit bezüglich der
Frage, ob ein Pflegefall im Haushalt lebt oder nicht und bezüglich des Ge-
schlechts.12 Die durchschnittliche Zeitverwendung für Erwerbsarbeit beläuft sich an
einem Wochentag auf 5,9 Std., wenn kein Pflegefall im Haushalt lebt, bzw. auf 4,3
Std., mit Pflegefall im Haushalt. Für Haushaltsarbeit wendet eine Person mit Hilfe-
oder Pflegebedürftigem im Haushalt durchschnittlich 3,2 Std. auf, während Perso-
                                                          
12 Diese Durchschnittswerte wurden über die Jahre 1985-2004 hinweg gebildet.
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nen ohne hilfe- oder pflegebedürftige Angehörige dagegen nur 2,9 Std. investieren.
Es zeigen sich darüber hinaus deutliche geschlechterspezifische Differenzen: Frauen
bringen durchschnittlich mehr Zeit für Haushaltsarbeit auf als Männer, die wieder-
um mehr Stunden mit Erwerbstätigkeit verbringen.

Tabelle 2: Durchschnittliche Zeitverwendung für Erwerbsarbeit und
Haushaltsarbeit an einem Wochentag;  Frauen und Männer, 30-65 Jahre,
nach Geschlecht (in Stunden)

allgemein mit Pflegefall im HH
insgesamt Frauen Männer insgesamt Frauen Männer

Erwerbsarbeit 6,1 4,4 7,9 4,3 2,7 5,9
Haushaltsarbeit 2,9 4,3 1,4 3,2 4,5 1,8

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis des SOEP 1985-2004

Dieser deskriptive Überblick liefert erste empirische Hinweise darauf, dass die Anwe-
senheit einer hilfe- oder pflegebedürftigen Person im Haushalt veränderte Zeitverwen-
dungsstrukturen der übrigen Haushaltsmitglieder bedingt. So ist zu vermuten, dass die
Tatsache, dass eine hilfe- oder pflegebedürftige Person im Haushalt lebt, negativ mit
der Erwerbsbeteiligung der anderen Haushaltsmitglieder zusammenhängt und positiv
mit der Stundenzahl, die sie für Haushaltsarbeit aufwenden müssen.

Dieser vermutete Zusammenhang soll nun differenzierter auf der Grundlage er-
eignisanalytischer Modelle untersucht werden. Dabei geht es erstens um die Be-
trachtung der Entwicklung im Zeitverlauf. Was lässt sich darüber hinaus über das
Ausmaß der Veränderung sagen? In den folgenden Modellen wird dazu der Einfluss
der unabhängigen Variablen „Zeitpunkt des Pflegeereignisses/Angehörigenpflege“
und „Zeitpunkt des Pflegeereignisses/Partnerpflege“ untersucht.

6.1 Die Analyse der Zeitverwendung für Haushaltsarbeit

In Tabelle 3 werden die Schätzergebnisse für Frauen und Männer mittleren Alters
für den Übergang von einem gegebenen Ausgangsniveau an Zeitverwendung für
Haushaltsarbeit in ein höheres Zielniveau dargestellt. Konkret meint dies eine ge-
stiegene Anzahl der Stunden, die eine Person für Haushaltsarbeit – im Vergleich zur
Vorjahresangabe – aufwendet.

In Bezug auf die unabhängige Variable „Zeitpunkt des Pflegeereignisses“ lassen
sich in Tabelle 3 signifikante positive Effekte erkennen. Wird ein Angehöriger oder
der Partner pflegebedürftig, steigt bei Frauen im Alter von 30 bis 65 Jahren die Nei-
gung, ihre Hausarbeitszeit zu erhöhen.

Auch für Männer mittleren Alters zeigt sich bei Eintreten eines Pflegeereignisses
ein signifikant positiver Effekt. Die Neigung, die Stundenzahl für Haushaltsarbeit
auszuweiten, ist in dem Jahr in dem ein Angehöriger pflegebedürftig wurde, höher
als bei Männern, bei denen kein Haushaltsmitglied pflegebedürftig geworden ist.
Handelt es sich um Partnerpflege, ist der Effekt nicht signifikant.



Zeitschrift für Familienforschung, 20. Jahrg., Heft 3/2008, S. 293-321 311

Tabelle 3: Neigung von Frauen und Männern zwischen 30 und 65 Jahren, die
Stundenzahl für Haushaltsarbeit zu erhöhen

Frauen Männer

Konstante -0.10*** -1.91***

Angehörigenpflege1 -0.26*** -0.29***
Partnerpflege1 -0.82*** -0.46***
kein Pflegeereignis (Ref.) – –

Kontrollvariablen
Alter -0.00*** -0.00***
Zeitpunkt Geburt -0.49*** -0.01***
Erwerbstätigkeit -0.48*** -0.60***
Ausgangsniveau -0.11*** -0.14***
Zahl der Personen im HH gestiegen  0.03*  ** -0.02

Änderung der Fragestellung -0.79*** -0.91***
Anzahl der Ereignisse 18458 11917
Likelihood Ratio Teststatistik 1078.06 1635.60

1 Zeitpunkt Pflegeereignis 
Signifikanz: * α ≤ 0.1, ** α ≤ 0.05, *** α ≤ 0.01.
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis des SOEP 1985-2004. Kontrolliert nach fehlenden
Werten

Die Kontrollvariablen bestätigen die zu erwartenden Effekte. Personen, die einer
Erwerbstätigkeit nachgehen, haben eine geringere Neigung, ihre Hausarbeitszeit
aufzustocken. Je höher das Ausgangniveau, desto geringer ist die Tendenz, die
Stundenzahl weiter zu steigern. Die Tatsache, dass ein Kind geboren wird hängt bei
Frauen mit einer erhöhten Neigung, die Haushaltsarbeitszeit auszuweiten, zusam-
men. Bei Männern dagegen hat die Geburt eines Kindes keinen signifikanten Ein-
fluss. Die Veränderung der Zahl der Haushaltsmitglieder ist ebenfalls nicht signifi-
kant. Die Variable „Änderung der Fragestellung“ zeigt in allen Modellen signifi-
kante Effekte. Das heißt, die Änderung der Fragestellung beeinflusst das Antwort-
verhalten. Da die Fragestellung jedoch innerhalb des gesamten Untersuchungszeit-
raumes von 20 Jahren im Bereich der Haushaltsarbeit und im Bereich der Erwerbs-
arbeit nur in zwei Jahren geändert wurde, und allgemein sehr viele Zustandswechsel
beobachtet werden, werden keine relevanten Verzerrungen der Ergebnisse ange-
nommen.

Welche Aussagen lassen sich nun aber bezüglich des Ausmaßes der Erhöhung
machen? Hierzu wird ein lineares Regressionsmodell berechnet. Die Stichprobe, die
Tabelle 4 zugrunde liegt, umfasst nur die Spells bei denen ein Ereignis eingetreten
ist, d.h. diejenigen, die ihre Stundenzahl für Hausarbeit gesteigert haben. Es wird
deutlich, dass Personen, die ihre Zeit für Haushaltstätigkeiten erhöhen, dies in einem
umfassenderem Maße tun, wenn ein Angehöriger pflegebedürftig wird, als wenn der
Auslöser der Erhöhung ein anderer ist. Die zur Kontrolle eingeführten Variablen
zeigen darüber hinaus, dass Erwerbstätige ihre Hausarbeitszeit in geringerem Um-
fang steigern als Nichterwerbstätige, und dass man umso stärker erhöht, je jünger
man ist (jeweils unter der Bedingung, dass die Stundenzahl überhaupt erhöht wird)
sowie wenn der Grund für die Erhöhung die gestiegene Anzahl der Haushaltsmit-
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glieder ist. Der Zeitpunkt der Geburt eines Kindes zeigt einen negativen Effekt. Was
die Kontrollvariablen außerdem zeigen, ist, dass der Umfang der in Haushaltsarbeit
investierten Stunden stärker steigt, je höher das Ausgangsniveau war, d.h. je mehr
Stunden die Personen schon vor der Erhöhung für Haushaltsarbeit aufgebracht ha-
ben.

Tabelle 3 hat gezeigt, dass sowohl Frauen als auch Männer die Zeit für Hausar-
beit nach einem Pflegeereignis ausweiten. Um zu testen, ob es in Bezug auf das
Ausmaß der Erhöhung geschlechterspezifische Unterschiede gibt, berechnen wir ei-
ne zweite lineare Regression. Hinsichtlich derjenigen, die ihre Stundenzahl für
Haushaltsarbeit gesteigert haben und im ersten Jahr einen Angehörigen pflegen,
kann festgestellt werden, dass Frauen, zeitlich betrachtet, ihren Einsatz im Haushalt
in größerem Umfang erhöhen, als Männer (Modell 2).

Tabelle 4: Ausmaß des Anstiegs der aufgewandten Stunden für Haushaltsarbeit
(lineare Regression)

Modell 11 Modell 2²
Konstante -3.60*** -3.92***

Angehörigenpflege3 -0.25**
Partnerpflege3 -0.48
Kein Pflegeereignis (Ref.) -–--

Mann -1.06**
Frau ---

Kontrollvariablen
Alter -0.01*** -0.01
Erwerbstätig -1.16*** -0.63**
Zeitpunkt Geburt -0.12*** -0.95
Zahl der Personen im HH gestiegen -0.10*** -0.72*
Ausgangsniveau -0.82*** -0.83***
Änderung der Fragestellung -0.21*** -0.13

1 zugrunde liegende Stichprobe: Personen, die ihre Stundenzahl für Haushaltsarbeit erhöht
haben

2 zugrunde liegende Stichprobe: Personen, die ihre Stundenzahl für Haushaltsarbeit erhöht
haben, sich im ersten Jahr nach Eintritt eines Pflegeereignisses befinden und einen Ange-
hörigen pflegen

3 Zeitpunkt Pflegeereignis
Signifikanz: * α ≤ 0.1, ** α ≤ 0.05, *** α ≤ 0.01
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis des SOEP 1985-2004. Kontrolliert nach fehlenden
Werten.

Als Zwischenfazit können wir festhalten, dass in Folge eines Pflegeereignisses so-
wohl die weiblichen als auch die männlichen Haushaltsmitglieder mittleren Alters
tendenziell eine verstärkte Neigung zeigen, ihre Haushaltsarbeitszeit auszuweiten.
Von denjenigen, die ihre Haushaltsarbeitszeit steigern, erhöhen Frauen jedoch um-
fassender als Männer. Kann man demzufolge annehmen, dass auch Pflegeereignisse
eine geschlechterspezifische Arbeitsteilung innerhalb eines Paares fördern? Anhand
von Paardaten untersuchen wir im Folgenden, wie sich die Anteile an der Hausar-
beit verändern und arbeiten heraus, ob Pflegeereignisse – ähnlich wie die Geburt ei-
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nes Kindes – Traditionalisierungsprozesse bei den Paaren verstärken. Den Analysen
auf der Paarebene liegen Paare zugrunde, die beide selbst nicht pflegebedürftig sind
und zusammen in einem Haushalt leben.

Tabelle 5: Neigung von Frauen zwischen 30 und 65 Jahren, ihren Anteil an der
Haushaltsarbeit zu erhöhen

Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 Modell 5

Konstante -0.31*** -0.22*** -0.57*** -0.21*** -0.29***

Angehörigenpflege1 -0.28*** -0.29*** -0.33** -0.29* -0.28*
kein Pflegeereignis (Ref.) -- --- --- --- ---

Bildungsrelation
Frau > Mann -0.10***
Frau = Mann -0.00
Frau < Mann (Ref.) ---

Erwerbsrelation
Frau > Mann -0.32***
Frau = Mann -0.23***
Frau < Mann (Ref.) ---

Einkommensrelation
Frau > Mann -0.14***
Frau = Mann -0.18***
Frau < Mann (Ref.) ---

Arbeitsmarkterfahrung
Frau > Mann -0.06**
Frau = Mann -0.05
Frau < Mann (Ref.) ---

Kontrollvariablen
Alter -0.00*** -0.00 -0.00* -0.00** -0.00***
Zeitpunkt Geburt -0.18*** -0.19*** -0.22*** -0.19*** -0.19**
Erwerbstätigkeit -0.30*** -0.30*** --- -0.28*** -0.30***
Aktuelles Beteiligungsniveau -0.02*** -0.02*** -0.02*** -0.02*** -0.02***
Zahl der Personen im HH
gestiegen -0.03** -0.02 -0.01 -0.02* -0.02

Änderung der Fragestellung -0.63*** -0.63*** -0.63*** -0.64*** -0.63***

Anzahl der Ereignisse 12690
Likelihood Ratio Teststatistik 1161.94 1209.65 1097.48 1220.20 1169.23

1 Zeitpunkt Pflegeereignis 
Signifikanz: * α ≤ 0.1, ** α ≤ 0.05, *** α ≤ 0.01.
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis des SOEP 1985-2004. Kontrolliert nach
fehlenden Werten.

Die Tendenz einer steigenden Umverteilung der Hausarbeit zulasten der Frau ist in Ta-
belle 5 deutlich erkennbar. Auch bei Kontrolle der Ressourcenverhältnisse wie Er-
werbs-, Einkommens- und Bildungsrelation, zeigt sich ein positiver signifikanter Ef-
fekt. Ökonomische Faktoren scheinen bei der Arbeitsteilung eine Rolle zu spielen
(signifikante Effekte in den Modellen 2 bis 5), aber sie sind nicht in der Lage den Pro-
zess vollständig zu erklären. So haben Frauen mit dem gleichen oder einem höheren
Erwerbs- oder Einkommensniveau als ihr Partner sowie Frauen mit einem höheren Bil-
dungsniveau bzw. mehr Arbeitsmarkterfahrung, eine geringere Neigung, ihren Anteil an
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der Hausarbeit zu erhöhen. Die Übernahme der Versorgung eines pflegebedürftigen
Angehörigen zeigt jedoch darüber hinaus einen signifikanten Effekt. Man kann
demnach nicht von einer strikt ressourcenbezogen Veränderung der Arbeitsteilungs-
muster ausgehen. Vielmehr spielen offenbar auch normative Komponenten, die im
Zusammenhang mit der Versorgung von älteren Familienmitgliedern stehen, eine
Rolle.

Die Kontrollvariablen bestätigen auch hier die erwarteten Effekte. Aus Gründen
des begrenzten Umfangs muss darauf verzichtet werden, sie im Rahmen der Inter-
pretation jeweils einzeln aufzugreifen. An dieser Stelle soll lediglich kurz Folgendes
angemerkt werden: Die Effekte bezüglich der Variable „Zeitpunkt Geburt“ gehen in
die gleiche Richtung wie vorliegende Ergebnisse anderer Studien, die verstärkte Tra-
ditionalisierungsprozesse im Zusammenhang mit der Elternschaft herausgestellt ha-
ben (vgl. Grunow, Schulz & Blossfeld 2007).

6.2 Die Analyse der Zeitverwendung für Erwerbsarbeit

In Bezug auf den Bereich Erwerbsbeteiligung ist zuerst Folgendes zu betonen: Es
zeigt sich, dass ein großer Teil der Frauen und Männer mittleren Alters (62%; 46%)
bereits im Jahr vor Eintreten des Pflegefalls nicht erwerbstätig waren, d.h., null
Stunden ihres Zeitbudgets in den Bereich Erwerbsarbeit investierten. Personen, die
vor Eintreten des Pflegereignisses nicht erwerbstätig sind, müssen/können aus logi-
schen Gründen ihre Erwerbsbeteiligung auch nicht reduzieren, um Zeit für Pflege zu
finden.

Handelt es sich um die Pflege eines Angehörigen, zeigen Frauen mittleren Alters im
ersten Jahr nach Eintreten eines Pflegeereignisses eine erhöhte Neigung den Umfang
ihrer Erwerbstätigkeit zu senken (Tabelle 6). In Bezug auf die Partnerpflege ist dies
nicht der Fall. Da hilfe- oder pflegebedürftige Partner häufig nicht mehr im selben
Umfang zum Familieneinkommen beitragen können wie zuvor, ist zu vermuten, dass
Frauen mittleren Alters, deren Partner hilfe- oder pflegebedürftig wird, aus Gründen
der ökonomischen Notwendigkeit ihre Erwerbsbeteiligung nicht einschränken können,
bzw. sogar erhöhen müssen.

Es ergibt sich zusammengefasst folgendes Bild: Ein Großteil der Frauen ist nicht
erwerbstätig, wenn ein Pflegeereignis eintritt. Bei denjenigen, die erwerbstätig sind,
tritt die familiäre Pflegeverpflichtung mit der Erwerbstätigkeit in Konkurrenz. Frau-
en, die nicht ihren eigenen Partner pflegen, entscheiden sich für die Familie und re-
duzieren ihre Erwerbsbeteiligung.

Die Neigung der Männer zwischen 30 und 65 Jahren, ihre Erwerbsbeteiligung in
Zusammenhang mit der Pflege von Familienmitgliedern zu reduzieren, ist nicht hö-
her als bei Männern, die kein Pflegeereignis erleben (siehe Tabelle 6). Die zur Kon-
trolle eingeführten Variablen zeigen, dass die Neigung, die Erwerbsbeteiligung zu
senken, mit dem Alter zunimmt und mit der Höhe des Einkommens abnimmt.
Haben Frauen eine verstärkte Neigung das Ausmaß ihrer Erwerbsbeteilung zu redu-
zieren, Männer dagegen nicht, könnte das ein Hinweis darauf sein, dass sich auf
Paarebene eine erhöhte Tendenz zeigt, dass ihr Anteil an der Erwerbsbeteiligung
nach einem Pflegeereignis sinkt. 
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Tabelle 6: Neigung von Frauen und Männern zwischen 30 und 65 Jahren, die
Stundenzahl für Erwerbsarbeit zu reduzieren

Frauen Männer

Konstante -3.44*** -4,57***

Angehörigenpflege1 -0.37* -0.22
Partnerpflege1 -0.31 -0.19
kein Pflegefall im HH (Ref.) --- ---

Kontrollvariablen
Alter -0.01*** -0.02***
Zeitpunkt Geburt -0.75*** -0.08
Einkommen -0.01*** -0.01***
Ausgangsniveau -0.10*** -0.17***

Änderung der Fragestellung -0.84*** -0.55***
Anzahl der Ereignisse 9545 13138
Likelihood Ratio Teststatistik 1642.73 1246.86

1 Zeitpunkt Pflegeereignis 
Signifikanz: * α ≤ 0.1, ** α ≤ 0.05, *** α ≤ 0.01.
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis des SOEP 1985-2004. Kontrolliert nach fehlenden
Werten.

Tabelle 7: Neigung von Männern zwischen 30 und 65 Jahren, ihren Anteil an der
Erwerbsarbeit zu reduzieren

Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4

Konstante -3.01*** -2.99*** -3.17*** -3.02***

Angehörigenpflege
1

-0.32* -0.31* -0.32* -0.32*
kein Pflegeereignis (Ref.) --- --- --- --

Bildungsrelation
Frau > Mann -0.04
Frau = Mann -0.06**
Frau < Mann (Ref.) ---

Einkommensrelation
Frau > Mann -0.54***
Frau = Mann -0.23***
Frau < Mann (Ref.) ---

Arbeitsmarkterfahrung
Frau > Mann -0.03
Frau = Mann -0.13***
Frau < Mann (Ref.) ---

Kontrollvariablen
Alter -0.03*** -0.03*** -0.03*** -0.03***
Zeitpunkt Geburt -0.16*** -0.16*** -0.18*** -0.16***
Aktuelles Beteiligungsniveau -0.02*** -0.02*** -0.02*** -0.02***
Änderung der Fragestellung -0.25*** -0.25*** -0.27*** -0.25***

Anzahl der Ereignisse 9406
Likelihood Ratio Teststatistik 1645.22 1684.02 1832.63 1653.44

1 Zeitpunkt Pflegeereignis 
Signifikanz: * α ≤ 0.1, ** α ≤ 0.05, *** α ≤ 0.01.
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis des SOEP 1985-2004. Kontrolliert nach fehlenden
Werten
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Tabelle 7 zeigt, dass dies tatsächlich der Fall ist. Auch bei Kontrolle der Ressour-
cenkonstellationen innerhalb eines Paares zeigt sich ein signifikant positiver Effekt.
Auch hier, ähnlich wie im Bereich der Haushaltsarbeit, können die ressourcenba-
sierten Variablen die Veränderungen der Arbeitsteilungsmuster im Zusammenhang
mit einem Pflegeereignis nicht vollständig erklären.

Im Zusammenhang mit dem Eintreten eines Pflegeereignisses kommt es demnach
zu einer Traditionalisierung der Erwerbsmuster im Paar. Der Anteil der Frau an der
Gesamterwerbsarbeitszeit sinkt, allerdings ergibt sich dies eher daraus, dass die Partne-
rinnen ihre Erwerbsarbeitszeit reduzieren. Frauen stehen zwischen zwei konfligieren-
den Rollen und entscheiden sich für die Familien- und gegen die Berufsidentität.

7. Schlussfolgerung

Die Alterung stellt die Gesellschaft heute und zukünftig vor enorme Herausforde-
rungen. Die Gruppe der alten bzw. der hochaltrigen Menschen wächst, und zwar
sowohl absolut als auch anteilig an der Gesamtbevölkerung. Damit ist eine weiter
steigende Zahl älterer Pflegebedürftiger zu erwarten, die auf Unterstützung ange-
wiesen sind und zum Teil rund um die Uhr betreut und versorgt werden müssen.

Der Großteil der Hilfe- und Pflegebedürftigen wird heute zu Hause betreut. Die
Familie erbringt damit eine Leistung, die den Wunsch der älteren Menschen, auch
bei schwindender eigener Selbständigkeit in der gewohnten häuslichen Umgebung
leben zu können, erfüllt. Hilfe- bzw. Pflegeleistungen werden in großem Umfang,
unabhängig von Art und Schweregrad der Hilfe- bzw. Pflegebedürftigkeit oft über
einen langen Zeitraum erbracht.

Die Versorgung eines Hilfe- oder Pflegebedürftigen im Haushalt ist keine „Tä-
tigkeit, die man nebenbei erledigen könnte“, sondern es handelt sich um eine Auf-
gabe, die den Alltag der Haushaltsmitglieder einschneidend verändert und mit deut-
lichen Auswirkungen auf die individuelle Zeitverwendung einhergeht. Dies konnte
die vorliegende Arbeit in Bezug auf die Bereiche Hausarbeit und Erwerbsbeteilung
empirisch zeigen. Die empirischen Kernergebnisse lassen sich wie folgt auf den
Punkt bringen:

Die Versorgung eines hilfe- oder pflegebedürftigen Angehörigen erfordert nicht
nur reine Pflegeleistungen, sondern darüber hinaus zunehmende Leistungen im Be-
reich der Haushaltsarbeit. Die Familie erfüllt diese Bedarfe, muss dafür aber die
Erwerbsbeteiligung einschränken. In Bezug auf die Hausarbeit zeigt sich, dass so-
wohl Frauen als auch Männer ihre Stundenzahl, die sie in diesem Bereich aufbrin-
gen, erhöhen, Frauen jedoch in stärkerem Ausmaß. Hinsichtlich der Erwerbsbeteili-
gung sind es vor allem die Frauen, die diese tendenziell reduzieren, wenn ein Pfle-
gebedarf in zeitliche Konkurrenz zur Erwerbsarbeit tritt. Pflegen sie ihren eigenen
Partner, zeigen Frauen keine erhöhte Neigung ihre Erwerbsbeteiligung zu senken.

Auf der Paarebene konnte bestätigt werden, dass ein Pflegeereignis mit einem
Traditionalisierungsschub in Bezug auf die innerfamiliale Arbeitsteilung verbunden
ist. Die Frau übernimmt einen größeren Anteil der Hausarbeit, der Mann einen grö-
ßeren Anteil der Erwerbsarbeit. Die ökonomischen Theorien können mit Hilfe res-
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sourcenbasierter Variablen die Dynamik der Arbeitsteilung von Paaren im Zusam-
menhang mit der Pflege älterer Angehöriger nicht vollständig erklären. Eine zusätz-
liche Traditionalisierungstendenz ergibt sich offenbar aus dem Einfluss normativ
geprägter Rollenvorstellungen und Identitäten. Bei erwerbstätigen Frauen, die im
Bereich der Familie mit neuen Verantwortungen konfrontiert werden, geraten Be-
rufs- und Familienidentität in Konflikt. Entschieden wird aber regelmäßig zugunsten
der Familienidentität.

In diesem Zusammenhang gewinnt auch die Diskussion um Opportunitätskosten
und Benachteiligung der Pflegenden an Relevanz. Generell zeigt sich immer noch
eine deutliche Abhängigkeit der weiblichen Erwerbstätigkeit von der familiären Si-
tuation. Kommt es nämlich zur Einschränkung oder Aufgabe der Erwerbstätigkeit,
führt dies zu Opportunitätskosten im Sinne von entgangenem Lohn, beruflichen
Nachteilen in Bezug auf Weiterbildung und Karriere und bei eventuellem Wieder-
einstieg. In Staaten, in denen einkommensabhängige Renten gezahlt werden, wie
das in Deutschland der Fall ist, führt eine Einschränkung der Erwerbsbeteiligung
darüber hinaus zu reduzierten Rentenerträgen (vgl. Ginn & Arber 1998, 170; vgl.
auch Allmendinger, Brückner & Brückner 1993). Dieser Aspekt wurde in der Öf-
fentlichkeit bisher fast ausschließlich in Bezug auf die Kindererziehung diskutiert.
Wichtig ist aber, gerade unter der Prämisse des gegenwärtigen Anstiegs des Hilfe-
bzw. Pflegebedarfs von Älteren, die Öffentlichkeit auch für diesen Bereich zu sen-
sibilisieren und sozialpolitische Lösungsansätze anzudenken.

Methodisch hat sich gezeigt, dass eine Kombination von Ereignis- und Regressi-
onsanalyse in der Lage ist, einen Prozess mit kontinuierlichem Zustandsraum zu
untersuchen. Sie ermöglicht es, nicht nur etwas über die Neigung eines Zustands-
wechsels auszusagen, sondern auch das Ausmaß des Zustandswechsels zu analysie-
ren. Kontinuierliche Daten, wie die hier verwendeten Zeitverwendungsdaten (ge-
messen in Stunden), beinhalten eine zusätzliche Information, die nicht verloren ge-
hen sollte. Auch auf der Grundlage von Individualdaten ist es so möglich, eine Aus-
sage zu gruppenspezifischen – hier zu geschlechterspezifischen – Unterschieden in
Bezug auf das Ausmaß zu machen. Um aber adäquate Aussagen über Arbeitstei-
lungsmuster innerhalb von Familien machen zu können, bedarf es selbstverständlich
der relationalen Analyse auf der Basis von Paardaten.
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C. Katharina Spieß

Die Bündelung familienbezogener
Leistungen bei einem Parafiskus
Eine Zusammenfassung bisheriger Überlegungen und eine
Einordnung in die aktuelle Debatte1

Grouping family-related support measures in a parafiscus – A summary of
previous ideas and a contribution to the current debate
Zusammenfassung
Familienbezogene Leistungen umfassen in
Deutschland eine Vielzahl von Sach- und
Geldleistungen. Diese Leistungen sind nicht
aufeinander abgestimmt, stehen häufig unver-
bunden nebeneinander und sind wenig trans-
parent. Die Bündelung familienbezogener
Maßnahmen bei einer Familienkasse als Para-
fiskus könnte, so die zentrale Aussage dieses
Beitrags, Abhilfe schaffen. Die grundsätzli-
chen Vor- und Nachteile parafiskalischer In-
stitutionen werden zusammengefasst und es
wird diskutiert, wie diese im Kontext famili-
enbezogener Leistungen zu bewerten sind.
Daran anschließend wird der Aspekt der
Selbstverwaltung beleuchtet, da er in der De-
batte um Parafisken einen prominenten Stel-
lenwert einnimmt. Der Beitrag schließt mit der
Skizzierung weiterer Ausgestaltungsparameter
eines Familienparafiskus, seiner Finanzierung
und des Leistungsspektrums. Eine Diskussion
um den Leistungskatalog eines Familienpara-
fiskus setzt allerdings eine systematische Eva-
luierung des Gesamtsystems voraus. Mittelfri-
stig spricht einiges dafür mit einer Integration
der familienbezogenen Maßnahmen in der So-

Abstract
In Germany, support for families includes
diverse types of financial and material aid.
These different programs are not aligned and
coordinated, but rather stand alone alongside
each other and are far from being transpar-
ent. This article argues that this situation
could be remedied by grouping the various
family-related support measures within a
single family support agency as a parafiscal
institution. Here we summarize the basic ad-
vantages and disadvantages of parafiscal in-
stitutions and evaluate them in the context of
family-related support measures. Then we
examine the aspect of self-administration,
which has taken a prominent role in the de-
bate on parafiscal institutions. The paper
concludes by outlining further parameters
for the design, financing, and range of serv-
ices that could be offered by a family para-
fiscus. However, a detailed discussion of the
services offered by a family parafiscus
would require systematic evaluation of the
overall system. In the medium term, there is
substantial evidence that efforts should begin
to integrate the family-related support meas-

                                                          
1 Überarbeitete Fassung des Vortrags „Die Bündelung familienbezogener Leistungen bei ei-

nem Parafiskus: Pros und Cons einer Familienkasse“ im Rahmen der Sozialpolitischen
Ringvorlesung der Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt am 27. November
2006. Wie in diesem Beitrag vermerkt, fasst er in Teilen Überlegungen früherer Arbeiten
der Autorin zusammen, in anderen Teilen geht er darüber hinaus und bezieht insbesondere
neuere Arbeiten zum Thema mit ein. Mein Dank gilt zwei anonymen Gutachtern für wert-
volle Anregungen zu einer früheren Fassung des Vortragsmanuskriptes.
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zialversicherung und anderer beim Bund an-
gesiedelter familienbezogener Leistungen in
eine Familienkasse zu beginnen.

Schlagwörter: Familienkasse, Parafiskus,
Bündelung familienbezogener Leistrungen

ures provided by the social insurance system
with other support measures provided by the
federal government in a single family sup-
port agency.

Key words: Parafiscus, family support meas-
ures, grouping family policy measures

1. Einleitung

Gegenwärtig wird mehr denn je über das Set familienbezogener Maßnahmen in
Deutschland diskutiert. Es wird vermutet, dass der Erfolg anderer europäischer
Staaten im familienpolitischen Bereich auch damit in Verbindung steht, dass diese
nicht nur auf ein Instrument setzen, um Familien gute Rahmenbedingungen zu set-
zen, sondern auf mehrere aufeinander abgestimmte und ineinandergreifende Instru-
mente (BMFSFJ 2007: 15). Dabei wird auf „ein abgestimmtes Bündel von Maß-
nahmen, angefangen beim Ausbau der Kindertagesbetreuung über gezielte finan-
zielle Unterstützung bis hin zu einer verbesserten Vereinbarkeit von Familie und
Beruf in den Unternehmen, das Familien mehr Zeit verschafft,“ (BMFSFJ 2007: 15)
verwiesen. Ohne an dieser Stelle den Erfolg einzelner europäischer Länder in den
genannten familienbezogenen Bereichen belegen zu wollen, kann für Deutschland
festgehalten werden, dass das Tableau familienbezogener Maßnahmen nicht aufein-
ander abgestimmt ist und nicht ineinandergreift. Vielmehr ist es das historische Er-
gebnis einer Familienpolitik der letzten Jahrzehnte, die in Abhängigkeit von der je-
weiligen Regierungskonstellation unterschiedliche familienpolitische Ziele verfolgte
und Schwerpunkte setzte. Aus der heutigen Perspektive existiert ein Maßnahmen-
tableau, über dessen Gesamtwirkung wenig Systematisches bekannt ist und dies
lange nicht transparent war (vgl. dazu auch Spieß 2006).

Auf die Kritik der mangelnden Transparenz des Gesamttableaus aller familienbe-
zogenen Maßnahmen hat das zuständige Bundesministerium reagiert: Im Dezember
2006 hat das Bundesfamilienministerium in Abstimmung mit anderen Bundesres-
sorts erstmalig eine Aufstellung aller familienbezogenen Leistungen und Maßnah-
men des Staates vorgelegt (vgl. BMFSFJ & Fraunhofer-Institut FIT 2008). Dieses
Tableau von Maßnahmen und Leistungen umfasst 145 Positionen mit einem finan-
ziellen Umfang von rund 184 Milliarden Euro im Jahr. Bisher wurde das Set famili-
enbezogener Maßnahmen primär von Institutionen außerhalb des politischen Raums
zusammengefasst. Häufig gab es dabei Unterschiede im Leistungsumfang für Fami-
lien und auch im Leistungskatalog, der zum Set familienbezogener Maßnahmen da-
zugezählt wurde. Entsprechende Divergenzen in der Gesamtzusammenstellung ha-
ben in der Öffentlichkeit nicht selten zu entsprechenden Diskussionen und Irritatio-
nen geführt.2 Insofern ist die vorgelegte systematische Zusammenstellung des für
familienbezogene Belange zuständigen Bundesressorts als positiv zu bewerten, auch
                                                          
2 Zwei „prominente“ Beispiele sind die Zusammenstellungen von Rosenschon (2006) und

der Deutschen Bundesbank (2002).



324 C. K. Spieß: Die Bündelung familienbezogener Leistungen bei einem Parafiskus

wenn über die Zuordnung einzelner Maßnahmen zum Bereich der Familienförde-
rung durchaus diskutiert werden kann. Unabhängig davon lässt sich festhalten, dass
die Gesamtdarstellung aller Maßnahmen sehr deutlich zeigt, dass die Zuständigkei-
ten und finanziellen Verantwortlichkeiten ausgesprochen vielfältig und für die be-
troffenen Familien bzw. Familienmitglieder häufig nur sehr schwer zugänglich sind.

Die Zusammenstellung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend soll auch als Basis dienen, um eine umfassende und sorgfältige Analyse
familienbezogener Leistungen in Deutschland durchzuführen, um daran anschlie-
ßend ein passgenaues Konzept für die Neuausrichtung der Familienförderung zu er-
arbeiten (BMFSFJ 2006c). Eine solche Evaluierung familienbezogener Leistungen
ist – wie z.B. auch in Spieß (2006) weiter ausgeführt – wichtig und sinnvoll.

Eine Neuausrichtung des Sets familienbezogener Maßnahmen kann sich zum Ei-
nen in systemkonformen Veränderungen niederschlagen, die das Zuständigkeits-
und Finanzierungsgefüge für familienbezogene Maßnahmen in seiner bisherigen
Form bestehen lassen. Solche systemkonformen Änderungen sind aus polit-
ökonomischen Gründen mit weniger Widerständen verbunden und haben von daher
eine höhere Umsetzungswahrscheinlichkeit. Zum Anderen sind aber auch Reformen
denkbar, die eine Systemänderung in dem Sinne bedeuten würden, als dass das bis-
herige Zuständigkeits- und Finanzierungsgefüge mitverändert wird. In diesem Bei-
trag soll eine solche Systemänderung diskutiert werden.

Grundsätzlich ist eine Vielzahl von Systemwechseln möglich, die in diesem Bei-
trag jedoch nicht umfassend in ihrer Vielfalt behandelt werden. Vielmehr ist es das
Ziel dieses Beitrags einen bestimmten Systemwechsel, nämlich den Übergang zu ei-
nem Familienparafiskus abzuleiten, vorzustellen und zu diskutieren. Ein solcher
Familienparafiskus könnte familienbezogene Leistungen in Deutschland bündeln
und die Finanzierung dieser Leistungen übernehmen.

Im folgenden Kapitel soll ausgeführt werden, welche Akteure sich bisher für ei-
nen Familienparafiskus ausgesprochen haben und welchen Stellenwert dieser Vor-
schlag in der aktuellen politischen Diskussion hat. Im dritten Kapitel wird beschrie-
ben, warum es vor dem Hintergrund der Theorie der Parafisken sinnvoll ist, famili-
enbezogene Maßnahmen über einen Parafiskus zu organisieren und welche Vor-
und Nachteile dies mit sich bringt. Daran anschließend soll ein Aspekt parafiskali-
scher Organisationen verstärkt untersucht werden, der in der aktuellen Debatte um
Parafisken einen prominenten Stellenwert einnimmt; die Selbstverwaltung dieser In-
stitutionen. Der Beitrag schließt mit der Skizzierung möglicher Ausgestaltungspa-
rameter eines Familienparafiskus.

2. Bisherige Diskussionen zu einem Familienparafiskus

Diskussionen zu einem Familienparafiskus finden sich bereits in den 1960er Jahren
bei Schreiber (1964). Ausgangspunkt der Überlegungen des sogenannten Schreiber-
Modells ist, dass das Kindergeld als spiegelbildliche Entsprechung zur Altersrente
angesehen wird. Vor diesem Hintergrund sollte sich die gesamte Bevölkerung oder
ein bestimmter Personenkreis zu einer „Kindergeldkasse“ zusammenschließen, de-
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ren Aufgabe es ist, jedem neugeborenen Menschen über Transfers für die Dauer der
ersten Lebensphase Vorgriffe auf das spätere Erwerbseinkommen zu gewähren.
Aufbauend auf dem von Schreiber entwickelten Konzept schlägt der Wissenschaft-
liche Beirat für Familienfragen (BMFSFJ 2001) eine integrierte Familien- und Ren-
tenversicherung vor, über die sowohl alle von Eltern als auch durch die öffentliche
Hand erbrachten Erziehungs- und Ausbildungsleistungen sowie alle Altersrenten fi-
nanziert werden sollen. In einer aktuelleren Stellungnahme spricht sich dieser Wis-
senschaftliche Beirat (BMFSFJ 2006b) dafür aus, die familienbezogenen Kompo-
nenten in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung und in der gesetzlichen
Rentenversicherung in einer steuerfinanzierten Familienkasse zu bündeln. Die
Sachverständigenkommission zum Siebten Familienbericht schlägt ebenfalls eine
Familienkasse vor. Damit hätten Familien nicht nur einen einzigen Ansprechpartner,
sondern eine solche Institution könnte einen dementsprechend größeren politischen
Einfluss für die Belange der Familien ausüben (vgl. BMFSFJ 2006a).

Auch Winfried Schmähl (1997, 2001, 2002 und 2004) stellt seine Überlegungen
zur Reform der sozialen Sicherungssysteme, insbesondere des deutschen Alterssi-
cherungssystems und der gesetzlichen Pflegeversicherung in Verbindung mit dem
Vorschlag der Einführung einer steuerfinanzierten Familienkasse dar. Schmähl
schlägt vor, dass alle familienpolitischen Leistungen über den allgemeinen Staats-
haushalt in Form einer Familienkasse finanziert werden sollen. Auch andere Öko-
nomen fordern eine Bündelung familienbezogener Leistungen bei einer Familien-
kasse, wie z.B. Bert Rürup (vgl. Hoffmann & Tillmann 2005).

Für die Herleitung und Begründung einer Familienkasse aus juristischer Sicht,
vgl. Kingreen (2007). Kingreen (2007) spricht sich für eine beitragsfinanzierte Fa-
milienkasse aus, da sie zielgenau und ganzheitlich, sowie nachhaltig und transparent
wirke. Schuler-Harms (2008) setzt sich aus juristischer Sicht mit den finanzwirt-
schafts- und organisationsrechtlichen Rahmenbedingungen einer Familienkasse aus-
einander.3

Auch im intermediären Spektrum finden sich auf unterschiedlichen Ebenen und
bei unterschiedlichen Akteuren Vorschläge für einen Familienparafiskus. Das Zen-
tralkomitee der deutschen Katholiken (vgl. Meyer 2001: 8) fordert z.B. eine Famili-
enkasse aufbauend auf den Ideen von Oswald von Nell-Breuning: Aus einer solchen
Kasse sollten die Zahlungen zur Finanzierung von Rentenbestandteilen für Eltern
fließen. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund hat sich ebenfalls für die Ein-
richtung einer Familienkasse ausgesprochen, in die alle Bevölkerungsgruppen ein-
zahlen sollten (vgl. Deutscher Städte- und Gemeindebund 2001). Auch der Deut-
sche Verein für öffentliche und private Fürsorge äußert sich in einer Stellungnahme
positiv zu dem Vorschlag einer Familienkasse (Deutscher Verein für öffentliche und
private Fürsorge 2007). Weitere Beispiele finden sich bei Spieß (2004).

                                                          
3 Fthenakis et al. bezeichnen den Vorschlag einer „Kinderkasse“ (die in Anlehnung an eine

Familienkasse konzipiert ist) als „systemsprengend“, obwohl sie auch meinen, dass die
dahinter liegenden Motive, plausibel und unterstützenswert sind (BMFSFJ 2003). Wiesner
(2003) betrachtet eine „Kinderkasse“ bzw. „Familienkasse“ ebenfalls als eine Möglichkeit,
welche eine nachhaltige Finanzierung der Kinderbetreuung gewährleisten könnte und setzt
sich kritisch mit diesem Vorschlag auseinander.
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Im politischen Kontext findet sich im Koalitionsvertrag der Großen Koalition aus
CDU, CSU und SPD ein expliziter Auftrag, das Vorhaben einer Familienkasse zu
prüfen. In diesem Koalitionsvertrag wird festgeschrieben, dass es die Zielperspekti-
ve ist, „Familienkassen“ neuen Typs entstehen zu lassen, um eine gesetzliche Har-
monisierung der Leistungen und die organisatorische Bündelung ihrer Bearbeitung
voranzutreiben. Es wird erwartet, dass die „Konzentration und Zusammenführung
familienpolitischer Leistungen in einer solchen ‚Familienkasse‘ (...) mehr Transpa-
renz und die Grundlage für eine gerechtere und zielgenauere Familienförderung
schaffen“ kann (siehe CDU, CSU & SPD 2005: 101).4 Entsprechend beschäftigte
sich auch das Kompetenzzentrum für familienbezogene Leistungen mit dem Thema
einer Familienkasse. In einem Zwischenbericht des Kompetenzzentrums wird die
entsprechende Diskussion zusammengefasst (vgl. BMFSFJ 2008, Abschnitt 2.4).
Bereits im Vorfeld dieser Überlegungen hatten unterschiedliche Parteien, insbeson-
dere die Frauenunion der CDU und Bündnis90/Die Grünen die Einführung einer
solchen oder ähnlichen Kasse gefordert (vgl. ausführlicher Spieß 2004).

Neben diesen Beispielen aus dem deutschen Raum gibt es im europäischen Aus-
land Beispiele bereits umgesetzter Familienparafisken. Belgien, Frankreich und Lu-
xemburg sind Länder in Europa, die einen eigenständigen Familienparafiskus ha-
ben. In Frankreich werden die familienpolitischen Leistungen über die Caisse Na-
tionale d´Allocation Familiale (CNAF), die französische Familienkasse, organisiert
und finanziert. Die CNAF ist auf lokaler Ebene durch ein Netz von lokalen Kassen
(CAF) vertreten (vgl. dazu ausführlicher Veil 2004 oder Spieß 2004).

3. Theoretische Hintergründe und Bewertungen zu
parafiskalischen Modellen der Familienförderung

Parafisken sind ein Konstrukt, mit dem sich vorrangig Forschungsarbeiten im konti-
nentaleuropäischen Raum beschäftigen. In der anglo-amerikanischen Fachliteratur
finden sich Parafisken nicht als Forschungsgegenstand. Die Theorie der Parafisken
ist weniger an ökonomischen als an staatsrechtlichen Kategorien orientiert. So findet
sie sich vor allem in älteren Arbeiten und ist kaum Gegenstand aktueller sozial- und
finanzwissenschaftlicher Diskussionen. Sie beschäftigt sich vorrangig mit organi-
satorischen Fragen und weniger mit Fragen der Effizienz und Verteilung.5

                                                          
4 Der Koalitionsvertrag spricht bewusst von einer „Familienkasse neuen Typs“, um diese

von den bereits existierenden Familienkassen abzugrenzen, die in Deutschland für die
Durchführung des Bundeskindergeldgesetzes zuständig sind.

5 Gleichwohl das Forschungsfeld parafiskalischer Organisationen nicht sehr umfangreich
ist, so gibt es keine eindeutige Begriffsabgrenzung parafiskalischer Organisationen. Un-
umstritten ist es dagegen, welche Institutionen den Parafisken zuzuordnen sind. Zu den
Parafisken zählen in Deutschland die Sozialversicherungen, die berufsständischen Vertre-
tungen von Handel, Handwerk, Industrie und Landwirtschaft, die sogenannten Ständefis-
ken und auch die Kirchen.
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Die Theorie der Parafisken lässt sich in den etatistischen (oder auch finanzjuristi-
schen) Ansatz um Mann (1928), den finanzsoziologischen Ansatz um Smekal (1969
und 1992) und den finanztheoretischen Ansatz, der insbesondere über Tiepelmann
(1975 und 1992) vertreten ist, einteilen. Bei Mann sind die Anfänge der Auseinan-
dersetzung mit Parafisken zu sehen. Er setzt sehr stark an der „Inputseite“ an, indem
er als konstitutive Eigenschaft von Parafisken das „Recht der hoheitlichen Mittelbe-
schaffung“ und die „Zwangsmitgliedschaft“ definiert. Andreae (1963) und Smekal
(1969) versuchen diese einseitige staatswirtschaftliche Betrachtung zu überwinden,
indem sie von einer Funktionsübernahme nach zwei Seiten sprechen und damit eher
eine „Output“-orientierte Analyse von Parafisken vornehmen. In Anlehnung an die-
se finanzsoziologischen Ansätze kann die Entscheidung für Parafisken entweder auf
die staatliche Ausgliederung von Teilfunktionen oder auf die Zusammenfassung von
Einzelinteressen im nichtstaatlichen Raum zu gesellschaftlich bedeutenden Grup-
penorganisationen zurückgeführt werden. Parafiskalität liegt nach Smekal (z.B.
1969) nicht vor, weil Zwangsabgaben erhoben werden, sondern Zwangsabgaben
werden erhoben, weil Parafiskalität vorliegt. Tiepelmann (z.B. 1992) findet mit Ko-
autoren (vgl. z.B. Tiepelmann und van der Beek 1992a und 1992b) als Erster einen
ökonomisch-finanztheoretischen Zugang zur Theorie der Parafisken. In diesem
Theorieansatz ist die Charakterisierung der Parafisken anhand der gutspezifischen
Kriterien der Kollektivgütertheorie zentral (Tiepelmann 1992). Für ihn sind das
Ausmaß der gesamtgesellschaftlichen positiven externen Effekte und der staatlichen
Meritorisierungserfordernisse ein konstitutives Merkmal von parafiskalischen In-
stitutionen. Für weitere Ansätze parafiskalischer Theorien vgl. Spieß (2007).

Die Frage, inwiefern eine Finanzierung und Organisation familienbezogener
Maßnahmen über einen Parafiskus sinnvoll ist, erfordert im Sinne des finanztheore-
tischen Ansatzes eine Auseinandersetzung mit den Gütereigenschaften familienbe-
zogener Maßnahmen. Demnach muss gefragt werden, inwiefern (positive) externe
Effekte vorliegen, die in ihrem Ausmaß erheblich sind bzw. inwiefern eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe vorliegt. Dies sind die zentralen Kriterien der Kol-
lektivgütertheorie. Das Vorliegen eines Kollektivgutes ist im Sinne eines fi-
nanztheoretischen Ansatzes eine notwendige Bedingung für Parafisken.

Wenn die ökonomischen Begründungen für familienbezogene Maßnahmen des
Staates betrachtet werden, so ist die Frage nach der gesamtgesellschaftlichen Auf-
gabe eine mehrfach diskutierte; nicht zuletzt dann, wenn ökonomische Begründun-
gen für den Familienlastenausgleich gesucht werden. Als allgemeiner Konsens kann
festgehalten werden, dass die Leistungen, die Familien erbringen, positive externe
Effekte verursachen, die in ihrem Ausmaß so erheblich sind, dass sie eine staatliche
Internalisierung derselben rechtfertigen (vgl. – statt vieler – Bauer & Strub 2001;
Berthold & Fehn 2002; BMFSFJ 2001; Nachtkamp 2000; Mückl 2002; Lampert
2002; Ott 2002). Häufig werden die positiven externen Effekte von Familien auch
unter dem Stichwort „Humanvermögen“ oder „Humankapital“ zusammengefasst.6

                                                          
6 Allerdings sind die entsprechenden positiven externen Effekte nicht mit dem gesellschaft-

lichen Humankapital gleichzusetzen, sondern es muss festgehalten werden, dass Familie
nur einen Teil des gesellschaftlichen Humankapitals generiert.
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Die Frage, inwiefern die Einrichtung eines Familienparafiskus finanztheoretisch
gerechtfertigt ist, kann somit positiv beantwortet werden, da Familien erhebliche
positive externe Effekte verursachen und darin – im Sinne der Kollektivgütertheorie
– eine Begründung für die Einrichtung einer parafiskalischen Institution gesehen
werden kann. In diesem Sinne können die betroffenen „Kollektive“, hier die Famili-
en, Kompensationszahlungen für ihre Leistungen über einen Parafiskus erhalten.

3.1 Vor- und Nachteile von Parafisken im Allgemeinen

Bei der Frage nach der Bewertung bzw. der Vor- und Nachteile parafiskalischer Or-
ganisationen muss festgehalten werden, dass in der finanzwissenschaftlichen Lite-
ratur eine solche Bewertung nicht systematisch diskutiert wird. Es finden sich viel-
mehr vereinzelt Hinweise, nach welchen Kriterien diese Institutionen zu beurteilen
sind. Eine Zusammenfassung der unterschiedlichen Argumente für und gegen einen
Parafiskus kann als Grundlage für eine differenziertere Bewertung derselben dienen.
Vor diesem Hintergrund sollen im Folgenden Argumente für und gegen parafiskali-
sche Modelle skizzenhaft zusammengeführt werden (für eine ausführliche Darstel-
lung vgl. Spieß 2004).

Die Vorteile parafiskalischer Aufgabenerfüllung werden darin gesehen, dass der
Staatshaushalt von gruppenbezogenen Ausgaben entlastet wird. Dies ist insbesonde-
re deshalb der Fall, da es sich bei parafiskalischen Organisationen um Selbstver-
waltungskörperschaften handelt. Eine parafiskalische Aufgabenerfüllung ermöglicht
damit eine fachliche Spezialisierung und Arbeitsteilung im Staatssektor auch in Be-
zug auf die Dezentralisierung der Entscheidungskompetenzen. Positiv zu bewerten
ist, dass die Entscheidungen von einer unabhängigen, nicht direkt an staatliche Ent-
scheidungsprozesse gebundenen selbständigen Körperschaft getroffen werden (vgl.
Tiepelmann 1992: 34). Ein weiterer zentraler Vorteil, der Parafisken zugeschrieben
wird, und der mit deren Unabhängigkeit eng verbunden ist, ist die Erwartung, dass
sie eine langfristige Aufgabenerfüllung unabhängig von demokratischen Wahlzy-
klen eher gewährleisten können als Ministerien oder vergleichbare Akteure.

Ferner wird positiv bewertet, dass im Allgemeinen die parafiskalische Aufga-
benerfüllung stärker als bei den Gebietskörperschaften mit dem Äquivalenzprinzip
verbunden ist. Dabei wird angenommen, dass die Erhebung von Abgaben für
zweckgebundene Aufgaben die individuelle Zahlungsbereitschaft positiv beeinflusst
und darüber hinaus die Abstimmung zwischen Leistungsnachfrage und Leistungser-
stellung verbessern würde. Allgemein sollen Äquivalenzabgaben zu einer besseren
Präferenzoffenbarung und einem stärkeren Kostenbewusstsein der belasteten Wirt-
schaftssubjekte führen, was auch die Effizienz des Angebots von öffentlich
(mit)finanzierten Gütern erhöhen soll. Außerdem wird durch Parafisken der unmit-
telbare staatliche Steuerdruck auf die Staatsbürger gemildert, da Parafisken häufig
Beiträge nehmen, die dem Äquivalenzprinzip angeglichen sind (vgl. z.B. Smekal
1980: 15).7

                                                          
7 Die Beitragsfinanzierung ist eine notwendige und keine hinreichende Bedingung für das

Äquivalenzprinzip.
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Eine negative Beurteilung von parafiskalischen Organisationen steht häufig damit
in Verbindung, dass diese altbewährte Haushaltsgrundsätze der Finanzwissenschaft
durchbrechen. Dabei wird neben dem Grundsatz der Nonaffektation insbesondere
an die Grundsätze der Budgeteinheit, Vollständigkeit und Klarheit gedacht (vgl. z.B.
Tiepelmann & Dick 1995, 183). In Deutschland haben in der Bundeshaushaltsord-
nung (BHO) festgelegte Budgetgrundsätze, wie z.B. das Nonaffektationsprinzip,
allerdings keinen Verfassungsrang (vgl. z.B. Stern 1980). So erlaubt z.B. Paragraph
8 Satz 2 BHO eine Durchbrechung des Nonaffektationsprinzips durch Gesetz oder
Haushaltsplan. Unabhängig davon kann kritisch bemerkt werden, dass die Existenz
von Parafisken die Planungs- und Kontrollfunktion des Parlaments erschweren
kann, wenn diese ihren eigenständigen Haushalt haben. Die Existenz von Parafisken
kann folglich den Einsatz des Staatshaushalts für wirtschafts- und sozialpolitische
Zwecke konterkarieren und damit die Effektivität staatlicher Programme beein-
trächtigen. Ähnlicher Argumente bedienen sich auch diejenigen, die in parafiskali-
schen Institutionen die Gefahr der Entstehung von Schattenhaushalten sehen, wel-
che wiederum mit Legitimationsproblemen behaftet sind.

Auch hinsichtlich der Selbstverwaltungskonstruktion von Parafisken kann es zu
negativen Begleiterscheinungen kommen (vgl. dazu ausführlicher Kapitel 3.3): Wenn
gesamtgesellschaftliche und damit auch staatliche Aufgaben an einen Parafiskus de-
legiert werden, wird auf der einen Seite die Selbstverwaltungskonstruktion ständig
der Tendenz staatlicher Intervention ausgesetzt. Auf der anderen Seite werden die
Selbstverwaltungskörper geneigt sein, ihr beträchtliches finanzielles und funktiona-
les Gewicht einzusetzen, um im Rahmen der allgemeinen budgetpolitischen Priori-
täten eine Sonderstellung zu erhalten und auszubauen. Anstelle von Entlastungsef-
fekten im gesamtwirtschaftlichen Budget wäre dann faktisch eine Einengung des
budgetpolitischen Handlungsspielraums die Folge.

3.2 Vor- und Nachteile von Parafisken in Hinblick auf
familienbezogene Leistungen

Inwiefern können die Vorteile, die Parafisken im Allgemeinen zugeschrieben wer-
den, auf einen Familienparafiskus im Speziellen übertragen werden (vgl. dazu auch
Spieß 2004 und 2007)? Sowohl die Langfristigkeit der Entscheidung für ein Kind,
als auch das Postulat einer lebensverlaufsorientierten ausgerichteten Familienpolitik
(BMFSFJ 2006a), sprechen für eine stetige, langfristige und nachhaltige Finanzie-
rung familienbezogener Maßnahmen.8 Dies kann ein Parafiskus sehr viel besser
gewährleisten als eine „Ressortfinanzierung“ im heutigen Sinne, da ein Parafiskus –
und dies ist ein wichtiges Argument – nicht an Wahlzyklen gebunden ist. Auch
Kingreen (2007) argumentiert, dass ein Familienparafiskus, aufgrund seiner organi-
sationsrechtlichen Verselbständigung gegen tagespolitische Zugriffe verhältnismä-

                                                          
8 Auch Arndt (1994) betont in seiner Arbeit zum Familienkreditmodell die Bedeutung einer

Glättung von Einkommensströmen von Familien im Sinne einer langfristig ausgerichteten
Familienpolitik. Er betont, dass nur dann eine wirkliche Wahlfreiheit zwischen Familie
und Beruf besteht.
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ßig gut abgeschirmt ist. Damit könnten grundsätzlich Diskontinuitäten in der deut-
schen Familienpolitik, wie sie bereits im fünften Familienbericht bemängelt wurden,
reduziert werden, da die Ausrichtung familienbezogener Maßnahmen nicht mehr
allein der politischen Prioritätensetzung und Haushaltslage wechselnder Regierun-
gen unterliegt (vgl. BMFSFJ 1995).9

Wäre nur noch eine Institution, nämlich ein Familienparafiskus, für die Organi-
sation und Finanzierung wichtiger familienbezogener Leistungen verantwortlich,
wäre auch eine verbesserte Abstimmung zwischen der Leistungsnachfrage und der
Leistungserstellung möglich. Familienbezogene Maßnahmen könnten zielgenauer
ausgerichtet werden. Es könnte zu einer Transaktionskostensenkung bei Entschei-
dungen kommen, da nicht wie bisher mehrere Akteure auf unterschiedlichen Ebenen
ihre Leistungen selbst ausgestalten, verwalten und finanzieren müssten und damit
nicht zwingend aufeinander abstimmen. Der Mehrbedarf oder auch ein nicht vor-
handener Bedarf bei Familien im Allgemeinen bzw. bei einzelnen Gruppen von Fa-
milien könnte sehr viel eindeutiger identifiziert und familienbezogene Leistungen
entsprechend angepasst werden. Auch dies erhöht die Zielgenauigkeit des Gesamt-
systems. Außerdem kann die Effizienz der Leistungen dadurch verbessert werden,
dass die für familienbezogene Leistungen zuständige eine Institution eine einheitli-
che Bedarfsermittlung von und für Familien durchführt. Eine solche einheitliche
Bedarfsermittlung kann – gegenüber dem Status quo – auch eine Entlastung für Fa-
milien darstellen und zu einem Bürokratieabbau beitragen. Dies ist dann der Fall,
wenn diese ihre Bedarfslage nicht mehr – wie bisher – gegenüber unterschiedlichen
Leistungserbringern darstellen bzw. nachweisen müssen.10 Für die Familien kann
dies auch zu einer größeren Transparenz des Leistungsspektrums führen.

In Abhängigkeit von der Finanzierung eines Familienparafiskus durch eine Bei-
trags- oder Steuerfinanzierung (siehe Kapitel 4) kann die Akzeptanz der Ausgaben
für eine Familienförderung mehr oder weniger erhöht werden. Dies ist insbesondere
bei einer Beitragsfinanzierung der Fall, bei der im Sinne des Äquivalenzprinzips die
Einnahmen direkten Ausgaben zuzuordnen sind. Dieses finanzpsychologische Ar-
gument kann auch dazu beitragen, dass mehr Mittel für familienbezogene Maßnah-
men zur Verfügung stehen, da es möglich ist, die finanzielle Belastbarkeit der Be-
troffenen grundsätzlich zu erhöhen, wenn den Ausgaben der Bürger direkte Lei-
stungen gegenüberstehen.11 Auf einen steuerfinanzierten Familienparafiskus oder
einen Parafiskus, der Beiträge erhebt, die nicht mit dem Äquivalenzprinzip verbun-
den sind, trifft dieses Argument nur bedingt zu, da in diesem Fall zwar ein Lei-
stungsspektrum klar definiert ist, aber grundsätzlich kein direkter Zusammenhang
mit Steuerbeiträgen vorliegt. Im Falle eines Familienzuschlags auf die Einkom-
menssteuer, wie sie von einigen Autoren vorgeschlagen wird (siehe unten), wäre
                                                          
9 Wie weiter unten in diesem Abschnitt argumentiert, ist dies nicht einer vollkommen Un-

abhängigkeit von politischen Entscheidungsprozessen gleichzusetzen.
10 Insbesondere dieser empirische Bestand wird im Koalitionsvertrag der gegenwärtigen

Großen Koalition bemängelt. „Transferleistungen für Familien in Deutschland werden
derzeit an verschiedenen Stellen bearbeitet und ausgezahlt. Ihnen liegen zum Teil unter-
schiedliche Einkommensbegriffe und Einkommensgrenzen zugrunde“ (vgl. CDU, CSU
und SPD 2005: 101).

11 Dafür gibt es empirische Hinweise (vgl. Institut für Demoskopie Allensbach 1994).
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allerdings eine direktere Zuordnung von Steuermitteln und Leistungen möglich. Ei-
ne solche direkte Verbundenheit könnte dazu führen, dass die Zahlungsbereitschaft
für einen Familienparafiskus steigt bzw. der „Steuerdruck“ abnimmt. Allerdings
muss auch betont werden, dass eine Zuordnung von Beiträgen und Leistungen nicht
trivial ist, da sie voraussetzt, dass die familienbezogenen Leistungen zunächst ope-
rationalisiert und quantifiziert werden. Mit dem jüngst erstellten Finanztableau des
Bundesfamilienministeriums ist ein erster wichtiger Schritt in diese Richtung voll-
zogen.

Ein weiterer Vorteil der Schaffung einer neuen Institution für Familien ist, dass
über einen solchen eigenständigen „Akteur“ den Belangen von Familien in der Ge-
sellschaft mehr Aufmerksamkeit zukommt. Dies ist auch in der theoretischen Aus-
einandersetzung mit Parafisken ein zentrales Argument für deren Existenz: Sie sol-
len zu einer Förderung und Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage der
gesellschaftlichen Gruppe beitragen, deren Zielvorstellungen sie vertreten. Auch re-
al existierende Beispiele belegen die Relevanz einer eigenständigen Institution, die
familiäre Belange in der Gesellschaft vertritt: Insbesondere das Beispiel Frankreich,
wo die Familienpolitik über eine Familienkasse finanziert und organisiert wird, die
ein Teil des sozialen Sicherungssystems ist, zeigt dies. Hier hat Familienpolitik seit
vielen Jahren einen hohen gesellschaftlichen Stellenwert (vgl. z.B. Veil 2003,
2004). Würde man dagegen eine Umgestaltung der Familienförderung so durchfüh-
ren, dass keine neue Institution bzw. kein neuer Akteur geschaffen wird, so ist cete-
ris paribus eine zunehmende Bedeutung familienbezogener Belange auf gesamtge-
sellschaftlicher Ebene nicht in gleichem Maße zu erwarten.12

Eine Bündelung familienbezogener Leistungen bei einem Parafiskus, der als
selbständiger Akteur agiert, setzt die Schaffung einer neuer Organisation oder die
Angliederung an bereits bestehende parafiskalische Institutionen voraus. Damit sind
auf der einen Seite die Vorteile einer Dezentralisierung von Entscheidungen ver-
bunden, wenn man bedenkt, dass der Staat Entscheidungen an den Parafiskus dele-
giert und dieser aufgrund seiner Spezialisierung gezielter auf den Bedarf der Famili-
en eingehen kann. Auf der anderen Seite liegt es – in Analogie zu bisherigen para-
fiskalischen Institutionen in Deutschland – nahe, die Schaffung eines Familienpara-
fiskus auf Bundesebene und damit zentral anzustreben. Dadurch wäre gewährleistet,
dass unabhängig von der regionalen Zugehörigkeit allen Familien grundsätzlich das
gleiche Leistungsspektrum zusteht. Dies schließt nicht aus, dass ein Familienpara-
fiskus regionale Bedarfsunterschiede berücksichtigt. Auch in Frankreich wird dies
über eine Familienkasse gewährleistet, die auf zentralstaatlicher Ebene angesiedelt
ist und 123 regionale Einzelkassen umfasst (siehe Veil 2004).

Mit der Schaffung einer neuen Institution bzw. der Angliederung an bereits be-
stehende Institutionen ist auch die Schaffung einer neuen Verwaltung bzw. die An-
gliederung an bereits existierende Verwaltungen notwendig. Damit ist grundsätzlich
                                                          
12 Das Beispiel Frankreich legt nahe, dass nicht davon auszugehen ist, dass dieser Effekt le-

diglich kurzfristig auftritt. Allerdings ist nicht auszuschließen, dass im Vergleich zum bis-
herigen System die Leistungen und deren Ausgestaltung kontroverser als bisher zwischen
den „Gebern“ und „Empfängern“ diskutiert werden. Ein solcher Diskurs kann aber grund-
sätzlich auch zu einer größeren Effizienz und Effektivität des Leistungssystems beitragen
und im Sinne einer regelmäßigen Überprüfung des Gesamtsystems sinnvoll sein.
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das Entstehen neuer Bürokratien nicht ausgeschlossen, was in der jüngeren Diskus-
sion häufig als ein entscheidendes Argument gegen einen neuen Parafiskus genannt
wird. Auf theoretischer Ebene ist dieses Argument den Nachteilen von Parafisken,
zu denen zunehmende Unübersichtlichkeit und auch Ineffizienz gehören, zuzuord-
nen. Zur Bewertung dieses Argumentes müssen mehrere Aspekte berücksichtigt
werden: Zum Einen können im Vorfeld – insbesondere vor dem Hintergrund bishe-
riger bundesdeutscher Erfahrungen – entsprechende Vorkehrungen getroffen wer-
den, um eine möglichst „schlanke“ Bürokratie zu schaffen. Zum Anderen wird im
Kontext eines Familienparafiskus argumentiert, dass er dem Bürokratieabbau diene,
da er zu einer Entbürokratisierung der Vielzahl familienbezogener Maßnahmen bei-
tragen kann. So kann es zu Bürokratieabbau führen, wenn Leistungen gebündelt und
aufeinander abgestimmt werden.

Die Verselbständigung, Eigenständigkeit und Unabhängigkeit, die dem Parafis-
kus immanent sind, dürfen jedoch nicht zur Folge haben, dass der Parafiskus voll-
kommen eigenständig sein Leistungsspektrum festlegt und keinen weiteren parla-
mentarischen Kontrollen unterliegt. Das Recht, den prinzipiellen Leistungskatalog
festzumachen, muss vielmehr beim Parlament verbleiben. Es dürfen die parlamenta-
rischen Planungs- und Kontrollrechte nicht vollkommen eingeschränkt werden.
Auch ein Familienparafiskus muss einer gesetzlichen Steuerung unterliegen und ei-
ne ministerielle Aufsichtsbefugnis muss sicherstellen, dass dem Argument von
„Schattenhaushalten“ Rechnung getragen wird.

Wie die Ausführungen dieses Kapitels gezeigt haben, spricht vieles für eine Fi-
nanzierung und Organisation familienbezogener Maßnahmen durch einen Parafis-
kus. Eine abschließende Bewertung, ob familienbezogene Maßnahmen über einen
Parafiskus finanziert und organisiert werden ist allerdings letztlich dem politischen
Entscheidungsprozess vorbehalten.

3.3 Ein spezifischer Aspekt: Die Selbstverwaltung von Parafisken

Wie oben bereits mehrfach erwähnt kommt der Selbstverwaltung eines Familienpa-
rafiskus ein besonderer Stellenwert zu. Dabei meint Selbstverwaltung die eigenver-
antwortliche Erledigung öffentlicher Aufgaben durch die davon Betroffenen.
Selbstverwaltung ist ein Mittel der Dezentralisierung, das eine sach- und ortsnahe
Entscheidungsfindung und die Nutzung von externem Sachverstand ermöglicht und
zur Staatsentlastung beitragen soll. Sie kann die Begrenzung des staatlichen Ver-
antwortungsbereichs auf Gewährleistungs- und Regulierungsaufgaben erlauben. Das
Instrument der Selbstverwaltung eröffnet dem Bürger damit grundsätzlich die Chan-
ce, bei der Politikformulierung und –implementierung direkt mitzuwirken. Der
Selbstverwaltung wird letztlich eine positive Wirkung auf die demokratische Sozia-
lisation der Bürger zugeschrieben. Selbstverwaltungsträger gehören nicht der hier-
archischen Ministerialverwaltung an, sie sind institutionell verselbständigt und ver-
fügen über unabhängige Entscheidungsbefugnisse (vgl. z.B. Hendler 1984).

Allein diese kurze Darstellung der Selbstverwaltung im Allgemeinen zeigt, dass
die ihr zugeschriebenen Vorteile und auch deren Zweck sehr eng mit den Argu-
menten und Vorteilen von parafiskalischen Organisationen verbunden sind. Es wird
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auch deutlich, dass eine sach- und ortsnahe Entscheidungsfindung vor dem Hinter-
grund der Defizite im deutschen System familienbezogener Leistungen grundsätz-
lich sehr sinnvoll ist.

In Deutschland gehört die Selbstverwaltung seit der Errichtung der gesetzlichen
Sozialversicherung zu den konstitutiven Merkmalen des deutschen Sozialstaates.
Selbstverwaltete Körperschaften, wie die Sozialversicherungsträger, sind in
Deutschland in ihrer Rechtsform Körperschaften des öffentlichen Rechts. Von einer
„echten“ Selbstverwaltung im Sinne einer eigenverantwortlichen Gestaltung von
Beiträgen, Leistungen und Organisation kann im Bereich der deutschen Sozialversi-
cherung allerdings nicht gesprochen werden (Schnapp 1994). Klenk (2006) disku-
tiert die Grenzen der individuellen Verwaltungspartizipation und die existierenden
Legitimationsdefizite aufgrund interner Steuerungs- und Kontrollprobleme in den
Selbstverwaltungen der deutschen Sozialversicherungen. Sie führt aus, dass in der
gegenwärtigen Form der sozialen Selbstverwaltung dieser nicht das Prädikat einer
partizipativen und effizienten Verwaltungsführung verliehen werden kann. Zu einer
Erneuerung kann es nach Klenk (2006) nur kommen, wenn institutionelle Reform-
maßnahmen durchgeführt werden. Mit drei Strukturmodellen der Sozialversiche-
rungsträger (1) als genossenschaftliche Konsumentendemokratie, (2) als mitbe-
stimmte Unternehmen oder (3) als anstaltliche Selbstverwaltung werden von Klenk
(2006) drei mögliche Entwicklungsszenarien für die Träger der Sozialversicherung
beschrieben. Letztlich ist es eine normative Entscheidung welches Strukturmodell
für welchen selbstverwalteten Akteur sinnvoll erscheint. Auch im Kontext eines
Familienparafiskus wäre deshalb im Vorfeld einer Umsetzung zu entscheiden, wel-
ches Strukturmodell am sinnvollsten wäre und wie insbesondere die ausgemachten
Mängel in der Selbstverwaltung der Sozialversicherungen im Vorfeld verhindert
bzw. reduziert werden können. Grundsätzlich sind diese festgemachten Mängel je-
doch kein Argument gegen eine (neue) Selbstverwaltung, sondern vielmehr ein Ar-
gument für eine sorgfältig durchdachte und wohlüberlegte Einführung eines selbst-
verwalteten Familienparafiskus.

4. Weitere Ausgestaltungsmöglichkeiten eines
Familienparafiskus

Abschließend werden weitere Ausgestaltungsparameter eines Familienparafiskus
diskutiert: die Finanzierungsform und das mögliche Leistungsspektrum. Grundsätz-
lich wäre eine Beitragsfinanzierung eines Familienparafiskus in Anlehnung an die
bisherigen Sozialversicherungsträger denkbar (vgl. für eine solche Diskussion Kin-
green 2007 sowie Spieß 2005). Vor dem Hintergrund der Diskussionen um die exi-
stierende Form der Beitragsfinanzierung der deutschen Sozialversicherung könnte
eine Variante darin bestehen, dass die gesamte Wohnbevölkerung einkommensab-
hängige Beiträge entrichtet. Dies hätte den Vorteil, dass alle Bevölkerungsgruppen
in die Finanzierung einbezogen sind und dass die Beitragszahler mit den Abgaben
klar umrissene Leistungen verbinden können und dadurch ceteris paribus ihre Zah-
lungsbereitschaft steigt. Inwiefern eine Beteiligung der Arbeitgeberseite analog dem
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bisherigen sozialen Sicherungssystem erfolgen sollte, muss im politischen Prozess
entschieden werden. Zum Einen sprechen Erfahrungen aus Frankreich, wo sich die
Familienkasse zu einem Drittel aus Mitteln des Staates und zu etwa zwei Dritteln
aus Abgaben der Arbeitgeber und auch aus Tabaksteuererlösen finanziert für ein
entsprechendes Modell. Zum Anderen würde eine Beitragsbeteiligung der Arbeitge-
ber in der öffentlichen Diskussion mit einem Anstieg der Lohnnebenkosten verbun-
den werden, was aus politökonomischen Gründen die Umsetzungschancen einer
entsprechenden Reformvariante verringern könnte.13

Eine „beitragsfreie“ Variante ist eine Finanzierung von Parafisken über Steuer-
mittel. Für eine solche Variante sprechen systematische Gründe, da die staatliche
Finanzierung familienbezogener Leistungen eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe
ist, die üblicherweise über Steuern finanziert wird (vgl. auch Schmähl 2004). Für
eine Steuerfinanzierung kommen grundsätzlich die Einkommensteuer und die
Mehrwertsteuer in Frage. Letztere Finanzierungsquelle ist jedoch insofern nicht zu
empfehlen, da Familien aufgrund ihrer hohen Konsumquote an der Finanzierung
familienbezogener Leistungen in diesem Falle überdurchschnittlich stark beteiligt
wären. Eine Finanzierung auf der Basis der Einkommensteuer ist sinnvoller, da sie
die steuerliche Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen auch unter Berücksichti-
gung familialer Unterhaltsverpflichtungen am besten widerspiegelt (vgl. auch Alt-
hammer & Romahn 2006). Bei dieser Variante könnte eine Finanzierung aus dem
allgemeinen Steueraufkommen mit der Finanzierung aus einem explizit auf diese
Leistungen bezogenen Steueraufkommen kombiniert werden (vgl. dazu ausführli-
cher Spieß 2005, 2006). Dabei ist beispielsweise an einen „Familienzuschlag“ auf
die Einkommenssteuer in Anlehnung an den „Solidaritätszuschlag“ zu denken.

Außerdem wäre eine Mischung der Finanzierungsinstrumente möglich: Dies
würde bedeuten, dass sich ein Familienparafiskus teilweise aus Beiträgen und teil-
weise aus Steuermitteln finanziert. Ein ähnliches Modell kann letztlich in der fran-
zösischen Familienkasse gesehen werden, die sich neben Arbeitgeberbeiträgen aus
Steuermitteln finanziert (vgl. Spieß 2004: Kapitel 5.1.3).

In dem von einem Familienparafiskus abgedeckten Leistungsspektrum liegt eine
weitere grundsätzliche Ausgestaltungsoption: Es wäre vorab zu entscheiden, welche
familienbezogenen Leistungen in einem solchen Parafiskus enthalten sein sollen.
Wie einleitend bemerkt, ist eine solche Entscheidung fundiert erst nach einer syste-
matischen Evaluierung des Gesamttableaus familienbezogener Leistungen möglich.

Um den Erfolg einer solchen Wirkungsanalyse sicherzustellen, sollten wichtige
Merkmale einer Evaluierung im Allgemeinen und im Speziellen familienbezogenen
Kontext bedacht werden. Zum Einen ist es wichtig, vorab zu definieren, welche
Ziele die Wirkungsanalyse untersucht. Das Bundesfamilienministerium spricht da-
von, eine nachhaltige Familienpolitik anzustreben, die sich durch eine frühe und
gute Förderung von Kindern, die wirtschaftliche Stabilität der Familien sowie die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Mütter und Väter kennzeichnet (vgl. z.B.
BMFSFJ 2007). Eine Wirkungsanalyse sollte diese Ziele berücksichtigen. Eine

                                                          
13 Es ist in der ökonomischen Literatur durchaus umstritten, ob die Arbeitgeberbeteiligung

tatsächlich mit einer Lohnnebenkostensteigerung verbunden ist (vgl. für den Kontext der
Familienkasse Spieß 2005).
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Evaluierung sollte aber auch die heterogenen Bedarfe von Familien und ihren Mit-
gliedern bedenken und eine langfristige Perspektive in dem Sinne einnehmen, als
dass sie die Familie im Lebensverlauf ihrer Mitglieder betrachtet (vgl. dazu auch
BMFSFJ 2006a).14 Außerdem sollte sie prüfen, inwiefern komplementäre, substitu-
tive oder neutrale Wirkungen von familienbezogenen Maßnahmenbündeln existie-
ren. Ferner sollten die Evaluationserfahrungen anderer Länder einbezogen werden.
Aus der Sicht der Betroffenen zeichnet sich das bisherige System familienbezogener
Maßnahmen durch eine hohe Intransparenz aus. Im Sinne der Familien sollte das
System deshalb auch in dieser Hinsicht verbessert werden – auch dies muss eine
Evaluierung mitbedenken. Auf der Basis einer solchen sehr differenziert und zuletzt
auch aufwendig durchzuführenden Wirkungsanalyse sollte über den möglichen Lei-
stungskatalog einer Familienkasse entschieden werden. Ihre Durchführung einer
entsprechenden Evaluierung müsste im wissenschaftlichen Wettbewerb erfolgen,
allerdings von den zuständigen Bundesressorts angestoßen und öffentlich finanziert
werden.

Zum jetzigen Zeitpunkt können in Hinblick auf das Leistungsspektrum vielmehr
nur grundsätzliche Optionen benannt werden. In Anlehnungen an die Empfehlungen
des Wissenschaftlichen Beirats für Familienfragen (BMFSFJ 2006) könnte es eine
Option sein, die sozialversicherungsinternen monetären Leistungen über eine Fami-
liekasse zu finanzieren und damit aus der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Ren-
tenversicherung auszugliedern. Zu den in quantitativer Hinsicht bedeutendsten In-
strumenten zählt die beitragsfreie Mitversicherung von Kindern in der gesetzlichen
Kranken- und Pflegeversicherung und die Anrechnung von Zeiten der Kindererzie-
hung in der gesetzlichen Krankenversicherung. Eine Finanzierung dieser Leistungen
über eine Familienkasse wäre ein erster möglicher Ansatz.

In einem weiteren Schritt könnte eine Integration anderer monetärer Leistungen
des Bundes für Familien erfolgen, dabei ist insbesondere an transferrechtliche Maß-
nahmen, wie z.B. das Elterngeld, zu denken. Steuerrechtliche Maßnahmen des Kin-
dergeldes, also nicht dessen Förderanteil, sind, so argumentieren Althammer und
Rohmahn (2006), nicht für die Bündelung in einer Familienkasse geeignet, da es
sich dabei um keine familienbezogene Leistung im engeren Sinne handelt. Kingreen
(2007) spricht sich dagegen für eine Integration des Kindergeldes und des Kinder-
zuschlags in eine Familienkasse aus. Darüber hinaus argumentiert er, über eine Fa-
milienkasse einen „Elternunterhalt bei Hilfebedürftigkeit im Alter“ abzusichern.
Festzuhalten ist, dass in mittelfristiger Perspektive eine Integration und Bündelung
der familienbezogenen Leistungen des Bundes in einer Familienkasse der Vorrang
gegeben werden sollte. Eine solche mittelfristige Beschränkung hätte den Vorteil,
dass nicht von Anfang alle an familienbezogenen Leistungen beteiligten Gebiets-
körperschaften für das Vorhaben einer Familienkasse gewonnen werden müssten.

                                                          
14 Eine lebensverlaufsorientierte Perspektive ist von zentralem Stellenwert, denn letztlich

kann die Effektivität familienbezogener Maßnahmen nur über den Lebensverlauf von In-
dividuen erfasst werden (vgl. dazu BMFSFJ 2006a). Für einen ersten Ansatz einer Zu-
sammenstellung familienbezogener Maßnahmen über den Lebensverlauf einer Familie,
vgl. BMFSFJ (2007b).
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Damit würden entsprechende aufwendige Abstimmungsprozesse entfallen und die
Umsetzungswahrscheinlichkeit mittelfristig steigen.

Inwiefern in anschließenden Schritten und in einer langfristigen Perspektive auch
Realtransfers der Länder und Kommunen an die Familien in einen Familienparafis-
kus zu integrieren sind, ist weiter zu diskutieren. Vor dem Hintergrund der ganz-
heitlichen Abstimmung familienbezogener Leistungen bei einem familienpolitischen
Akteur und im Sinne einer nachhaltigen Finanzierung dieser Leistungen spricht ei-
niges dafür. Auch das Beispiel Frankreich, wo die Familienkasse auch an der Finan-
zierung der Tageseinrichtungen für Kinder unter drei Jahren beteiligt ist (vgl. z.B.
Veil 2003) könnte als Vorbild dienen.15 Allerdings ist eine solche Integration in
Hinblick auf die verfassungsrechtliche und föderale Ordnung in Deutschland nur
schwer umsetzbar. Kingreen (2007) argumentiert, dass Leistungen, die mit anderen
Subsystemen wie Kindergarten und Schule zusammenhängen, nicht in eine Famili-
enkasse zu integrieren sind. „Leistungssysteme (…), die einen im Gesetz jeweils
genauer umschriebenen besonderen Tatbestand der Bedürftigkeit voraussetzen, bil-
den in einem solchen System einen Fremdkörper“ (Kingreen 2007: 9).

5. Abschließende Zusammenfassung

Abschließend lässt sich rekapitulieren, dass ein Familienparafiskus die Transparenz
familienbezogener Maßnahmen in Deutschland weiter erhöhen würde. Durch die
Zusammenführung weitgehend isolierter Einzelleistungen würden sich die An-
spruchsvoraussetzungen und Einkommensgrenzen der familienpolitischen Maß-
nahmen harmonisieren lassen. Die familienpolitischen Instrumente könnten besser
aufeinander abgestimmt werden. Wenn eine Ausgliederung aus dem allgemeinen
Staatshaushalt stattfände, dann wären die Mittel dem Nonaffektationsprinzip entzo-
gen und es bestände eine zuverlässigere und stabilere, d.h. nachhaltige Finanzie-
rungsbasis. Dies ist eine zentrale Voraussetzung für eine nachhaltige Familienpoli-
tik. Außerdem könnte sich die Akzeptanz des Systems der Familienförderung erhö-
hen und der Abgabenwiderstand mildern, wenn die Mittel einer allgemein akzep-
tierten Zielsetzung, wie der Förderung von Familien, zufließen. Eine explizit auf
familienbezogene Maßnahmen ausgerichtete Institution kann außerdem dazu beitra-
gen, die Relevanz familienbezogener Leistungen für die Gesellschaft und die betrof-
fenen Familienmitglieder stärker zu verdeutlichen und immer wieder in die ge-
samtgesellschaftliche Debatte einzubringen. Eine Diskussion um den Leistungska-
talog eines Familienparafiskus setzt eine gründliche Evaluierung des Gesamtsystems
voraus. Mittelfristig spricht einiges dafür mit einer Integration der familienbezoge-

                                                          
15 Dabei könnte auch daran gedacht werden, die Bundesbeteiligung an der Finanzierung von

Kindertageseinrichtungen, wie sie in dem Beschluss/der Vereinbarung der Bund-Länder-
Arbeitsgruppe zum Betreuungsausbau vom 28. August 2007 festgelegt wurde, über eine
Familienkasse „abzuwickeln“. Damit wäre die Einrichtung von entsprechenden „Sonder-
vermögen“ obsolet.
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nen Maßnahmen der Sozialversicherung und anderen familienbezogenen „Bundes-
leistungen“ in eine Familienkasse zu beginnen.
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